
über die

– Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates
vom 20. bis 24. September 1999 in Straßburg

– die Debatte der Erweiterten Parlamentarischen Versammlung
über die Aktivitäten der OECD am 22. September 1999

Während des dritten Teils der Sitzungsperiode 1999 vom 20. bis 24. Sep-
tember 1999 erörterte die Parlamentarische Versammlung des Europarates
Berichte, behandelte die üblichen geschäftsordnungsmäßigen Vorgänge und
fasste eine Reihe von Beschlüssen zu folgenden Themen:

Bericht des Präsidiums

Bericht des Ministerkomitees
– Vorlage durch den amtierenden Vorsitzenden des Ministerkomitees, den

isländischen Außenminister, M. Halldor Asgrimsson

Fragen der Abg. Wolfgang Behrendt, Rudolf Bindig und Klaus Bühler

Politische Fragen
– Überwachung der von der Slowakei eingegangenen Pflichten und Ver-

pflichtungen (Entschließung 1196 – S. 13, Empfehlung 1419 – S. 14)

Rede des Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues (S. 12)

– Südosteuropa und das Kosovo (Empfehlung 1422 – S. 31)

Rede der Abg. Christa Lörcher (S. 30)

– Die Bedrohung der Demokratie durch extremistische Parteien und Bewe-
gungen in Europa

– Situation in Osttimor (Entschließung 1421 – S. 23)

– Ansprache des Präsidenten des portugiesischen Parlaments, Antonio de
Almeida Santos

– Ansprache des Präsidenten des albanischen Parlaments, Skender Gjinushi

– Ansprache des Marschalls des polnischen Sejm, Maciej Plazynski
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Rechts- und Menschenrechtsfragen
– Europäische Demokratien angesichts des Terrorismus (Empfehlung 1426 –

S. 38, Richtlinie 555 – S. 39)

Rede des Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues (S. 11)

– Die einzelstaatlichen Verfahren zur Benennung von Bewerbern für die
Wahl zum Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (Empfehlung
1429 – S. 44, Richtlinie 558 – S. 45)

– Die Wahl von Richtern für den Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte (Entschließung 1200 – S. 45)

Wanderbewegungs-, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen
– Die Beurteilung der humanitären Situation in der Bundesrepublik Jugo-

slawien insbesondere im Kosovo und in Montenegro (Empfehlung 1424 – 
S. 25)

– Ansprache des Präsidenten von Montenegro, Milo Djukanović

– Die Achtung des humanitären Völkerrechts in Europa (Empfehlung 1427 –
S. 40, Richtlinien 556, 557 – S. 41)

– Ansprache des Präsidenten des Internationalen Komitees des Roten Kreu-
zes, Cornelio Sommaruga

Soziale, Gesundheits- und Familienfragen
– Die Zukunft der älteren Mitbürger: Schutz, Beteiligung, Förderung (Emp-

fehlung 1428 – S. 42)

Umwelt-, Raumordnungs- und Kommunalfragen
– Frieden, demokratische Stabilität und nachhaltige Entwicklung im Mittel-

meerraum und in der Schwarzmeer-Region: Die Rolle der interparlamen-
tarischen Zusammenarbeit (Entschließung 1197 – S. 19)

Wirtschafts- und Entwicklungsfragen
– Die Notwendigkeit einer verstärkten Wirtschaftszusammenarbeit im Mit-

telmeerraum (Entschließung 1198 – S. 21)

Rede des Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues (S. 21)

– Die OECD und die Weltwirtschaft (Entschließung 1199 – S. 25)

– Ansprache des Generalsekretärs der OECD, Donald Johnston

– Wirtschaftlicher Wiederaufbau und Erneuerung in Südosteuropa nach
dem Kosovo-Konflikt (Empfehlung 1423 – S. 32, Richtlinie 554 – S. 34)

Kultur- und Erziehungsfragen
– Die UNESCO (Empfehlung 1420 – S. 16)

Fragen der Landwirtschaft und der Entwicklung des ländlichen
Raums
– Biotechnologie und geistiges Eigentum (Empfehlung 1425 – S. 37)

Reden der Abgeordneten Dr. Wolfgang Wodarg und Wolfgang Behrendt
(S. 8)
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Zum Ablauf der Tagung

Angesichts der Gewalttaten in Osttimor beschloss die Parlamentarische Ver-
sammlung, eine Dringlichkeitsdebatte über die Lage in Osttimor zu führen.

Den Bericht des Ministerkomitees trug der amtierende Vorsitzende des Mi-
nisterkomitees, Halldor Asgrimsson, isländischer Außenminister, vor. Es
sprachen vor der Versammlung der Präsident der Teilrepublik Montenegro,
Milo Djukanović, der Präsident des portugiesischen Parlaments, Antonio
de Almeida Santos, der Generalsekretär der OECD, Donald Johnston, und
der Präsident des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz, Cornelio 
Sommaruga. 

Die Beschlusstexte der Versammlung sowie die Reden und Fragen der Mit-
glieder der deutschen Delegation sind wörtlich, die Antworten auf diese Fra-
gen zum Teil zusammengefasst wiedergegeben.

Schwerpunkte der Beratungen

a) Personalien

Mit großer Mehrheit wählte die Parlamentarische Versammlung am 21. Sep-
tember 1999 den spanischen Rechtswissenschaftler, Alvaro Gil-Robles y Gil
Delgado, für sechs Jahre zum ersten Menschenrechtskommissar des Europa-
rates. Der 55-jährige Gil-Robles ist Jurist, lehrt als Universitätsprofessor in
Madrid und war in verschiedensten Gremien als Experte in Menschen-
rechtsfragen tätig. Gil-Robles setzte sich mit 97 Stimmen gegen die Schwei-
zerin Gret Haller (56 Stimmen) und die Rumänin Monica Luisa Macovei 
(40 Stimmen) durch. Die Amtszeit beginnt am 1. Januar 2000.

Mit diesem neuen Amt als Ergänzung zu dem schon bestehenden Ständigen
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte solle den Menschenrechten in
Form des Kommissars Gestalt und Gesicht gegeben werden. Der Vorschlag
der finnischen Außenministerin Tarja Halonen, damals Mitglied der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates, zur Schaffung eines solchen
Amtes war von den 40 Staats- und Regierungschefs auf dem Europaratsgip-
fel 1997 aufgegriffen worden, obwohl einige Regierungen von der Idee
ebenso wenig begeistert waren, wie die in Straßburg bereits bestehenden Or-
ganisationen auf diesem Gebiet.

Hauptaufgabe des Menschenrechtskommissars wird es sein, das Bewusstsein
für die Bedeutung der Menschenrechte zu stärken und darauf hinzuwirken,
dass ihre uneingeschränkte Geltung und ihre aktive Inanspruchnahme in al-
len 41 Mitgliedstaaten des Europarates gewährleistet werden. Zu seiner Auf-
gabe gehört es auch, dass die Mitgliedstaaten die Menschenrechtserziehung
in den Schulen und während der Ausbildung fördern. Weiter soll er in Zu-
sammenarbeit mit den Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass Strukturen ge-
schaffen werden, die einen wirksamen Schutz vor Menschenrechtsverlet-
zungen gewährleisten. Wann und wo immer er Mängel und Versäumnisse
beim Menschenrechtsschutz feststellt, soll er in den betroffenen Ländern auf
Abhilfe drängen und dabei unterstützend mitwirken. Wann immer es ihm da-
bei notwendig erscheint, kann er das Ministerkomitee des Europarates ein-
schalten.

b) Beratung

Im Zentrum des Interesses des Europarates stand am Mittwoch, den 22. Sep-
tember 1999 die Debatte über Südosteuropa und das Kosovo. Die Parla-
mentarische Versammlung sprach sich für ein Ende des Ölembargos gegen
Serbien aus politischen und humanitären Gründen aus. Nach einer langwie-
rigen Debatte von mehr als sieben Stunden verabschiedeten die Parlamenta-
rier eine Empfehlung, in der sie einerseits den internationalen Druck auf die
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jugoslawischen Behörden zur Durchführung demokratischer Reformen un-
terstützten, und es andererseits für angemessen hielten, aus politischen und
humanitären Gründen auch das Ölembargo gegen Serbien aufzuheben. Im
Rahmen der internationalen Hilfe zur Sicherung der Grundversorgung der
serbischen Bevölkerung müsse auch angesichts des bevorstehenden Winters
ausreichend Energie zur Verfügung gestellt werden. Die Parlamentarier be-
tonten, dass eine Weiterführung der Sanktionen im Laufe des nächsten Win-
ters die demokratischen Kräfte noch mehr schwächen und die Stellung des
gegenwärtigen Regimes festigen würde.

In ihrer Empfehlung setzte sich ferner die Parlamentarische Versammlung
dafür ein, dass die internationale Polizei möglichst bald uneingeschränkt ein-
satzfähig gemacht werde, um die systematische Gewaltanwendung gegen die
im Kosovo verbliebene serbische und Roma-Bevölkerung stoppen zu kön-
nen. Außerdem sollten die Bemühungen fortgeführt werden, die Kosovo-Be-
freiungsarmee zu entwaffnen. Im Kosovo sollten bis zum Sommer nächsten
Jahres demokratisch gewählte lokale Institutionen aufgebaut werden. Es
sollte eine „task force“ des Europarates eingesetzt werden, die beim Wahl-
prozess Hilfestellung leiste, die Zusammenarbeit zwischen politischen Par-
teien fördere und die Arbeit der lokalen Institutionen unterstütze. Nicht zu-
letzt wurde während der Debatte auf die Schwierigkeiten der Teilrepublik
Montenegro hingewiesen. Es wurde angeregt, die demokratischen Reformen
der Regierung von Montenegro weiter zu unterstützen. Auch in Podgorica
und Belgrad sollten Büros des Europarates eingerichtet werden.

In diesem Zusammenhang wies Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues
(CDU/CSU) auf das langsame Verfahren der zivilen Implementierung im
Kosovo hin. Die zugesagten Polizisten zum Beispiel seien immer noch nicht
im Lande. Er appellierte außerdem an alle albanischen Führer, auf ihre Leute
einzuwirken und darauf zu vertrauen, dass es gelinge, Recht, Gerechtigkeit
und Gesetz zum Tragen kommen zu lassen. Insofern solle man auf Rache und
Vergeltung verzichten.

Abg. Christa Lörcher (SPD) ging auf die Lage der Flüchtlinge und der Zi-
vilbevölkerung im Kosovo ein. Der Winter komme, und trotz aller Anstren-
gungen vieler Hilfsorganisationen sei die Situation nach wie vor äußerst kri-
tisch, sagte sie. Wer leide unter solch einem Krieg und seinen Folgen
besonders? Es seien die Kinder, alte Menschen, Kranke und Behinderte. Sie
fragte auch, wie es den Flüchtlingskindern in unserem eigenen Land gehe.
Hätten sie wirklich die gleichen Rechte und Chancen? Hätten sie die nötige
Gesundheitsversorgung, eine gute Bildung? Hätten sie die Möglichkeit, das,
was sie erlebt hätten, auch zu verarbeiten?

Der Präsident Montenegros, Milo Djukanović, sprach vor der Versammlung
und suchte um Unterstützung sowohl bei dem eigenen demokratischen Re-
formprozess als auch bei der Überwindung des Milosović-Regimes nach.
Doch die Parlamentarische Versammlung des Europarates war zu konkreten
Aussagen nicht in der Lage.

In seiner Rede vor der Parlamentarischen Versammlung zeigte sich 
Djukanović enttäuscht über die mangelnde politische Unterstützung der in-
ternationalen Staatengemeinschaft für Montenegro. Angesichts der schwie-
rigen Gratwanderung, die Montenegro zur friedlichen Überwindung der in-
nerjugoslawischen Krise zu bestehen habe, könne er zu der Art und Weise,
wie die übrige Welt Milosović in die Hände spiele, nur feststellen, dass Eu-
ropa noch immer keine Lehren aus den zehn Jahren Jugoslawienkrise gezo-
gen habe.

Auf der einen Seite unterstütze man zwar mit viel Beifall den Reformprozess
seines Landes zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, seit kurzem gebe es
auch erste konkrete Hilfen. Trotz der nahezu vollständigen Isolation der letz-
ten Jahre habe Montenegro vorzeigbare Erfolge auch bei der Privatisierung
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gemacht. Auf der anderen Seite aber müsse Montenegro weiter unter den Fol-
gen der Kriege in Bosnien und im Kosovo und vor allem unter dem Wirt-
schaftsembargo leiden, für dessen Ursachen Montenegro nicht verantwort-
lich sei. Zu den Folgen gehöre auch das enorme Flüchtlingsproblem.

Anlässlich des 50. Jahrestages der vier Genfer Abkommen von 1949, die zu-
sammen mit den beiden Zusatzprotokollen aus dem Jahre 1977 die bedeut-
samsten Instrumente des humanitären Völkerrechts darstellen, befasste sich
die Parlamentarische Versammlung mit der Achtung des humanitären Völ-
kerrechts in Europa. 

Das Jahr 1999 werde als ein Tiefpunkt in die Geschichte der Achtung des hu-
manitären Völkerrechts in Europa eingehen. Vor allem im Kosovo, aber auch
im Kaukasus sei es zu einigen der schlimmsten Verletzungen gekommen.
Deshalb brauche die Welt größere Anstrengungen, um die Einhaltung des
Völkerrechts durchzusetzen und den Schutz der zu seiner Durchführung be-
stehenden Institutionen zu garantieren. Mit dieser Feststellung begann der
Bericht des niederländischen Abgeordneten Erich Jürgens, in dem er der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarates am 23. September eine Be-
standsaufnahme der bedrückenden Entwicklung auf diesem Gebiet vorlegte.
Als Konsequenz daraus komme es ganz wesentlich darauf an, Verstöße ge-
gen das humanitäre Völkerrecht intensiv zu verfolgen und zu bestrafen, da-
mit eine Kultur der Straflosigkeit erst gar nicht Wurzeln schlagen könne.

In diesem Sinne sei der vor kurzem beschlossene Internationale Strafge-
richtshof mit weltweiter Zuständigkeit sehr zu begrüßen. Bis zum Beginn sei-
ner Arbeitsaufnahme müsse alles getan werden, damit die Kriegsverbrecher-
tribunale für das Ehemalige Jugoslawien und für Ruanda ihre Arbeit
wirkungsvoll verrichten könnten. Während der Debatte betonten die Parla-
mentarier, dass aber kein internationales Tribunal den Staaten ihre Ver-
pflichtungen abnehmen könne, für die Durchsetzung des Völkerrechts zu
sorgen und gegen jeden vorzugehen, der dieses Recht verletze. Grundlage
dieses Rechts seien die vier Genfer Abkommen von 1949, mit denen in Zei-
ten bewaffneter Konflikte Regeln aufgestellt wurden, wie Personen, die nicht
oder nicht mehr an Feindseligkeiten teilnehmen, zu behandeln seien.

Während der Debatte sprach der Präsidenten des Internationalen Komitees
des Roten Kreuzes, Cornelio Sommaruga, zu den Abgeordneten des Europa-
rates und forderte sie auf, seine Bemühungen zur Durchsetzung von Demo-
kratie, Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Menschenrechte verstärkt fort-
zusetzen, denn Europa habe gelernt, dass Staaten mit einer demokratischen
Regierung und auf der Grundlage des Rechts und der Respektierung der
Menschenrechte aufbauend selten aggressive Kriege führen. Das beweise,
dass die Demokratisierung eine der besten Vorbeugungsmaßnahmen gegen
bewaffnete Konflikte sei. 

Die Parlamentarische Versammlung verabschiedete eine Entschließung, mit
der die Außenminister des Europarates aufgefordert wurden, dem huma-
nitären Völkerrecht bei der Erarbeitung von Programmen für eine bessere
rechtliche Zusammenarbeit und Ausbildung auf diesem Gebiet größeres Ge-
wicht zu geben und die Einhaltung des Rechts in die bestehenden Überwa-
chungsmechanismen einzubeziehen. Die Regierungen der Mitgliedstaaten
wurden aufgefordert, die Zusatzprotokolle 1 und 2 von 1997 zu den Genfer
Abkommen aus dem Jahr 1949 zu ratifizieren und alle Vorbehalte aufzuge-
ben, die sie gegenüber diesem Rechtsinstrument angemeldet haben. 

Die Parlamentarische Versammlung beschloss außerdem, eine Dringlich-
keitsdebatte zur Situation in Osttimor angesichts der Gewalttaten in diesem
Land durchzuführen.

In ihrer Debatte betonte die Parlamentarische Versammlung, dass die Anne-
xion Osttimors durch Indonesien von der internationalen Gemeinschaft nie
akzeptiert worden sei. Sie würdigte die diplomatischen Anstrengungen durch
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die Vereinten Nationen, Osttimor einen Autonomiestatus zu gewähren. Die
Parlamentarier verurteilten nachdrücklich die Massaker sowie die Gewalt-
und Terrorakte, die von den pro-indonesischen Milizen nach dem Referen-
dum vom 30. August 1999 begangen wurden. Bei diesem Referendum, das
unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen stattfand, hatten sich
78,6 % der Bevölkerung für die Unabhängigkeit Osttimors ausgesprochen.
Die Versammlung bedauerte, dass die internationale Gemeinschaft trotz
zahlreicher Warnungen und der tragischen Folgen der Krisenbewältigung im
Kosovo nicht die zur Vermeidung dieser Tragödie zwingend erforderlichen
Maßnahmen ergriffen habe.

Indonesien wurde aufgefordert sicherzustellen, dass die indonesischen
Streitkräfte die Menschenrechte wahren und das Recht der Völker auf Selbst-
bestimmung und Unabhängigkeit achten. Die Versammlung forderte ferner,
die für die Gräueltaten verantwortlichen Milizen sofort zu entwaffnen und sie
dann aufzulösen. Allen aus Osttimor Vertriebenen müsse eine sichere Rück-
kehr gewährleistet werden. Die Versammlung forderte die Mitgliedstaaten
des Europarates unter anderem auf, Timor-Lorosei als unabhängigen Staat
anzuerkennen, zur humanitären Hilfe für die dortige Bevölkerung beizutra-
gen und Waffenverkäufe an Indonesien auszusetzen.

In einer weiteren Debatte befasste sich die Parlamentarische Versammlung
mit der Überwachung der Pflichten und Verpflichtungen durch die Slo-
wakei als Mitgliedstaat. Sie nahm die von der Slowakei erreichten Fort-
schritte zur Angleichung seiner demokratischen und rechtsstaatlichen Nor-
men und die der Achtung der Menschenrechte an die Anforderungen des
Europarates zum Anlass, das Land aus der politischen Überwachung zu ent-
lassen. Auch wenn von Bratislava noch nicht alle Verpflichtungen eines
Mitgliedstaates des Europarates erfüllt werden konnten, rechtfertigt nach
Ansicht der Abgeordneten aus den übrigen Mitgliedstaaten die in dem Land
im letzten Jahr zu verzeichnende überaus positive Entwicklung diesen
Schritt. Die slowakische Republik könne sich nun, nach der Beendigung des
Monitoring-Verfahrens, als vollwertiges Mitglied des Europarates betrach-
ten.

Seit der Aufnahme der Slowakei am 30. Juni 1993 hatte es immer wieder zum
Teil heftige Kritik an dem mangelnden Reformwillen der Slowakei gegeben.
Drei Jahre nach dem Beitritt hatte die Versammlung erhebliche Mängel bei
den Rechten der Opposition, besonders bei der Mitarbeit in parlamentari-
schen Kontrollausschüssen, bei der Unabhängigkeit der Gerichte und der
Umsetzung von Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes, sowie bei der
Pressefreiheit vor allem in Wahlkampfzeiten und beim Aufbau einer kom-
munalen und regionalen Selbstverwaltung festgestellt und kritisiert. In der
Frage des Minderheitenschutzes hatte es durch das Staatssprachengesetz so-
gar eine deutlich negative Entwicklung gegeben.

Noch in einem Zwischenbericht im Dezember 1998 hatte der Monitoring-
Ausschuss zwar graduelle Fortschritte und gute Absichten, aber keine grund-
legende Besserung der Situation feststellen können. Erst nach den Parla-
mentswahlen vor einem Jahr und der anschließenden Verfassungsreform, die
auch die Wahl des Staatspräsidenten in unmittelbarer und allgemeiner Wahl
erlaubte, trat dann die positive Veränderung in der Entwicklung ein, die jetzt
zum Abschluss des Überwachungsverfahrens führte. Die Berichterstatter be-
gründeten während der Debatte ihre von der Versammlung übernommene
Empfehlung damit, dass die Slowakei inzwischen neben der Europäischen
Menschenrechtskonvention und ihrer Zusatzprotokolle auch die Antifolter-
konvention, die Rahmenkonvention zum Schutz nationaler Minderheiten
und die Europäische Sozialcharta ratifiziert habe. Auch seien die meisten der
1996 angemahnten Verbesserungen durchgeführt oder ihre Umsetzung, oft in
enger Zusammenarbeit mit dem Europarat, durch gesetzliche Verfahren be-
schlossen oder eingeleitet worden.
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Einen Blankoscheck für die Slowakei bedeutet die Entscheidung der Parla-
mentarischen Versammlung freilich nicht: Zum einen wird das Ministerko-
mitee des Europarates über sein Programm zur Konsolidierung der demo-
kratischen Stabilität weiter ein Auge auf die Reformfortschritte in den
Bereichen Justiz, Lokal- und Regionalautonomie, Medienfreiheit und Min-
derheitenschutz behalten. Zum anderen mahnt die Parlamentarische Ver-
sammlung in ihrer Entschließung auch ganz konkret eine Revision des Sta-
tuts des Preßburger Staatsrundfunks und Fernsehens ein, das in seiner
gegenwärtigen Form dessen Unabhängigkeit nicht garantieren könne.

In diesem Zusammenhang ging Abg. Prof. Dr. Hornhues (CDU/
CSU) auf das Bemühen der Slowakei, Mitglied der Europäischen Union zu
werden, ein. Er forderte die Mitgliedsländer der Europäischen Union auf, ge-
meinsam auf die Kommission der Europäischen Union und auf die Regie-
rungen einzuwirken, damit Sorge dafür getragen werde, dass am Ende dieses
Jahres beim Gipfel der Europäischen Union in Finnland die finnische Präsi-
dentschaft der Slowakei mitteilen könne, dass sie endlich in den Kreis der
Bewerberländer aufgenommen worden sei. 

Die Parlamentarische Versammlung beriet außerdem das Thema einer ver-
stärkten Wirtschaftszusammenarbeit im Mittelmeerraum. Sie sprach
sich dafür aus, die wirtschaftliche Zusammenarbeit im Mittelmeerraum zu
verstärken und die Zusammenarbeit mit der Schwarzmeer-Region zuguns-
ten einer gemeinsamen nachhaltigen Entwicklung auszubauen. Die Parla-
mentarier unterstützten in einer Entschließung die Bestrebungen der von der
Europäischen Union errichteten Euro-Mittelmeer-Partnerschaft (Barcelona-
Prozess), bis zum Jahr 2010 eine Freihandelszone aufzubauen. Das Nord-
Süd-Zentrum des Europarates in Lissabon wurde aufgefordert, seine Mög-
lichkeiten zur Verständigung zwischen allen Mittelmeeranrainerstaaten
intensiv zu nutzen.

Die Europäische Union und die Europäische Investitionsbank in Luxemburg
wurden zugleich aufgefordert, ihre Aktivitäten im Zusammenhang mit der
Euro-Mittelmeer-Partnerschaft auszuweiten und vor allem die Fördergelder
für den Aufbau von Klein- und Mittelbetrieben zu erhöhen. Außerdem sollte
die Kooperation zwischen Unternehmen und Niederlassungen in verschie-
denen Mittelmeerstaaten stärker gefördert werden. Die Parlamentarier ap-
pellierten außerdem an die Weltbank, neue Finanzinstrumente für diese Re-
gion bereitzustellen.

In einer weiteren Entschließung hieß es, der Europarat sollte zu einem Bin-
deglied zwischen dem Mittelmeer- und dem Schwarzmeerraum entwickelt
werden, da alle betroffenen Länder in Straßburg Mitglied seien. Darin wurde
die Ausarbeitung einer Charta der nachhaltigen Entwicklung des Mittel-
meerraumes und der Schwarzmeerregion gefördert. Die bulgarische Delega-
tion warb in der Versammlung dafür, die 6. Konferenz des Mittelmeerraumes
im Oktober 2000 in Warna auszurichten.

Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues (CDU/CSU) appellierte an die Kol-
legen aus den nordeuropäischen Ländern, sich nicht zurückzulehnen, wenn
es um die Probleme im Süden des Kontinents gehe, von denen sie nicht so
unmittelbar betroffen seien. Es könne schließlich auch einmal um Probleme
des Nordens gehen, bei denen sie dann dankbar wären, wenn die Kollegen
aus dem mediterranen Raum oder vom Schwarzen Meer sich für diese Pro-
bleme interessierten. Abgeordneter Hornhues fuhr fort: „Der Bericht macht
deutlich, welche Chancen in einer verbesserten Kooperation liegen und wel-
che Notwendigkeiten, aber auch welche Risiken es gibt“.

Nicht zuletzt behandelte die Parlamentarische Versammlung den Bericht des
deutschen Berichterstatters, Abg. Wolfgang Wodarg (SPD), zum Thema
„Biotechnologie und geistiges Eigentum“. Die Parlamentarische Ver-
sammlung verabschiedete eine Empfehlung an das Ministerkomitee, wonach
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Gene, Zellen, Gewebe oder Organe, die Pflanzen, Tiere oder Menschen ent-
nommen wurden, nicht als Erfindung zu betrachten seien. Daher solle auf sie
auch kein ausschließlicher, mittels Patent geschützter Eigentumsanspruch er-
hoben werden können. Dafür sprächen ethische Gründe, aber auch, dass es
bei derartigen Patenten etwas unmöglich erscheint, öffentliche und private
Interessen in Einklang zu bringen. Denn Lebewesen könnten sich im Ge-
gensatz zu technisch-mechanischen Erfindungen fortpflanzen, auch nach-
dem sie patentiert seien.

Die Parlamentarische Versammlung forderte die Außenminister auf, in Zu-
sammenarbeit mit der Weltorganisation für geistiges Eigentum, der Welt-
ernährungsorganisation (FAO) und der Welthandelsorganisation (WTO) ein
geeignetes System zum Schutz des geistigen Eigentums auf dem Gebiet der
Biotechnologie zu erörtern. Dieses Schutzsystem müsse im Einklang mit den
Grundlagen des internationalen Übereinkommens über die biologische Viel-
falt stehen als auch den Erfordernissen der weltweiten privaten und öffentli-
chen Interessen gerecht werden, und sollte die weltweite Gesetzgebung in
diesem Bereich verbessern. Zugleich wurde von den Parlamentariern ein
Verhaltenskodex für auf dem Gebiet der Biotechnologie tätige Wissen-
schaftler und Forschungslabore vorgeschlagen, damit einerseits der freie
wissenschaftliche Zugang zu den genetischen Grundlagen erhalten bliebe
und die Entwicklungsländer andererseits auch von den Vorteilen profitieren
könnten. Das „Gemeinsame Erbe der Menschheit“ müsse geschützt werden.

Die Parlamentarische Versammlung des Europarates äußerte in ihrer Ent-
schließung die Befürchtung, dass die von Patentämtern gewährten Monopole
die Artenvielfalt und den genetischen Reichtum und seine natürliche Nut-
zung erheblich einschränken könnten. Der Berichterstatter Abg. Dr.
Wolfgang Wodarg (SPD) nannte als Beispiel für diese gefährliche Ent-
wicklung einen krassen Fall aus Indien, wo der Neembaum traditionell als
Heilpflanze genutzt werde. Seine Heilkräfte, die chemische Zusammenset-
zung seiner Säfte und deren genetische Grundlagen seien von einem großen
Konzern in englischer Sprache beschrieben und erfolgreich als Patent ange-
meldet worden. Wenn Inder nun ihre eigene Pflanze wirtschaftlich nutzen
wollten, verlange der Konzern hohe Lizenzgebühren. Dies sei nichts ande-
res als moderner Bio-Kolonialismus, meinte der Berichterstatter. Um sol-
chen Bio-Kolonialismus zu verhindern und das Ausräubern schwacher, aber
an natürlichen Ressourcen reicher Staaten zugunsten einer gerechteren Ko-
operation zu beenden, sei in die von allen europäischen Staaten unterzeich-
nete Konvention zur Erhaltung der biologischen Vielfalt eine rechtsverbind-
liche Regelung aufgenommen worden, so z. B. die Forderung, dass erstens
mit der Nutzung genetischer Ressourcen verbundene Gewinne auch dem
Ursprungsland zugute kommen müssten. Zweitens solle die biologische
Vielfalt gefördert werden. Drittens sollten Entwicklungsländer Anreize hier-
für erhalten. Viertens solle jeder Staat das Recht haben, seine eigenen Res-
sourcen selbst zu nutzen. Fünftens müsse ein freier Zugang zu den geneti-
schen Ressourcen bestehen. Sechstens forderte der Berichterstatter die
Entwicklung internationaler Managementregelungen für genetische Res-
sourcen, siebtens die Verpflichtung zur internationalen Zusammenarbeit zur
Umsetzung und Etablierung dieser Regeln.

Abg. Wolfgang Behrendt (SPD) erklärte, dass es hier natürlich auch um er-
hebliche wirtschaftliche Interessen gehe. Man müsse sich nur einmal verge-
genwärtigen, dass zwischen 1981 und 1995 weltweit 1175 Patente für Erfin-
dungen erteilt worden seien, bei denen der Schutzgegenstand menschliche
DNA-Sequenzen seien. Die Diskussion habe deutlich gezeigt, dass natürlich
auch Arbeitsplätze eine Rolle spielten, dass Innovationen und damit verbun-
dene Investitionen auch wichtig seien. 

Wie jedes Jahr diskutierte die um OECD-Delegationen erweiterte Parlamen-
tarische Versammlung des Europarates den Tätigkeitsbericht und die Ar-
beit der OECD. Die Parlamentarier aus 51 Staaten und dem Europäischen
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Parlament begrüßten die dadurch gebotene Möglichkeit, zum Erreichen der
Ziele der OECD beizutragen. Der Bericht gab einen Überblick über die Po-
litik und die Aktivitäten der OECD sowie über die wirtschaftliche Lage in
den OECD-Ländern und der ganzen Welt. 

Die Erweiterte Parlamentarische Versammlung stellte zunächst fest, dass die
Weltwirtschaft nach den Turbulenzen im Jahre 1997 wegen der Finanzkrisen
in Asien und Russland im Jahre 1998 wieder in gewissem Maße zur Ruhe
gekommen sei. Im OECD-Raum sei in den Jahren 1999 und 2000 ein Wirt-
schaftswachstum von etwas mehr als 2 % zu erwarten. Der Welthandel werde
1999 zwar nur um 3,9 % wachsen, im Jahr 2000 dürfte das Wachstum mit
5,6 % aber ein schnelleres Tempo vorlegen. 

Nach Auffassung der OECD ist die weiterhin gesunde Entwicklung der
Volkswirtschaft der USA von entscheidender Bedeutung für die Weltwirt-
schaft. Sollte sich diese Entwicklung – was nicht auszuschließen sei – in ab-
sehbarer Zeit verlangsamen, müßten die USA dabei unterstützt werden, ihre
„Lokomotivfunktion“ für die Weltwirtschaft beizubehalten. 

Die Versammlung zeigte sich besorgt über die wirtschaftliche Lage in Japan.
Für die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt werde für das Jahr 2000 nur ein
Nullwachstum vorausgesagt. Die japanische Regierung und das Parlament
wurden aufgerufen, die Strukturreform wieder aufzunehmen und das Land
für den Außenhandel und für die Auslandsinvestitionen zu öffnen. 

Wolfgang Behrendt, MdB Klaus Bühler, MdB

Leiter der Delegation Stellvertretender Leiter der Delegation
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Montag, 20. September 1999

Tagesordnungspunkt

Bericht des Präsidiums
(Drucksache 8502 und Addenda)

Berichterstatter:
Abg. Vlasta Stepová (Tschechische Republik)

Tagesordnungspunkt

Ansprache des Generalsekretärs des
Europarates, Walter Schwimmer (Österreich)

Tagesordnungspunkt

Ansprache des Marschalls der polnischen
Sejm, Maciej Plazynski

Tagesordnungspunkt

Biotechnologie und geistiges Eigentum
(Drucksache: 8459)

Berichterstatter:
Abg. Dr. Wolfgang Wodarg (Bundesrepublik

Deutschland, SPD)
Abg. Viktor Vishnyakov (Russland)

Fortsetzung am Donnerstag, 23. September 1999

Rede des Abg. Wolfgang Wodarg (SPD): Sehr geehrter
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir
beobachten in den letzten Jahren eine beunruhigende Ent-
wicklung. Während unserer Konferenz in Oviedo haben
wir anschauliche Beispiele dafür gehört, besonders aus
Indien, wie zurzeit und wie in der Welt mit biotechnolo-
gischen Methoden etwas völlig Neues gemacht wird, wel-
che neuen Strategien die Wirtschaft verfolgt. Wir haben
dort gehört, dass der Neembaum, eine traditionelle Nutz-
pflanze der Inder, untersucht worden ist. Seine Heilkräfte,
die chemische Zusammensetzung seiner Säfte und deren
genetische Grundlagen wurden von einem großen Kon-
zern in englischer Sprache beschrieben und mit Erfolg als
Patent angemeldet. Wenn Indien jetzt seine traditionelle
Nutzpflanze selbst wirtschaftlich nutzen wollte, müsste es
an diesen Konzern hohe Lizenzgebühren zahlen. Man
spricht bei dieser Art der Politik und der wirtschafltichen
Expansion inzwischen von Biokolonialismus.

Um solchen Biokolonialismus zu verhindern und das
Ausräubern schwacher, aber an natürlichen Ressourcen
reicher Staaten zugunsten einer gerechteren Kooperation
zu beenden, wurde in die von allen europäischen Staaten
unterzeichnete Konvention zur Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt eine rechtsverbindliche Regelung aufge-
nommen, so zum Beispiel die Forderung, dass erstens mit
der Nutzung genetischer Ressourcen verbundene Ge-
winne auch dem Ursprungsland zugute kommen müssen.

Sharing of benefits ist das Stichwort. Zweitens soll die
biologische Vielfalt gefördert werden. Drittens sollten
Entwicklungsländer Anreize hierfür erhalten. Viertens
soll jeder Staat das Recht haben, seine eigenen Ressour-
cen selbst zu nutzen. Fünftens muss ein freier Zugang zu
den genetischen Ressourcen bestehen. Common heritage
of mankind ist hier das Stichwort. Sechstens wurde die
Entwicklung internationaler Management-Regelungen
für genetische Ressourcen gefordert, siebtens die Ver-
pflichtung zur internationalen Zusammenarbeit zur Um-
setzung und Etablierung dieser Regeln.

In Europa, so wollen es die wirtschaftlich Starken, sollen
gemäß der EU-Patentrichtlinie 98/44/EC Pflanzen, Tiere
und menschliche Zellen und Gewebe patentiert werden
dürfen. Es gibt dazu bereits über 100 Anträge beim Euro-
päischen Patentamt. Ohne dass ein EU-Staat bisher die
Patentrichtlinie der Kommission in nationales Recht um-
gesetzt hätte, hat vor drei Wochen das Europäische Paten-
tamt in München seine Zulassungspraxis bereits an die
neue Richtlinie angepasst. Hiergegen protestieren
Holland und Italien, die beim Europäischen Gerichtshof
gegen die Patentrichtlinie klagen, sowie Norwegen, das
Protest beim Europäischen Patentamt selbst einlegte, weil
die Patentierung von Lebewesen und von deren Teilen in
vielen Punkten der Konvention zur Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt widerspricht.

Im internationalen Kontext wird geschätzt, dass sich der
Anteil der durch Rechte am geistigen Eigentum geschütz-
ten Produkte von früher 10 bis 20 Prozent auf über 80 Pro-
zent steigern wird. Damit kommt dem System zum Schutz
geistigen Eigentums in Zukunft eine wirtschaftsstrategi-
sche Rolle zu.

Da Patente den Schutzrechtsinhabern absolute Verfü-
gungs- und Ausschließlichkeitsrechte zugestehen, sind
die Sorgen der Entwicklungsländer groß. Mit den interna-
tionalen Patentabkommen, den EU-Richtlinien und den
TRIPS-Verträgen konnten weitreichende negative Aus-
wirkungen für die Ökonomien der Entwicklungsländer
vorausgesagt werden, wie zum Beispiel Schwierigkeiten
beim Zugang zur industriellen Nutzung ihrer Ressourcen,
Devisenabfluss durch Lizenzgebühren, steigende Preise
zum Beispiel für Saatgut und Pharmaka, Verbot spezifi-
scher landwirtschaftlicher Verfahren etc. Gerade die
Landwirtschaft nimmt in den Entwicklungsländern einen
zentralen Stellenwert ein, und viele Länder bleiben wei-
terhin auf Erwirtschaftung von Devisen durch Agrarex-
porte angewiesen.

Das Trade-Related-Intellectual-Property-Rights-Abkom-
men der WTO enthält derzeit noch die Verpflichtung, Pa-
tente auf Gene von Pflanzen, Tieren, Zellen und Gewebe
zuzulassen. Die Mitgliedsländer müssen diesen Vertrag
bis zum 1. Januar des Jahres 2000, also in einem Viertel-
jahr, in nationales Recht umsetzen.

Vorher – und das haben die Entwicklungsländer durchge-
setzt – sollte jedoch die strittige Regelung betreffend Pa-
tente auf Leben überprüft werden. Diese eigentlich für
1999 vorgesehene Prüfung wird vor allem von den USA
nicht gewollt und hat bisher nicht stattgefunden.
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Weil in diesem Herbst die WTO in Seattle erneut dieses
Thema behandeln wird, hat sich die Gruppe der afrikani-
schen Staaten auf eine Intervention geeinigt. Sie stehen
dabei für viele Entwicklungsländer.

Sie fordern: Die geplante Überprüfung soll klarstellen,
dass Pflanzen und Tiere genau wie Mikroorganismen und
andere Lebewesen oder deren Teile nicht patentiert wer-
den dürfen.

Sie fordern außerdem Kriterien und Bedingungen für ei-
nen Schutz geistigen Eigentums in diesem Bereich auf na-
tionaler Ebene. In Übereinstimmung mit der Biodiver-
sitäts-Konvention und den Regelungen der FAO sollen
Innovationen und geistiges Eigentum so geschützt wer-
den, dass lokale Agrargemeinschaften, traditionelle land-
wirtschaftliche Praktiken sowie das Recht auf Sicherung
und Austausch von Saatgut erhalten werden. Die wettbe-
werbsfeindlichen Patentierungspraktiken des TRIPS zer-
stören die Souveränität der Nahrungsmittelproduktion der
Entwicklungsländer.

Die afrikanischen Mitgliedstaaten der WTO fordern ge-
meinsam mit anderen Entwicklungsländern eine entspre-
chende Änderung des Art. 27, 3b des TRIPS-Abkom-
mens. Anlässlich der WTO-Ministerkonferenz in Seattle
sollen hierfür die Weichen gestellt werden.

Sie fordern auch, dass die Umsetzung des TRIPS-Ab-
kommens in nationales Recht deshalb zumindest um fünf
Jahre verschoben werden sollte.

Der vorliegende Antrag aus der Kommission für Land-
wirtschaft und ländliche Entwicklung unterstützt den Te-
nor dieser Bemühungen.

Der Antrag unterstützt außerdem unsere Mitgliedstaaten
Holland und Italien sowie Norwegen, die sich gegen die
Patentrichtlinien der Europäischen Kommission wenden,
weil diese ähnliche Regelungen wie das TRIPS-Abkom-
men enthalten. Holland und Italien klagen zurzeit gegen
die Patentrichtlinien beim Europäischen Gerichtshof.
Norwegen hat seine Bedenken direkt beim Europäischen
Patentamt geltend gemacht. Wir sollten durch unseren
heutigen Beschluss diese Bemühungen um den Schutz der
Entwicklungsländer und um den Erhalt der biologischen
Vielfalt unterstützen.

Ich danke Ihnen.

Rede des Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): Vielen Dank,
Frau Vorsitzende. – Ich denke, die Debatte hat gezeigt,
wie schwierig die Materie ist und dass wir uns auf einer
Gratwanderung befinden, und zwar zwischen den wohl-
verstandenen Interessen der Erfinder und auch der Wirt-
schaft einerseits und ethischen Interessen andererseits.
Wir müssen einen Weg finden, wie man diese unter-
schiedlichen Gesichtspunkte auf einen gemeinsamen
Nenner bringt.

Hier geht es natürlich auch um erhebliche wirtschaftliche
Interessen. Man muss sich nur einmal vergegenwärtigen,
dass zwischen 1981 und 1995 weltweit 1 175 Patente für
Erfinder erteilt wurden, bei denen der Schutzgegenstand
menschliche DNA-Sequenzen sind.

Hier in der Diskussion wurde deutlich, dass natürlich auch
Arbeitsplätze eine Rolle spielen, dass Innovationen und
damit verbundene Investitionen eine Rolle spielen.

Ich finde, unsere Diskussion hat die unterschiedlichen Fa-
cetten dieses schwierigen Themas sehr gut verdeutlicht.
Sie hat gleichzeitig aufgezeigt, dass noch sehr viele Wi-
dersprüche zu klären sind.

Ich denke, in der Zielsetzung sind wir uns einig. Wir se-
hen auf der einen Seite, welche Bedeutung die entspre-
chenden Patente haben, insbesondere auch für die Wirt-
schaft, und wir erkennen auf der anderen Seite, dass
ethische Mindestkriterien formuliert werden müssen.
Hier liegt eine wesentliche Aufgabe gerade des Europa-
rats. Ich meine, wenn wir die vorliegenden Empfehlun-
gen annehmen, leisten wir damit einen sehr wichtigen
Beitrag zur Lösung von Zielkonflikten, leisten wir einen
wichtigen Beitrag, um zu einer ausgewogenen und abge-
wogenen Lösung der Probleme zu gelangen. – Vielen
Dank.

Tagesordnungspunkt

Europäische Demokratien angesichts 
des Terrorismus
(Drucksache: 8507)

Berichterstatter:
Abg. José-Luis López Henares (Spanien)

Abg. Rodica-Mihaela Stanoiu (Rumänien)
Fortsetzung am Donnerstag, 23. September 1999

Rede des Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues (CDU/
CSU): Frau Präsidentin! Meine verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Ich möchte zunächst einmal den Bericht-
erstattern danken. Das ist hier Ritual, ich glaube aber, es
sollte eine dankbare Pflicht sein, für mich jedenfalls, die
ich gerne erfülle, wenn ich dankeschön sage.

Der Bericht hat deutlich gemacht, wie wichtig das Thema
ist. Wer es noch nicht gewusst hat, der wird durch die un-
menschlichen Anschläge, die sich gerade in Russland er-
eignet haben, erneut ins Bewusstsein gehämmert oder
besser: gebombt bekommen, wie brisant und wie wichtig
dieses Thema ist.

Terrorismus bedeutet meiner Auffassung nach in Demo-
kratien immer einen Anschlag auf diese Demokratie, wo-
bei ich dem Kollegen McNamara zustimme, dass wir De-
mokratie nicht darauf reduzieren müssen, dass eine
Stimme Mehrheit das demokratische Prinzip ausmacht.
Demokratie, so glaube ich, muss immer auch einen um-
fassenden Schutz der Menschenrechte beinhalten, die
durch Mehrheitsbeschlüsse nicht tangiert werden dürfen
und können. Wenn wir diesen Katalog, mit dem wir uns
oft beschäftigt haben, hinreichend breit anlegen, sind wir,
so glaube ich, gefeit davor, das Prinzip der Abstimmun-
gen zu missbrauchen.

Das große Problem freiheitlicher Staaten, mit dem Terro-
rismus umzugehen, ist immer, dass man sich in dem 
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Augenblick, wo etwas geschieht, unendlich wehrlos, un-
endlich hilflos vorkommt und die Menschen im Lande da-
nach schreien: Ihr Politiker müsst doch etwas tun! Man
gerät in einer solchen Situation immer in Gefahr, aus ei-
gener Verzweiflung heraus überzureagieren, Sonderge-
setze zu fordern, der Polizei irgendwelche Sonderrechte
einzuräumen. Wir haben in Deutschland – das ist eben
schon angeklungen – in der Vergangenheit unsere beson-
deren Erfahrungen mit dem Terrorismus gemacht. Ich
werde nie die bittere Stunde vergessen, als ein von mir im
Übrigen sehr geschätzter berühmter Schriftsteller aus ei-
nem Nachbarland, nämlich aus Frankreich, Jean Paul 
Sartre, unsere in Stammheim einsitzenden Terroristen
aufsuchte, um zu überprüfen, ob sie auch menschlich be-
handelt wurden. Das hat wehgetan, es hat aber auch deut-
lich gemacht, wie empfindsam andere sind und wir mitei-
nander sein müssen, wenn es darum geht, bei der
Bekämpfung des Terrorismus die Rechtsstaatlichkeit und
das Recht um jeden Preis zu verteidigen.

Dem Recht, der Rechtsstaatlichkeit, dem demokratischen
System als Ganzem gilt in der Regel immer wieder der
Angriff des Terrors.

Deswegen bin ich sehr dankbar, dass in dem Bericht ge-
rade dieser Gedanke einen hinreichend breiten Raum ge-
funden hat.

Verehrte Kollegen aus Russland, wenn Sie angemahnt ha-
ben, dass wir vor einigen Jahren das Tschetschenien-Pro-
blem hier nicht so diskutiert haben, wie Sie es gerne ge-
habt hätten, dann hatte das auch etwas damit zu tun, dass
nach Auffassung der Mehrheit in diesem Hause das Pro-
blem die Überreaktion des Staates auf das war, was dort
geschah, dass dort die Reaktion im Mittelpunkt stand und
nicht mehr der auslösende Punkt. Dies scheint mir von be-
sonderer Bedeutung zu sein.

Einen weiteren Punkt möchte ich besonders hervorheben
– er kommt in diesem Bericht deutlich vor –: Wir haben
in Europa und darüber hinaus gewaltige Ressourcen für
die Bekämpfung des Terrorismus, wenn wir unsere Ko-
operationsmechanismen verbessern. Dass in den letzten
Tagen in Österreich einige unserer Topterroristen zum
Teil gefangen, zum Teil bei der Festnahme getötet worden
sind, hat deutlich gemacht, dass man zusammenarbeitet.
dass das zufälligerweise geschah und Mechanismen 
– Rückmeldungen – nicht ganz funktionierten, ist ein an-
deres. Ich glaube, wir haben eine Menge an Möglichkei-
ten der Verbesserung der Kooperation. Europol innerhalb
der Europäischen Union ist ein Anfang. Aber wir sind hier
mehr als die Europäische Union, mindestens quantitativ,
von der Zahl der Länder her. Es gibt eine Fülle von Mög-
lichkeiten, die bisher wegen vieler nationaler und auch
egoistischer Vorbehalte nicht genutzt worden sind.

Ich möchte den Berichterstatter und den Ausschuss er-
muntern, dem Thema, nachdem wir unseren Beschluss 
gefasst haben, treu zu bleiben, die Empfehlung an das Mi-
nisterkomitee im Hinblick darauf zu verfolgen, was
tatsächlich geschieht, und uns immer wieder darauf hin-
zuweisen, was geschehen muss.

Cum grano salis stimme ich der Empfehlung zu. Ich darf
mich noch einmal sehr herzlich bei Ihnen, lieber Herr Be-
richterstatter, für die Mühe bedanken, die Sie sich mit die-
sem unendlich wichtigen Thema gemacht haben.

Danke schön.

Dienstag, 21. September 1999

Tagesordnungspunkt

Die Überwachung der von der Slowakei einge-
gangenen Pflichten und Verpflichtungen

(Drucksache 8496)

Berichterstatter:
Abg. Göran Magnusson (Schweden)

Abg. Juris Sinka (Lettland)

Rede des Abg. Karl-Heinz Hornhues (CDU/CSU): Herr
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich ge-
stehe, dass mich selten ein Bericht so sehr mit Freude er-
füllt hat wie dieser. Er bestätigt der Slowakei, hohe de-
mokratische Standards zu erfüllen, und zwar in einem
Maß, das die Berichterstatter veranlasst hat zu empfehlen,
das Monitoring-Verfahren als beendet zu erklären.

Dies ist ein Anlass zu besonderer Freude, zum einen
natürlich für die slowakischen Kollegen, denen ich herz-
lich zu dem gratuliere, was sie zu Hause an Leistung er-
bracht haben, damit unsere Berichterstatter zu diesem Er-
gebnis kommen konnten, zum anderen aber auch für uns,
da der Weg der Slowakei deutlich macht, wie bedeutsam
und wichtig die gemeinsame Arbeit hier im Europarat und
insbesondere das Monitoring-Verfahren für die verstärkte
Etablierung demokratischer Strukturen in Europa sind.

Ich glaube, wir können auch mit Blick auf andere Dinge,
die anstehen bzw. weiterlaufen müssen, mit Genugtuung
sagen: Hier leisten wir gemeinsam Wichtiges. Die perma-
nente Anwesenheit der Berichterstatter für die verschie-
denen Länder ist offensichtlich eine entscheidende und
wichtige Hilfe auf diesem Weg.

In der Empfehlung, die unsere Berichterstatter mit ihrem
Bericht vorgelegt haben, gibt es unter Punkt 6 einen klei-
nen letzten Satz, der lautet: „Sie ermutigt“ – das heißt, wir,
die Parlamentarische Versammlung, wenn wir das be-
schließen – „die slowakische Regierung zur Fortführung
ihrer Politik in Richtung auf die europäische Integration.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möchte dies
zum Anlass nehmen, einige Anmerkungen zu machen;
denn gemeint ist ja wohl in besonderer Weise das
Bemühen der Slowakei, Mitglied der Europäischen Union
zu werden. Die Kommission der Europäischen Union hat
die Nichtaufnahme der Slowakei in die Beitrittsverhand-
lungen im Wesentlichen mit nicht erfüllten Demokratie-
erfordernissen begründet – oder umgekehrt formuliert:
mit Demokratiedefiziten.

Ich glaube, dieser Bericht macht auch deutlich: Diese Vor-
behalte der Kommission, die meiner Auffassung nach zu
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Recht bestanden, sind gegenstandslos geworden. Ich
möchte uns alle, die wir Mitgliedsländern der Europä-
ischen Union angehören, bitten und auffordern, auf unsere
Regierungen und gemeinsam auf die Kommission der 
Europäischen Union einzuwirken, damit Sorge dafür ge-
tragen wird, dass am Ende dieses Jahres beim Gipfel der
Europäischen Union in Finnland die finnische Präsident-
schaft die Mitteilung an die Slowakei geben kann: Wir
nehmen Euch auf in den Kreis derjenigen Länder, mit de-
nen Beitrittsverhandlungen geführt werden.

Dies wünsche ich von ganzem Herzen dem slowakischen
Volk, den slowakischen Kollegen und allen, die maßgeb-
lich dazu beigetragen haben, dass wir heute sagen: Ver-
ehrte Kollegen Berichterstatter, der Bericht ist nicht nur
gut, weil er gut geschrieben ist und interessante Details
enthält, sondern weil auch darüber berichtet wird, dass in
einem Land im Herzen Europas erfolgreich für die Eta-
blierung und Weiterentwicklung der Demokratie gearbei-
tet worden ist.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und nochmals
herzlichen Dank an die Kolleginnen und Kollegen aus der
Slowakei.

Entschl ießung 1196 (1999)*

betr.: Die Überwachung der von der Slowakei
eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen

1. Die Slowakische Republik wurde 1993 mit der Auf-
lösung der Tschechischen und Slowakischen Födera-
tiven Republik ein unabhängiger Staat. Sie trat am 
30. Juni 1993 gemäß der Stellungnahme Nr. 175 
(29. Juni 1993) der Versammlung und der Entschlie-
ßung (93) 33 des Ministerkomitees dem Europarat bei.

2. Getreu ihrer Verpflichtung nach Absatz 7 der Stellung-
nahme Nr. 175 der Versammlung trat die Slowakische
Republik mit Wirkung zum 1. Januar 1993 der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention und ihren Proto-
kollen bei. Außerdem hat die Slowakische Republik
unter anderem das Europäische Übereinkommen zur
Verhütung von Folter und unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe, das Rahmen-
übereinkommen zum Schutz nationaler Minderheiten
und die Europäische Sozialcharta ratifiziert. Mit der
Ratifizierung dieser Instrumente ist das Rechtssystem
der Slowakischen Republik an die internationalen
Standards angepasst.

3. In dem Zeitraum nach der Unabhängigkeit haben Re-
gierungswechsel nach Wahlen in den Jahren 1994 und
1998 die Stabilität des demokratischen Prozesses
deutlich gemacht. Die Parlamentswahlen vom Sep-

tember 1998, die eine Delegation der Parlamentari-
schen Versammlung beobachtete, wurden ordnungs-
gemäß und gesetzeskonform durchgeführt. Die an-
schließende Verfassungsreform, die die Wahl des
Präsidenten der Republik in unmittelbaren, allgemei-
nen Wahlen erlaubte und die Abhaltung einer solchen
Wahl im Mai 1999 in Übereinstimmung mit der in-
nerstaatlichen Rechtsordnung und internationalen
Standards haben die Demokratie weiter gefestigt.

4. Im Rahmen des Überwachungsverfahrens der Ver-
sammlung seit 1996 wurden im Dialog mit den slo-
wakischen Behörden vor allem folgende Fragen erör-
tert:

i. Rechte der Opposition, insbesondere ihre Teil-
nahme an den Parlamentsausschüssen zur Über-
wachung der Tätigkeit der Nachrichtendienste
(Kontrollausschüsse);

ii. Unabhängigkeit der Gerichte, vor allem Verfahren
zur Wahl von Richtern und zur Ernennung von Ge-
richtsvorsitzenden und stellvertretenden Gerichts-
vorsitzenden, Arbeitsüberlastung der Gerichte,
Umsetzung von Entscheidungen des Verfassungs-
gerichtshofs, Amnestiefragen und Errichtung der
Institution eines Ombudsmanns;

iii. kommunale und regionale Selbstverwaltung;

iv. Medienfreiheit auch in Wahlkampfzeiten;

v. Minderheitenschutz, insbesondere im Hinblick auf
die Folgen des Staatssprachengesetzes und die
Notwendigkeit eines Gesetzes über den Gebrauch
von Minderheitensprachen;

vi. Maßnahmen zur Auseinandersetzung mit den Pro-
blemen der Roma-Bevölkerung.

5. Die Versammlung stellt im Anschluss an die Parla-
mentswahlen vom September 1998 Folgendes fest:

i. die Opposition ist in den parlamentarischen Kon-
trollausschüssen ausreichend vertreten und führt in
einem von ihnen den Vorsitz; 

ii. es wird an Änderungen der Verfassung, des Ge-
richtsverfassungsgesetzes und anderer Rechtsvor-
schriften gearbeitet (zur Vorlage im Parlament im
September 1999), um

a) die Unabhängigkeit der Gerichte zu stärken,
unter anderem durch die Wahl von Richtern 
auf Lebenszeit, die Einsetzung eines Obers-
ten Richterrates als Selbstverwaltungskörper-
schaft und die Finanzautonomie der Gerichte;

b) Ausweitung der Befugnisse des Verfassungs-
gerichtshofs und Klärung seines Verhältnisses
zu den ordentlichen Gerichten;

c) Abbau der derzeitigen Arbeitsüberlastung der
Gerichte;

d) Abschaffung der Möglichkeit, während bevor-
stehender oder laufender strafrechtlicher Er-
mittlungen eine Amnestie zu gewähren;

* Versammlungsdebatte am 21. September 1999 (26. Sitzung). Siehe
Dok. 8496, Bericht des Ausschusses für die Überwachung der von
den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenenen Pflichten 
und Verpflichtungen (Berichterstatter: Herr Magnusson und Herr
Sinka). Text von der Versammlung am 21. September 1999 verab-
schiedet.
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e) möglicherweise die Schaffung der Institution
eines Ombudsmanns;

iii. es wird eine Gesetzgebung zur Umstrukturierung
der Verwaltung ausgearbeitet, um 

a) die Befugnisse der kommunalen Selbstverwal-
tungsbehörden auszuweiten;

b) eine regionale Selbstverwaltung einzuführen;
nach der Verabschiedung des Gesetzes sollten
bis zum Ende des Jahres 2000 oder bis Anfang
2001 Regionalräte gewählt und die (im Februar
1999 unterzeichnete) Europäische Charta der
kommunalen Selbstverwaltung ratifiziert wer-
den;

iv. am Wahlgesetz sind Änderungen vorgenommen
worden, damit auch ein Wahlkampf in privaten
elektronischen Medien möglich ist; die Objekti-
vität des öffentlich-rechtlichen Fernsehens wurde
während des letzten Präsidentschaftswahlkampfs
positiv bewertet; der Status und die Zusammenset-
zung des Rundfunk- und Fernsehrates sollte je-
doch überprüft werden, da sie dessen Unabhängig-
keit nicht gewährleisten;

v. das Amt eines Stellvertretenden Ministerpräsiden-
ten für Menschenrechte, Minderheiten und Regio-
nalentwicklung sowie ein Parlamentsausschuss 
für Menschenrechte und Minderheiten wurden ge-
schaffen; in Schulen mit Unterricht in einer Min-
derheitensprache werden zweisprachige Zeug-
nisse verwendet; am 10. Juli 1999 wurde
zusammen mit anderen spezifischen Gesetzen ein
Gesetz zur Regelung des Gebrauchs von Minder-
heitensprachen in amtlichen Mitteilungen erlas-
sen: Nach dem neuen Gesetz haben Angehörige
nationaler Minderheiten das Recht auf den Ge-
brauch ihrer Sprache beim Umgang mit öffentli-
chen Verwaltungsorganen und Einrichtungen der
kommunalen Selbstverwaltung in Gemeinden, in
denen die Minderheit mindestens 20 % der Bevöl-
kerung ausmacht; das Gesetz, das die frühere Pra-
xis wiederherstellt – und mit der Verabschiedung
des Staatssprachengesetzes ausgesetzt worden war
– und einem Verfassungserfordernis Genüge tut,
wurde nach Konsultationen mit dem Hohen Kom-
missar für nationale Minderheiten der OSZE, der
Europäischen Union und dem Europarat ange-
nommen und wird begrüßt; andere Probleme, die
aus dem Staatssprachengesetz entstanden sind und
die Meinungsfreiheit sowie die Verwendung von
Minderheitensprachen in anderen Zusammenhän-
gen, insbesondere im Bildungswesen, betreffen,
müssen in Übereinstimmung mit Empfehlungen
der drei internationalen Organisationen noch gere-
gelt werden; die Ratifizierung der Europäischen
Charta der Regional- und Minderheitensprachen
wird ebenfalls nachdrücklich empfohlen;

vi. vor allem im Hinblick auf die Roma-Minderheit
wurden Programme geschaffen, um die Erziehung
von Roma-Schülern zu fördern (z. B. Schulbücher

in der Sprache der Roma) und für den Schulbesuch
sowie die weitere Integration zu motivieren, da-
runter auch durch Zusammenarbeit mit Nichtre-
gierungsorganisationen; es wurden Maßnahmen
ergriffen, um rassisch begründete Angriffe besser
zu überwachen und zu verhüten; das Amt eines Re-
gierungskommissars und ein parlamentarischer
Beirat, die sich mit den Problemen der Roma-Be-
völkerung auseinandersetzen sollen, wurden ge-
schaffen; die Lage der Minderheit der Roma wird
unter anderem von der Europäischen Kommission
gegen Rassismus und Intoleranz genau verfolgt,
die die derzeitigen Maßnahmen bewerten und in
ihrem zweiten Zwischenbericht über die Slowakei,
der Ende 1999 ausgearbeitet werden soll, weitere
Vorschläge unterbreiten wird.

6. Die Versammlung begrüßt die Fortschritte, die damit
in der Slowakischen Republik, insbesondere nach den
Parlamentswahlen vom September 1998, erzielt wor-
den sind, wenn es darum geht, die Demokratie und die
Rechtsstaatlichkeit zu festigen, die Achtung der Men-
schenrechte zu fördern und Recht und Politik mit den
Grundsätzen des Europarats in Einklang zu bringen.
Sie ermutigt die slowakische Regierung zur Fort-
führung ihrer Politik in Richtung auf die europäische
Integration.

7. Im Lichte der obigen Betrachtungen sieht die Ver-
sammlung das derzeitige Überwachungsverfahren,
das gemäß Richtlinie 508 (1995) eröffnet worden war,
als abgeschlossen an. Sie wird ihren Dialog mit den
slowakischen Behörden über die in Absatz 5 genann-
ten Fragen oder andere Themen, die sich aus Ver-
pflichtungen der Slowakischen Republik als Mitglied-
staat des Europarats ergeben, fortsetzen, um das
Verfahren gemäß der Entschließung 1115 (1997) wie-
der zu eröffnen, wenn eine weitere Klärung oder eine
verstärkte Zusammenarbeit wünschenswert erschei-
nen sollte.

Empfehlung 1419 (1999)*

betr.: Die Überwachung der von der Slowakei
eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen

1. Die Versammlung verweist auf ihre Entschließung
1196 (1999) über die Überwachung der Pflichten und
Verpflichtungen der Slowakischen Republik, in der
sie

i. unterstreicht, dass

a. die Slowakische Republik zahlreichen Über-
einkommen des Europarates beigetreten ist,

* Versammlungsdebatte am 21. September 1999 (26. Sitzung). Siehe
Dok. 8496, Bericht des Ausschusses für die Überwachung der von
den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Pflichten und
Verpflichtungen (Berichterstatter: Herr Magnusson und Herr
Sinka). Text von der Versammlung am 21. September 1999 verab-
schiedet.
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insbesondere der Europäischen Menschen-
rechtskonvention und ihren Protokollen, der
Europäischen Konvention zur Verhütung von
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe, dem Rahmenabkom-
men zum Schutz nationaler Minderheiten und
der Europäischen Sozialcharta;

b. Regierungswechsel nach den Wahlen von 1994
und 1998 haben die Stabilität des demokrati-
schen Prozesses deutlich gemacht; die Parla-
mentswahlen vom September 1998 wurden
ordnungsgemäß und gesetzeskonform durch-
geführt; die anschließende Verwaltungsreform,
die die Wahl des Präsidenten der Republik in
unmittelbaren, allgemeinen Wahlen und die
Abhaltung einer solchen Wahl im Mai 1999 in
Übereinstimmung mit der innerstaatlichen
Rechtsordnung und internationalen Standards
gestattete, hat die Demokratie weiter gefestigt;

ii. stellt fest, dass im Anschluss an die Parlaments-
wahlen vom September 1998

a. im Hinblick auf die Demokratie: die Opposi-
tion in den parlamentarischen Kontrollaus-
schüssen ausreichend vertreten ist;

b. im Hinblick auf das Justizsystem: zurzeit Än-
derungen der Verfassung und der Gesetzge-
bung erarbeitet werden, um die Unabhängig-
keit der Gerichte zu stärken, die Befugnisse des
Verfassungsgerichtshofs auszubauen und sein
Verhältnis zu den ordentlichen Gerichten zu
klären, die Überlastung der Gerichte zu ver-
mindern, die Möglichkeit aufzuheben, eine
Amnestie zu gewähren, während strafrechtli-
che Ermittlungen bevorstehen oder im Gange
sind und möglicherweise die Einrichtung eines
Ombudsmanns zu schaffen; 

c. in Bezug auf die kommunale und regionale
Selbstverwaltung: Die Gesetzgebung über die
Umstrukturierung der Verwaltung wird ausge-
arbeitet, um die Befugnisse der kommunalen
Selbstverwaltungsbehörden auszuweiten und
eine regionale Selbstverwaltung einzuführen;
im Anschluss an die Verabschiedung des Ge-
setzes sollten bis zum Ende des Jahres 2000
oder bis Anfang 2001 Regionalräte gewählt
und die (im Februar 1999 unterzeichnete) Eu-
ropäische Charta der kommunalen Selbstver-
waltung ratifiziert werden;

d. im Hinblick auf die Medienfreiheit: Es wurden
Änderungen des Wahlgesetzes verabschiedet,
um einen Wahlkampf auch in den privaten
elektronischen Medien zuzulassen; die Objek-
tivität des öffentlich-rechtlichen Fernsehens
wurde während des letzten Präsidentschafts-
wahlkampfs positiv bewertet; der Status und
die Zusammensetzung des Rundfunk- und
Fernsehrates sollte jedoch überprüft werden,

da sie dessen Unabhängigkeit nicht gewähr-
leisten;

e. im Hinblick auf die Minderheiten: Das Amt ei-
nes Stellvertretenden Ministerpräsidenten für
Menschenrechte, Minderheiten und Regional-
entwicklung sowie ein Parlamentsausschuss
für Menschenrechte und Minderheiten wurden
geschaffen; in Schulen mit Unterricht in einer
Minderheitensprache werden zweisprachige
Zeugnisse verwendet; am 10. Juli 1999 wurde
zusammen mit anderen spezifischen Gesetzen
ein Gesetz zur Regelung des Gebrauchs von
Minderheitensprachen in amtlichen Mitteilun-
gen erlassen: das Gesetz, das die frühere Pra-
xis wiederherstellt – und mit der Verabschie-
dung des Staatssprachengesetzes ausgesetzt
worden war – und einem Verfassungserforder-
nis Genüge tut, wurde nach Konsultationen mit
dem Hohen Kommissar für nationale Minder-
heiten der OSZE, der Europäischen Union und
dem Europarat angenommen und wird be-
grüßt; andere Probleme jedoch, die aus dem
Staatssprachengesetz entstanden sind und die
Meinungsfreiheit sowie die Verwendung von
Minderheitensprachen in anderen Zusammen-
hängen – insbesondere im Bildungswesen –
betreffen, müssen in Übereinstimmung mit
Empfehlungen der drei internationalen Organi-
sationen noch geregelt werden; die Ratifizie-
rung der Europäischen Charta für Regional-
oder Minderheitensprachen wird ebenfalls
nachdrücklich empfohlen;

f. insbesondere im Hinblick auf die Roma-Min-
derheit wurden Programme geschaffen, um die
Erziehung von Roma-Schülern zu fördern
(z. B. Schulbücher in der Sprache der Roma)
und für den Schulbesuch sowie die weitere In-
tegration zu motivieren, darunter auch durch
Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisa-
tionen; es wurden Maßnahmen ergriffen, um
rassisch begründete Angriffe besser zu über-
wachen und zu verhüten; die Stelle eines Re-
gierungskommissars und eines beratenden
Parlamentsausschusses, die sich mit den Pro-
blemen der Roma-Bevölkerung befassen soll-
ten, wurden eingerichtet; die Lage der Minder-
heit der Roma wird unter anderem von der
Europäischen Kommission gegen Rassismus
und Intoleranz genau verfolgt, die die derzeiti-
gen Maßnahmen bewerten und in ihrem zwei-
ten Zwischenbericht über die Slowakei, der
Ende 1999 ausgearbeitet werden soll, weitere
Vorschläge unterbreiten wird;

iii. begrüßt die Fortschritte, die somit in der Slo-
wakischen Republik erzielt worden sind, ins-
besondere nach den Parlamentswahlen vom
September 1990, was die Festigung der Demo-
kratie und der Rechtsstaatlichkeit, die Förde-
rung der Achtung der Menschenrechte und des
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Einklangs von Recht und Politik mit den
Grundsätzen des Europarates angeht und er-
mutigt die slowakische Regierung zur Fortset-
zung ihrer Politik in Richtung auf die europä-
ische Integration;

iv. sieht das derzeitige Überwachungsverfahren,
das gemäß Richtlinie 508 (1995) eröffnet wor-
den war, als abgeschlossen an und beschließt,
ihren Dialog mit den slowakischen Behörden
über die in Absatz 5 genannten Fragen oder an-
dere Themen, die sich aus Verpflichtungen der
slowakischen Republik als Mitgliedstaat des
Europarates ergeben, fortzusetzen, um das Ver-
fahren gemäß der Entschließung 1115 (1997)
wieder zu eröffnen, wenn eine weitere Klärung
oder eine verstärkte Zusammenarbeit wün-
schenswert erscheinen sollte.

2. Darum empfiehlt die Versammlung dem Europarat,
i. der Slowakischen Republik über sein Akti-

vitätsprogramm zur Entwicklung und Festi-
gung der demokratischen Stabilität (ADACS)
bei der Vollendung der eingeleiteten Reformen
des Justizsystems, der kommunalen und regio-
nalen Selbstverwaltung, der Medienfreiheit
und des Minderheitenschutzes zu helfen;

ii. die bei der Umsetzung dieser Reformen erziel-
ten Fortschritte im Rahmen ihres eigenen
Überwachungsverfahrens bei der Behandlung
der entsprechenden Themen zu überprüfen;

iii. den oben in Unterabsatz 1 (ii), Buchstaben e
und f genannten Minderheitenfragen bei der
Überwachung der Umsetzung des Rahmen-
übereinkommens zum Schutz nationaler Min-
derheiten durch die Slowakische Republik
nachzugehen.

Tagesordnungspunkt

Die UNESCO
(Drucksache 8501 und Addenda)

Berichterstatter:
Abg. Josep Varela I Serra (Spanien)

Abg. Karoly Lotz (Ungarn)

Empfehlung 1420(1999)*

betr.: Die UNESCO

1. Die Versammlung stellt erfreut fest, dass die 
UNESCO am Ende der zweiten Amtszeit ihres derzei-
tigen Generaldirektors weitgehend die Ziele erreicht

hat, die dieser zur Verbesserung der Effektivität der
UNESCO, zur Steigerung der öffentlichen Wahrneh-
mung ihrer Arbeit und zur Verbesserung der Glaub-
würdigkeit und der operativen Fähigkeiten der Orga-
nisation festgelegt hatte. Sie hat damit die Krise der
Achtzigerjahre erfolgreich bestanden.

2. Infolge seiner Erweiterung nach Mittel- und Osteu-
ropa deckt der Europarat jetzt fast genau den gleichen
geographischen Raum ab wie die Europäische Region
der UNESCO. Die Versammlung hält es für an der
Zeit, den Vertrag von 1952 über die Zusammenarbeit
zwischen den beiden Organisationen zu aktualisieren,
um die gewachsenen Kooperationschancen besser
nutzen zu können.

3. Die Ziele der beiden Organisationen sind verschieden,
ergänzen sich aber, und die Versammlung glaubt, dass
die Zusammenarbeit zwischen ihnen ausgeweitet wer-
den sollte.

4. In diesem Zusammenhang begrüßt die Versammlung
dem Beschluss der UNESCO, ihre Konferenz der Eu-
ropäischen Erziehungsminister aufzulösen und aktiv
zur Arbeit der Ständigen Konferenz der Europäischen
Erziehungsminister des Europarates beizutragen. Sie
begrüßt darüber hinaus die Entscheidung, kein inter-
nationales Rechtsinstrument über Doping im Sport zu
erarbeiten, da die Anti-Doping-Konvention des Euro-
parates den Erfordernissen auf diesem Gebiet gerecht
wird und Nicht-Mitgliedstaaten zur Unterzeichnung
offen steht.

5. Die Versammlung stellt erfreut fest, dass die Zusam-
menarbeit zwischen den beiden Organisationen auf
dem Gebiet der Kultur dazu geführt hat, dass der eu-
ropäische Beitrag zum Weltbericht der UNESCO über
Kultur und Entwicklung 1996 auf der Konferenz in
Stockholm vom Europarat vorgelegt werden konnte.
Sie hofft, dass sich eine solche Zusammenarbeit im
Nachgang zu dieser Konferenz fortsetzen wird.

6. Sie begrüßt außerdem die im April 1997 erfolgte Un-
terzeichnung der Gemeinsamen Konvention des Eu-
roparates und der UNESCO über die Anerkennung
von Qualifikationen im Hochschulbereich in der Eu-
ropäischen Region, die an die Stelle der früheren 
Übereinkommen der beiden Institutionen auf diesem
Gebiet treten wird sowie die Zusammenlegung euro-
päischer Netzwerke nationaler Informationszentren
über akademische Anerkennung und Mobilität des Eu-
roparates und der UNESCO.

7. Die enge Zusammenarbeit zwischen dem Europarat
und der UNESCO beim Wiederaufbau des Bildungs-
wesens in Bosnien-Herzegowina sollte auch in ande-
ren Gebieten Südosteuropas und insbesondere im Ko-
sovo mit Vorrang betrieben werden.

8. Die Versammlung erkennt die bedeutende Rolle der
UNESCO bei der Durchführung und Koordinierung

* Debatte der Versammlung vom 21. September 1999 (26. Sitzung).
Siehe Dok. 8501, Bericht des Ausschusses für Kultur und Erziehung
(Berichterstatter: Herr Varela I Serra). Von der Versammlung am 
21. September 1999 (26. Sitzung) verabschiedet.
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wichtiger internationaler Wissenschafts- und For-
schungsprogramme an.

9. Sie unterstreicht die Bedeutung der Weltwissen-
schaftskonferenz für das 21. Jahrhundert: eine neue
Verpflichtung, die gemeinsam von der UNESCO und
dem Internationalen Wissenschaftsrat vom 26. Juni 
bis zum 1. Juli 1999 veranstaltet wurde, und unter-
stützt die von der Konferenz verabschiedeten Doku-
mente uneingeschränkt.

10. Sie verweist auf zahlreiche Beispiele fruchtbarer Zu-
sammenarbeit zwischen der UNESCO und dem Euro-
parat in den Bereichen Wissenschaft und Technologie,
einschließlich insbesondere Fragen der Wissen-
schaftsethik und Bioethik sowie der Verwirklichung
der Gleichberechtigung – Bereiche, in denen die
Tätigkeiten der beiden Organisationen sich gegen-
seitig ergänzt haben und von gemeinsamen Welten ge-
tragen werden. In diesem Zusammenhang hofft die
Versammlung, dass sich die UNESCO an der Vorbe-
reitung der Konferenz der Versammlung über Wissen-
schaft und Technologie in Europa (Konferenz 2000),
die im Oktober 2000 in Gdansk (Polen) stattfinden
wird, beteiligen wird.

11. Die Versammlung betont die Notwendigkeit, auf na-
tionaler wie auf europäischer Ebene eine verstärkte
Teilnahme von Parlamentariern an der Arbeit der
UNESCO sicherzustellen und fordert ihre Mitglieder
auf, sich mit den UNESCO-Nationalkommissionen in
ihren jeweiligen Ländern in Verbindung zu setzen.

12. Sie erinnert an und bekräftigt die Richtlinie 276
(1968), wonach die Versammlung vor jeder 
UNESCO-Generalkonferenz eine Aussprache abhal-
ten sollte.

13. Sie begrüßt den Wiederbeitritt des Vereinigten König-
reichs zur UNESCO und hofft, dass auch die Verei-
nigten Staaten der Organisation möglichst bald wieder
beitreten werden.

14. Schließlich empfiehlt die Versammlung dem Minis-
terkomitee,

i. der Einrichtung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe
des Europarates und der UNESCO zuzustimmen,
um einen neuen Vertrag über die Zusammenarbeit
zwischen den beiden Organisationen anstelle des
Vertrags von 1952 zu entwerfen;

ii. zu prüfen, wie der Europarat am besten an den Ini-
tiativen der UNESCO für ein Internationales Jahr
der Kultur des Friedens (2000) und für eine inter-
nationale Friedensdekade (2001–2010) beteiligt
werden könnte;

iii. die Zusammenarbeit auf nationaler Ebene zwi-
schen Regierungsexperten des Europarats und der
UNESCO-Nationalkommission zu fördern;

iv. die Zusammenarbeit mit der UNESCO auf dem
Gebiet der Kommunikation, insbesondere bei Fra-

gen des geistigen Eigentums und des öffentlichen
Zugangs zu Informationen, auszubauen.

Tagesordnungspunkt

Tätigkeit des Ministerkomitees
(Drucksache 8495 und Addenda)

Vorlage durch den amtierenden Vorsitzenden
des Ministerkomitees, Halldor Asgrimsson,

Außenminister von Island

Frage des Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): In Anbe-
tracht dessen, dass der Europarat im Stabilitätspakt aus-
drücklich als gleichwertiges Mitglied im Kreis der inter-
nationalen Organisationen angeführt wurde, die sich für
das Erzielen von dauerhaftem Frieden, Wohlstand und
Stabilität in Südosteuropa einsetzen, dass jedoch ein er-
heblicher Unterschied zwischen diesem Anspruch und der
Wirklichkeit besteht, fragt den Vorsitzenden des Minis-
terkomitees, ob er genauere Informationen über die aktive
Beteiligung des Europarates an der Umsetzung des Stabi-
litätspakts bekanntgeben wird.

Antwort des Vorsitzenden des Ministerkomitees: Ich
möchte auf das hinweisen, was ich gerade in meiner Mit-
teilung über eine volle Beteiligung als Vorsitzender des
Ministerkomitees am Gipfeltreffen zum Stabilitätspakt
gesagt habe, der am 30. Juli in Sarajevo stattfand. Ich be-
zog mich dabei auf die Passage in der Klärung des Gip-
feltreffens, in der die Teilnehmer die wichtige Rolle des
Europarates bei der Umsetzung des Stabilitätspakts unter-
strichen.

Ich möchte gleichfalls daran erinnern, dass das Minister-
komitee durch die Unterstützung seines eigenen Stabi-
litätsprogramms für Südosteuropa auf der 104. Minister-
komiteesitzung in Budapest die allgemeinen Leitlinien
für seinen Beitrag festgelegt hat, der ebenfalls auf dem
Gipfel in Sarajevo vorgestellt wurde. Der Beitrag des Eu-
roparates ist jedoch unvermeidlich auf die Mittel be-
schränkt, die wir bereit sind bereitzustellen. Der Europa-
rat drängt weiterhin darauf, seinen Beitrag in dem Bereich
zu leisten, wo er die größte Erfahrung hat.

In der vergangenen Woche war unsere Einrichtung bei
dem regionalen Einweihungstisch vertreten, der in Brüs-
sel stattfand, um die Einrichtung von Arbeitstischen sowie
eines Arbeitsplans vorzusehen, der sich auf die Aktivitä-
ten des Stabilitätspakts erstreckt, darunter Arbeitstisch 1
für Demokratisierung und Menschenrechte, bei dem es
sich offensichtlich um ein Gebiet handelt, auf dem unsere
Einrichtung eine Menge beitragen kann. Unsere Vor-
schläge für den Arbeitsplan sind weitgehend in die
Schlussfolgerung der Sitzung eingegangen. Unsere An-
fragen bezüglich der künftigen Leitung von Arbeitstisch
1, dessen Vorsitz Herr van der Stoel, der Hohe Kommis-
sar der OSZE für nationale Minderheiten, übernehmen
wird, wurden erneut vorgetragen und werden in Anbe-
tracht der ersten Sitzung des Tisches, die vom 18. bis 
19. Oktober in Genf stattfinden wird, weiterverfolgt.
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Frage des Abg. Rudolf Bindig (SPD): Herr Minister,
mich interessiert auch die Strategie, mit der Sie in die Ge-
spräche mit der Europäischen Union vonseiten des
Europarates hineingehen. Der Kern meiner Frage, die ich
gestellt habe, ist: Möchte der Europarat weiterhin, dass
die Europäische Union der Europäischen Menschen-
rechtskonvention beitritt? Werden Sie dieses Anliegen in
den Gesprächen mit der Europäischen Union vortragen?

Antwort des Vorsitzenden des Ministerkomitees: Wie
bereits in meinem Vortrag erwähnt, habe ich diese Frage
zum Diskussionsgegenstand bei dem vierseitigen Treffen
hochrangiger Beamter mit der Präsidentschaft der Euro-
päischen Union gemacht, bei dem ich am 6. Oktober in
Straßburg den Vorsitz führen werde.

Dieser Punkt trägt den Titel „Menschenrechte, darunter
die Grundrechts-Charta der Europäischen Union“.

Diese Frage wurde auch auf der letzten vierseitigen Sit-
zung diskutiert, die am 10. Februar dieses Jahres unter
dem Vorsitz der damaligen deutschen Präsidentschaft des
Rates der Europäischen Union stattfand. Die nach dieser
Sitzung veröffentlichte Pressemitteilung stellt fest: „Die
Vertreter des Europarates wiesen ihrerseits darauf hin,
dass der Schutz der Menschenrechte im Mittelpunkt der
Aktionen des Europarates steht, und unterstrichen die Be-
deutung der Europäischen Menschenrechtscharta und ihre
vor kurzem erheblich gestärkten Kontrollmechanismen.
Sie betonten, dass die Konvention die wichtigste Referenz
für den Schutz der Menschenrechte in Europa insgesamt
bleiben muss, sowohl, was garantierte Rechte als auch die
gerichtliche Kontrolle der Wahrung dieser Rechte anbe-
langt.“ 

Es ist zu begrüßen, dass der Vorsitz des Rates der Euro-
päischen Union aus Anlass des 50. Jahrestags unserer Ein-
richtung im vergangenen Mai gleichzeitig eine Pressemit-
teilung in Brüssel und Bonn veröffentlichte, in der er über
unsere Einrichtung sagte, sie habe „eine einzigartige Er-
fahrung und Besitzstand auf dem Gebiet von Demokratie
und Menschenrechten erworben. Die Europäische Union
unterstreicht die grundlegende normsetzende Rolle im
Bereich der Menschenrechte des Europarates, der die ein-
zige Einrichtung in Europa ist, die über ein Überwa-
chungssystem zum Schutz der Menschenrechte des Ein-
zelnen verfügt, das völkerrechtlich bindend ist.

Im Zentrum dieses Systems steht die von allen Mitglied-
staaten ratifizierte Europäische Menschenrechtskonven-
tion. Die Konvention muss die wichtigste Referenz für
den Schutz der Menschenrechte in Europa bleiben, so-
wohl, was garantierte Rechte als auch die gerichtliche
Kontrolle der Wahrung dieser Rechte anbelangt.“

Wir müssen eine Vertretung des Europarates in dem Gre-
mium sicherstellen, das eingerichtet wurde, um „den Ent-
wurf einer Charta vor Ende des Jahres 2000 vorzulegen“.
Wir müssen die Entwicklungen weiterhin mit größtmög-
licher Wachsamkeit verfolgen. Die Errungenschaften des
Europarates auf dem Gebiet der Menschenrechte sind von
so großem Wert, dass jegliche Gefahr der Verwässerung

oder Duplizierung um jeden Preis vermieden werden
sollte.

Frage des Abg. Klaus Bühler (CDU/CSU): Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zunächst herzlichen Dank für Ihre
Antwort. Es war mir fast peinlich, dass ich gerade an Sie
solch kritische Fragen gestellt habe, denn Ihre Aus-
führungen haben deutlich gemacht, dass Sie dem Europa-
rat sehr, sehr sympathisch gegenüberstehen – sympathi-
scher als viele Ihrer Außenministerkollegen.

Eine Zusatzfrage. Teilen Sie meine Meinung, dass die
wachsende Zahl der Mitgliedstaaten – als ich hier ange-
fangen habe, hatten wir 23 Mitgliedstaaten, heute sind es
41 – ein Grund ist, dem Europarat mehr Mittel zu geben?
Sie haben den Menschenrechtsgerichtshof und den Kom-
missar für Menschenrechtsfragen hier erwähnt. Das sind
neue, zusätzliche Aufgaben, die erfreulich und wichtig
sind, die aber, Herr Minister, Herr Vorsitzender, auch fi-
nanziert werden müssen.

Eine weitere Frage. Wir haben ein „Konkurrenzunterneh-
men“ – auch das wurde in vielen Beiträgen deutlich –,
nämlich die OSZE. Bei der OSZE wird im Haushalt mit
bestimmten Tricks gearbeitet. Der Haushalt ist sehr klein,
aber manche Aufgaben werden national finanziert und er-
scheinen nicht im OSZE-Haushalt. Sind Sie nicht der
Meinung, dass hier eine Änderung herbeigeführt werden
müsste?

Antwort des Vorsitzenden des Ministerkomitees: Das
Ministerkomitee ist sich der von Herrn Bühler zum Aus-
druck gebrachten tiefen Sorge bewusst. Es handelt sich
um eine Angelegenheit, die wir dieses Jahr bereits mehr-
mals diskutiert haben. Ich weiß, dass insbesondere Sie,
Herr Präsident, überaus eloquent zu diesem Thema ge-
sprochen haben. Die Gefahren der Unterfinanzierung sind
den Regierungen gleichfalls wohlbekannt, und die Abge-
ordneten haben bereits eine Reihe grundlegender Diskus-
sionen geführt, um sich des Problems anzunehmen und
werden auch darin fortfahren. Es trifft zu, dass die von
dem ehrenwerten Mitglied erwähnte Haushaltsgrenze
passiv durch die Abgeordneten angenommen wurde. Es
trifft jedoch gleichfalls zu, dass die Abgeordneten eine
Reihe Arbeitsgruppen gebeten haben, Wege zu finden,
diese Entscheidung mit der Notwendigkeit der Erweite-
rung unserer Ausgaben in einigen Schlüsselfeldern in
Einklang zu bringen. Diese Lösungen müssen gefunden
werden, indem man an anderer Stelle im Haushalt Fi-
nanzmittel erschließt, was sich mitunter als schwierig er-
weist, wenn man die Grundprioritäten des Europarates
berücksichtigt. Hinsichtlich des Beitrags der Organisation
zur Errichtung demokratischer Stabilität in Südosteuropa
würde ich Herrn Iwinski gerne davon in Kenntnis setzen,
dass gerade dies einer der Bereiche ist, für den Finanz-
mittel innerhalb des Haushaltsrahmens zu unseren Lasten
gefunden werden müssen. Nachdem das Ministerkomitee
auf seiner 104. Sitzung ein Programm verabschiedet und
seitdem weiter ausgebaut hat, ist es eindeutig dazu ent-
schlossen, substanzielle Finanzmittel für diese überaus
wichtige Aktivität zur Verfügung zu stellen. 
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Ich als Außenminister Islands möchte hinzufügen, dass
ich davon überzeugt bin, dass der Europarat Schwierig-
keiten dabei haben, wird, ein Nullwachstum anzusetzen,
angesichts der Herausforderungen, die sich uns stellen.
Ich selbst halte es für wichtig, dass wir alle darüber nach-
denken sollten, wie wir Wege dafür finden, dass der Eu-
roparat Ressourcen nach Maßgabe der wichtigen Aufga-
ben erschließen kann, die anzunehmen er aufgerufen ist.
Ich weiß, dass wir hierüber alle übereinstimmen können.
(...)

Ich habe bereits gesagt, dass ich glaube, dass es erforder-
lich ist, neue Finanzmittel für zahlreiche neue Projekte zu
vergeben. Wir versuchen, uns dieser schwierigen Angele-
genheit abzunehmen und wir hoffen auf das Verständnis
aller Regierungen in dieser Frage. Das ehrenwerte Mit-
glied stellt zu Recht fest, dass uns immer mehr Aufgaben
übertragen werden. Diese Aktivitäten müssen finanziert
werden, und diese Mittel müssen von irgendwoher kom-
men, wenn nicht vom Europarat, dann von den Vereinten
Nationen, der Organisation für wirtschaftliche Entwick-
lung und Zusammenarbeit oder der Europäischen Union.
Es muss darüber entschieden werden, woher diese Res-
sourcen kommen sollen, und sie müssen auch vom Euro-
parat getroffen werden. 

Ich hoffe, dass wir Wege finden werden, vielleicht so, wie
es das ehrenwerte Mitglied vorgeschlagen hat, einiges
dieser Arbeit von außerhalb unseres Haushalts zu finan-
zieren. Wir untersuchen dies, und es wird gegenwärtig un-
ter den Mitgliedstaaten des Europarates diskutiert. Nach
meiner Auffassung ist es wichtig, dass wir zu einer Lö-
sung kommen. Ich bedauere sagen zu müssen, dass wir
nicht in der Lage waren, dieses Ziel während unseres Vor-
sitzes zu erreichen, wie wir es beabsichtigten, also müs-
sen wir weiter an dieser Angelegenheit arbeiten. (...)

Tagesordnungspunkt

Ansprache des Präsidenten des albanischen
Parlaments, Skender Gjinushi

(Thema: Integration Albaniens in Europa – Verfassungs-
änderung – Albanien und die Kosovo-Krise – Zukunft
durch den Stabilitätspakt in Südosteuropa – Beachtung
der ökonomischen Situation in dieser Region durch Eu-
ropa)

Tagesordnungspunkt

Frieden, demokratische Stabilität und nachhal-
tige Entwicklung im Mittelmeerraum und in der
Schwarzmeer-Region: Die Rolle der interparla-

mentarischen Zusammenarbeit
(Drucksache 8498)

Berichterstatter:
Abg. Jean Briane (Frankreich)

Entschl ießung 1197 (1999)*

betr.: Frieden, demokratische Stabilität und
nachhaltige Entwicklung im Mittelmeerraum

und in der Schwarzmeer-Region: Die Rolle der
interparlamentarischen Zusammenarbeit

1. 1985 veranstaltete die Parlamentarische Versammlung
in Zusammenarbeit mit der Ständigen Konferenz der
Gemeinden und Regionen Europas in Marseille die 
1. Konferenz der Mittelmeerregionen. Seitdem haben
vier weitere Konferenzen stattgefunden.

2. Obwohl die Kommunal- und Regionalbehörden im
Mittelmeerraum die gleichen Probleme haben, sind
sie nicht ohne weiteres in der Lage, sich weiterzuent-
wickeln oder aus einer Zusammenarbeit einen Nutzen
zu ziehen, der ihnen dabei helfen würde, gemeinsame
Lösungen zu finden. Das Ziel der Konferenzen be-
stand darum darin, Vertreter der Parlamente und der
Regionen der Mittelmeeranrainerstaaten regelmäßig
zusammenzubringen, um Chancen für einen Beitrag
zu einer nachhaltigen Entwicklung der Region zu er-
mitteln.

3. Die Konferenzen fügen sich somit in den allgemeinen
Rahmen der bestehenden Zusammenarbeit ein, die auf
verschiedenen Ebenen erfolgt, ob nun auf bilateraler
oder multilateraler intergouvernementaler Ebene oder
auf der Ebene von Nichtregierungsorganisationen, die
auf unterschiedlichen Gebieten, wie Erziehung, Kul-
tur, Umwelt und Jugendfragen tätig sind.

4. Trotz eines breiten Tätigkeitsspektrums sind die Er-
gebnisse dieser Zusammenarbeit aufgrund der aufge-
wandten Mittel oft begrenzt und entsprechen nicht den
Erfordernissen hinsichtlich eines Handelns, dessen
Prioritäten von der Sicherheit und der Entwicklung in
der Region diktiert werden. 

5. Das war eindeutig der Grund für die Initiative der Eu-
ropäischen Union im November 1995, als sie – auf der
Konferenz von Barcelona – ein umfassendes inter-
gouvernementales Programm für eine Partnerschaft
zwischen der Union und den Staaten am Südufer des
Mittelmeers auflegte.

6. Die Erweiterung des Europarats nach 1992 schloss
auch fünf Staaten des Mittelmeerraums ein – Bulga-
rien, Albanien, Kroatien, die „ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien“ und Slowenien als Voll-
mitglieder, was den Europarat zu einem guten
institutionellen Rahmen für die Mittelmeerzusam-
menarbeit werden ließ.

7. Andererseits beschlossen die Schwarzmeer-Anrainer-
staaten 1992 ebenfalls, sowohl auf intergouvernemen-
taler (Schwarzmeer-Wirtschaftskooperation, BSEC)

* Debatte der Versammlung am 21. September 1999 (27. Sitzung).
Siehe Dok. 8498. Bericht des Ausschusses für Umwelt, Raumord-
nung und Kommunalfragen (Berichterstatter: Herr Briane). Von der
Versammlung am 21. September 1999 (27. Sitzung) verabschiedet.
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als auch auf parlamentarischer Ebene (Parlamentari-
sche Versammlung der Schwarzmeer-Wirtschaftsko-
operation, PABSEC), eine Zusammenarbeit zu begin-
nen.

8. Da alle Staaten der Schwarzmeer-Region Mitglieder
des Europarates sind oder mit ihm auf die eine oder
andere Weise assoziiert sind, ist der Europarat auf
ideale Weise dafür geeignet, sich umfassend mit den
Problemen, insbesondere politischer Art, zu beschäf-
tigen, die beide Meeresbecken betreffen.

9. Im Anschluss an die 4. Konferenz der Mittelmeerre-
gionen im September 1995 auf Zypern und auf der
Grundlage des Ergebnisses der 1. Interparlamentari-
schen Konferenz über Umweltschutz am Schwarzen
Meer (Istanbul, Juli 1996) wurde beschlossen, dass die
Erweiterung des Europarates um die Schwarzmeer-
Staaten und die Tatsache, dass das Mittelmeerbecken
und das Schwarzmeerbecken ein einziges „Ökosys-
tem“ bilden und dass die Staaten der beiden Regionen
viele Probleme gemeinsam haben, einen umfassenden
Ansatz bei der Zusammenarbeit in der Region recht-
fertigen.

10. Die Versammlung ist der Auffassung, dass der institu-
tionelle Rahmen der bei diesen Konferenzen in Zu-
sammenarbeit zwischen den Parlamenten und den 
lokalen und regionalen Behörden geführten Diskus-
sionen bedeutet, dass die Vorgehensweise des Europa-
rates ihrem Wesen nach einzigartig ist und andere be-
deutende Kooperationsinitiativen wie auch die der
Europäischen Union sinnvoll ergänzt.

11. Darüber hinaus könnte eine interparlamentarische Zu-
sammenarbeit, da die lokalen und regionalen Verwal-
tungssysteme in den Staaten der beiden Meeresbecken
sich deutlich voneinander unterscheiden und in be-
stimmten Fällen den vom Europarat geförderten Prin-
zipien der lokalen und regionalen Demokratie immer
noch nicht voll entsprechen, auch zum Aufbau demo-
kratischer Strukturen und Arbeitsweisen auf lokaler
und regionaler Ebene beitragen, die eine Anwendung
des Solidaritätsprinzips ermöglichen.

12. Hierzu könnten intensivierte Beziehungen zwischen
den nationalen Parlamenten aller Staaten der beiden
Meeresbecken – Mitglieder wie Nichtmitglieder des
Europarates und der Parlamentarischen Versamm-
lung – ein ideales Mittel der Zusammenarbeit auf vor-
rangigen Gebieten wie bei der Gesetzgebungsreform
und dem Beitritt zu einschlägigen internationalen
Über-einkommen und Rechtsinstrumenten sowie bei
deren Umsetzung sein.

13. Darüber hinaus begrüßt die Versammlung den inter-
parlamentarischen Dialog, der auf Initiative des Präsi-
denten des italienischen Parlaments eingerichtet
wurde und den „Barcelona-Prozess“ der Europäischen
Union sinnvoll ergänzt.

14. Die Versammlung hat zwar beschlossen, ihre Überle-
gungen auf die Staaten der Schwarzmeer-Region aus-
zudehnen, erkennt aber an, dass sie die für jedes der
Meeresbecken spezifischen Probleme nicht aus den

Augen verlieren darf – zum einen die wirtschaftlichen,
demokratischen und gesellschaftspolitischen Pro-
bleme der Staaten am Südufer des Mittelmeers, die
den Frieden und die Stabilität in der Region zu unter-
graben drohen, und zum anderen die Probleme der
Umwelt, der Schifffahrt und der mangelnden Zusam-
menarbeit zwischen den Anrainerstaaten, die offen-
sichtlich Prioritäten für die Schwarzmeer-Region sind.

15. Auf der fünften Konferenz dieser Reihe wurden des-
halb die interparlamentarische und interregionale 
Zusammenarbeit im Mittelmeerraum und in der
Schwarzmeer-Region sowie insbesondere der denk-
bare Beitrag einer solchen Zusammenarbeit zum Frie-
den, zur demokratischen Stabilität und zur nachhalti-
gen Entwicklung untersucht.

16. In ihrer besonderen Besorgnis über die Umweltsitua-
tion ist die Versammlung von der Notwendigkeit, den
schwerwiegenden Problemen Vorrang einzuräumen,
die sich entscheidend auf die wirtschaftliche und so-
ziale Entwicklung und sogar auf die politische Stabi-
lität der Region der beiden Meeresbecken auswirken,
wie auch von der Priorität überzeugt, die Maßnahmen
gegeben werden sollten, mit denen das Bewusstsein
der Öffentlichkeit geweckt und alle Bürger über Um-
weltmanagement und eine Kultur des Friedens infor-
miert und aufgeklärt werden sollen.

17. Die Parlamentarische Versammlung
a) billigt dementsprechend die Schlussfolgerungen

der Vorbereitungsgruppe für die 5. Konferenz des
Mittelmeerraums und der Schwarzmeer-Region,
die am 25./26. Februar 1999 in Marmaris stattfand
und, insbesondere im Hinblick auf denkbare Maß-
nahmen auf parlamentarische Ebene,
i. beschließt, ihre Beziehungen zu den Fachaus-

schüssen in den nationalen Parlamenten der
Mitgliedstaaten und der Nicht-Anrainerstaaten
zu intensivieren, die für die vorrangigen Fra-
gen der nachhaltigen Entwicklung der Region,
wie Umwelt, Kultur, Bildung, Migration sowie
lokale und regionale Verwaltung zuständig
sind, und ihre zuständigen Ausschüsse zu bit-
ten, einige ihrer Sitzungen für diese zu öffnen;

ii. unterstützt den Vorschlag, in engem Einver-
nehmen mit den betroffenen Partnerstaaten und
in Zusammenarbeit mit der Konferenz der Ge-
meinden und Regionen Europas und den ent-
sprechenden Ausschüssen eine Charta der
nachhaltigen Entwicklung des Mittelmeer-
raums und der Schwarzmeer-Region auszuar-
beiten, in der die nationalen Parlamente, Re-
gionen und Städte ihre Entschlossenheit
bekunden würden, eine intensivere Zusam-
menarbeit einzuleiten und sich zu bestimmten
entscheidenden Grundsätzen zu verpflichten,
von denen sie sich bei allen Maßnahmen leiten
lassen sollten, die die Umweltbilanz beeinflus-
sen dürften;

b) bringt den Wunsch zum Ausdruck, mit der Parla-
mentarischen Versammlung der Wirtschaftlichen
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Zusammenarbeit – der Anrainerstaaten des
Schwarzen Meeres (PABSEC), der Interparla-
mentarischen Union (IPU) und der Parlamentari-
schen Versammlung der Mitteleuropäischen Ini-
tiative Möglichkeiten für eine intensivere
Zusammenarbeit zu prüfen;

c) begrüßt den Vorschlag der bulgarischen Delega-
tion, die 6. Konferenz des Mittelmeerraums und
der Schwarzmeer-Region im Oktober 2000 in
Varna auszurichten.

Tagesordnungspunkt

betr.: Die Notwendigkeit einer verstärkten
Wirtschaftszusammenarbeit im Mittelmeerraum

(Drucksache 8348)

Berichterstatter:
Abg. Giuseppe Turini (Italien)
Abg. Ivan Ivanov (Bulgarien)

Abg. Fernando González Laxe (Spanien)

Rede des Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues (CDU/
CSU): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Kollegin-
nen und Kollegen. Ich bitte um Nachsicht, dass ich mich
zu Wort gemeldet habe, obwohl ich Delegierter eines Lan-
des bin, das nachweislich weder zum Schwarzen Meer
noch zum Mittelmeer direkten Zugang hat.

Trotzdem glaube ich – deswegen habe ich mich gemel-
det –, dass es wichtig ist, dass auch die Länder des Euro-
parates und der Europäischen Union, die nicht so unmit-
telbar wie andere von den Problemen dieser Regionen be-
troffen sind, sich mit diesen Problemen beschäftigen.
Kleine Hinweise, die eben kamen – woher kommen die
Flüsse, und wohin fließen sie –, aber auch Auswirkungen
von Konflikten auf uns machen deutlich, dass die Pro-
bleme um Europa herum immer auch Probleme ganz Eu-
ropas sind. Deswegen bitte ich nachdrücklich alle, die
weiter im Norden wohnen, sich nicht zurückzulehnen,
wenn es um Probleme in Regionen geht, die weiter im Sü-
den sind. Es könnte schließlich auch sein, dass es einmal
um Probleme im Norden Europas geht, bei denen man
dann dankbar ist, wenn sich die Kolleginnen und Kolle-
gen der Länder des mediterranen Raumes oder am
Schwarzen Meer für diese Probleme interessieren.

Ich bedanke mich für den Bericht. Er macht deutlich, wel-
che Chancen in einer verbesserten Kooperation liegen
und welche Notwendigkeiten, aber auch – das macht der
eine oder andere Redebeitrag von Georgien bis Zypern
deutlich, wobei noch einiges zu ergänzen wäre – welche
Risiken es gibt. Auch für uns hier in Straßburg ist es wich-
tig, uns mit diesen Problemen im Einzelnen nicht nur
jetzt, sondern auch dauerhaft zu beschäftigen, wiewohl
unser interparlamentarischer Dialog sicherlich das Pro-
blem haben wird, dass wir es zum Teil – vor allen Dingen
in Nordafrika und im Nahen Osten – mit Ländern zu tun
haben, die, wenn sie einen Antrag auf Aufnahme in den
Europarat stellten, sicherlich keine Chance hätten, aufge-
nommen zu werden, was den Dialog nicht gerade erleich-
tert. 

Deswegen ist es sicherlich unsere erste Aufgabe, in diesen
Ländern diejenigen Kräfte zu unterstützen, die sich ihrer-
seits um die Demokratie und die Verwirklichung von
Menschenrechten, die dem Katalog des Europarates ent-
sprechen, bemühen. Ich sehe es nachdrücklich als unsere
Aufgabe an, dass wir uns darum kümmern. 

In dem Entschließungsantrag ist sinnvollerweise – ich be-
grüße dies – sehr stark darauf abgehoben worden, dass
wir, die Parlamentarische Versammlung, die verschiede-
nen Dinge, die bereits laufen oder angedacht sind, ergän-
zen, unterstützen und begleiten. Ich halte es für weise,
dass die Berichterstatter nicht den Versuch unternommen
haben, das Rad neu zu erfinden, nur damit wir etwas tun.
Ich glaube nämlich, dass das Zusammenwirken mit ande-
ren, vor allen Dingen mit der Europäischen Union, hier
von entscheidender Bedeutung ist, besonders dann, wenn
es um D-Mark, Dollars oder Euros geht, die in solche Pro-
jekte fließen sollen. 

Die regionale parlamentarische Zusammenarbeit ist si-
cherlich eine wichtige Ergänzung der Arbeit, die sich bis-
her zwischen den Regierungen entwickelt hat. Ich möchte
sie nachdrücklich unterstützen, allerdings auch darauf
hinweisen, dass diejenigen Länder, die so tief in der re-
gionalen Zusammenarbeit stecken, uns, die wir nicht so
nahe an den Problemen sind, immer wieder mit ihren Pro-
blemen konfrontieren sollten, damit wir nicht zu spät re-
gis-trieren, dass die Probleme, um die es geht, auch unsere
Probleme sind. 

Eine letzte Anmerkung. Es klang hier an, welche Mög-
lichkeiten einer verstärkten parlamentarischen Zusam-
menarbeit noch gegeben sind. Manchmal zucke ich da ein
wenig zusammen, weil ich dann immer meine tägliche po-
litische Praxis überprüfe. Diese lautet: Irgendwann muss
ich alles Gute, das wir hier beschlossen haben, meinen
Kollegen zu Hause erklären, damit sie unter Umständen
mit mir gemeinsam meine Regierung so unter Druck set-
zen, dass meine Regierung das tut, was wir gern möchten.

Deswegen bitte ich darum, bei dem weiteren Verfahren
immer wieder zu beachten, dass unsere persönlichen Res-
sourcen so eingeteilt werden, dass wir auch noch Zeit und
Kraft haben, zu Hause das operativ umzusetzen, was un-
ser gemeinsames Ziel bei vielen Themen, so auch bei die-
sem wichtigen Thema, ist. – Ich bedanke mich für Ihre
Aufmerksamkeit.

Entschl ießung 1198(1999)*

betr.: Die Notwendigkeit einer verstärkten Wirt-
schaftszusammenarbeit im Mittelmeerraum

1. Die Parlamentarische Versammlung stellt, insbeson-
dere durch gemeinsam mit der Konferenz der Ge-

* Debatte der Versammlung am 21. September 1999 (27. Sitzung).
Siehe Dok. 8348, Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Ent-
wicklung (Berichterstatter: Herr Turini) und Dok. 8356, Stellung-
nahme des Ausschusses für Landwirtschaft und Entwicklung des
ländlichen Raumes (Berichterstatter: Herr González Laxe). Text von
der Versammlung verabschiedet am 21. September 1999 (27. Sit-
zung).
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meinden und Regionen Europas und durch die Mittel-
meer-Landwirtschaftsforen organisierte Tagungen
über interparlamentarische und interregionale Zusam-
menarbeit, ein privilegiertes Forum für die Behand-
lung von Problemen des Mittelmeerraums dar.

2. Der Europarat bildet, insbesondere im Anschluss an
die nach 1989 durchgeführte Erweiterung ,,... bei der
fünf Mittelmeerländer der Organisation beitraten, und
zwar Bulgarien, Slowenien, Albanien, die „Ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien“ und Kroatien,
einen geeigneten Rahmen für eine verstärkte interpar-
lamentarische und interregionale Zusammenarbeit in
der Region und könnte als echtes Forum für einen Dia-
log zwischen den jeweiligen nationalen Institutionen
dienen.

3. Während die von der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates und anderen interparlamentari-
schen Gremien aufgebaute interparlamentarische Zu-
sammenarbeit Fortschritte macht und die 1995 von der
Europäischen Union über den so genannten Barce-
lona-Prozess ins Leben gerufene Euro-Mittelmeer-
Partnerschaft sich ihrem fünfjährigen Bestehen
nähert, zeigt sich immer deutlicher, dass dauerhafte
Sicherheit und anhaltender Wohlstand im Mittelmeer-
raum nicht auf einer rein politischen Grundlage beru-
hen können, sondern gleichermaßen auf wirtschaftli-
chem Fortschritt – wie offenerem Handel und der
Förderung von Klein- und Mittelbetrieben (KMB) –
basieren müssen.

4. Die Versammlung ist überzeugt, dass die Stärkung der
dezentralisierten Euro-Mittelmeer-Zusammenarbeit
vor der Liberalisierung des Handels die Schaffung be-
stimmter Voraussetzungen erlauben, zu größerem
Wissen und mehr Verständnis führen und zugleich die
direkten Verbindungen zwischen den Regionen voran-
bringen würde.

5. Die wirtschaftliche Entwicklung in vielen weniger
weit fortgeschrittenen Ländern am Mittelmeer wird
jedoch durch eine unterentwickelte Privatwirtschaft,
besonders bei den KMB, zahlreiche Handelshemm-
nisse nicht nur gegenüber europäischen Staaten, son-
dern auch zwischen den Mittelmeerländern selbst und
das Beharren auf nationaler wirtschaftlicher Autarkie
anstelle eines freieren Handels behindert. Um das
wirtschaftliche Potenzial in den betreffenden Staaten
freizusetzen, sollte Europa direkter in die auf den ver-
schiedenen Bildungssektoren aufgebaute Zusammen-
arbeit einbezogen werden, insbesondere in Pro-
gramme, die zur Verbesserung der gesellschaftlichen
Stellung der Frau beitragen.

6. Die Versammlung betrachtet den Aufbau von KMB im
Mittelmeerraum als besonders wichtig, da sie die
Chance bieten, gerade auch Frauen und jungen Men-
schen Arbeit vor Ort und eine berufliche und unter-
nehmerische Förderung zu verschaffen, schnelles 
Unternehmenswachstum zu ermöglichen, die Zusam-
menarbeit mit anderen KMB auch in Europa voranzu-
bringen und die wirtschaftliche Tätigkeit auf lokaler
und regionaler Ebene zu fördern.

7. Die Versammlung stellt fest, dass das für die Region
prognostizierte Bevölkerungswachstum gerade auch
die Staaten am Südrand des Mittelmeeres dazu zwin-
gen wird, sich großen Herausforderungen zu stellen,
in erster Linie bei der Sicherheit der Lebensmittelver-
sorgung, aber auch bei dem Mangel an Nahrungsmit-
teln, der Umstrukturierung des Agrarsektors, der Be-
schäftigung und der Ausbildung. Die Landwirtschaft
kann dazu beitragen, sowohl in wirtschaftlicher Hin-
sicht als auch bei der Beschäftigung die nötige Ant-
wort zu geben, soweit eine wirksame Zusammenarbeit
zwischen den Mittelmeerstaaten aufgebaut wird und
Europa sich als solidarisch erweist.

8. Die Versammlung

i. unterstützt darum das Vorhaben der Euro-Mittel-
meer-Partnerschaft, bis zum Jahr 2010 schritt-
weise eine Freihandelszone zwischen der Europä-
ischen Union und zahlreichen Staaten der Mittel-
meervereinigung (MEDA) aufzubauen – eine
Regelung, in der sie ein wichtiges Instrument der
wirtschaftlichen Entwicklung, der politischen Sta-
bilität und der Verringerung des Auswanderungs-
drucks aus der Region sieht;

ii. begrüßt die zurzeit zwischen der Europäischen
Freihandelsassoziation (EFTA) und zahlreichen
nichteuropäischen Mittelmeerländern laufenden
Verhandlungen über Freihandelsabkommen, die
sie als wichtige Instrumente für die Entwicklung
der Region und ihrer wirtschaftlichen Verbindun-
gen mit Europa betrachtet;

iii. bekundet ihre Zufriedenheit mit der Abhaltung
von Konferenzen für Mittelmeerregionen durch
ihren Ausschuss für Umwelt, Raumordnung und
Kommunalfragen und insbesondere mit dem er-
folgreichen Ausgang der letzten dieser Konferen-
zen vom 25. bis zum 27. Februar 1999 in Marma-
ris (Türkei), die erstmals auch die Schwarz-
meer-Region einbezog. Sie ist überzeugt, dass die
Fortführung einer solchen interparlamentarischen
Zusammenarbeit innerhalb der Parlamentarischen
Versammlung die wirtschaftliche Entwicklung der
Region weiter fördern kann;

iv. begrüßt darüber hinaus, dass ihr Ausschuss für
Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen
Raums in Zusammenarbeit mit dem Mittelmeer-
ausschuss des Internationalen Verbandes landwirt-
schaftlicher Erzeuger (IFAP) und des Internationa-
len Hochschulzentrums für Mittelmeeragronomie
die Mittelmeer-Landwirtschaftsforen abhält, beim
letzten Mal vom 26. bis zum 27. Oktober 1998 auf
Zypern, wo auch Parlamentarier aus nicht dem Eu-
roparat angehörenden Mittelmeerstaaten zugegen
waren;

v. bestärkt das Zentrum für globale Interdependenz
und Solidarität („Nord-Süd-Zentrum“) des Euro-
parates in Lissabon in der zusätzlichen Auswei-
tung seiner transmediterranen Aktivitäten, mit de-
nen es die Verständigung zwischen allen Mittel-
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meeranrainern voranbringen will und fordert alle
Mitgliedstaaten des Europarates, ob sie dem Zen-
trum nun angehören oder nicht, dazu auf, sich an
diesen Aktivitäten zu beteiligen;

vi. unterstützt aktiv die von der Interparlamentari-
schen Union (IPU) abgehaltenen Konferenzen
über Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittel-
meerraum (KSZM) und wird gemeinsam mit der
IPU die Möglichkeiten einer engeren Zusammen-
arbeit bei diesem Prozess prüfen;

vii.unterstützt landwirtschaftliche Organisationen wie
den Internationalen Verband landwirtschaftlicher
Erzeuger und das Internationale Hochschulzen-
trum für Mittelmeeragronomie und ermutigt sie,
ihre Zusammenarbeit fortzuführen, deren Ziel in
der Koordinierung der Agrarpolitiken der Mittel-
meerländer, dem Ausgleich der landwirtschaftli-
chen Produktion und des Agrarhandels, der Mo-
dernisierung der Agrarstrukturen, der Förderung
der Entwicklung des ländlichen Raumes und der
Fortentwicklung der landwirtschaftlichen For-
schung und Ausbildung in der Region besteht;

viii.ruft die Europäische Union, ihre Mitgliedstaaten
sowie die Europäische Investitionsbank auf, ihre
Aktivitäten im Rahmen der Euro-Mittelmeer-Part-
nerschaft in Bezug auf die wirtschaftliche und fi-
nanzielle Zusammenarbeit auszuweiten, insbeson-
dere die für die Förderung von Klein- und Mittel-
betrieben und der Verbindungen zwischen Unter-
nehmen und Branchenverbänden in verschiedenen
Mittelmeerländern bereitgestellten Mittel zu erhö-
hen und darüber hinaus den Agrarhandel zu ver-
stärken und wieder ausgeglichen zu gestalten;

ix. befürwortet regelmäßige Kontakte zwischen die-
sen Ausschüssen und Vertretern entsprechender
Parlamentsausschüsse der Staaten des Mittelmeer-
raumes in Bezug auf Fragen, die zu einer konkre-
ten Zusammenarbeit führen könnten;

x. unterstützt in diesem Zusammenhang die von dem
italienischen Parlament und dem Europäischen
Parlament eingeleiteten Euro-Mittelmeer-Initiati-
ven, die die interparlamentarischen Aktivitäten in-
nerhalb des Barcelona-Prozesses der Europä-
ischen Union darstellen und zu einer verstärkten
Beteiligung der betroffenen Staaten an dieser Zu-
sammenarbeit beitragen.

9. Die Versammlung ruft die Parlamente der Mittelmeer-
staaten auf, sich aktiv an der Konferenz über subre-
gionale Wirtschaftskooperation in Nantes (13. bis 
15. Oktober 1999) zu beteiligen, die in Partnerschaft
mit der Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rates und der Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen für Europa gemeinsam von der Parlamenta-
rischen Versammlung der OSZE und der französi-
schen Nationalversammlung organisiert wird.

10. Schließlich erkennt die Versammlung an, dass die po-
litische Stabilität in der Region durch wirtschaftliche
Zusammenarbeit zwar gefördert wird, eine solche Zu-

sammenarbeit aber nur im Rahmen des allgemeinen
Friedens, der Achtung der Menschenrechte, der De-
mokratie und der Rechtsstaatlichkeit konkrete Gestalt
annehmen kann. Die Versammlung ruft deshalb alle
Mitgliedstaaten des Europarats auf, sich in Überein-
stimmung mit der Entschließung 1103 (1996) der Ver-
sammlung zur Lage im Nahen Osten nach besten
Kräften für die Förderung des Friedensprozesses zwi-
schen Israel und der palästinensischen Autonomie-
behörde und ganz allgemein im Nahen Osten einzu-
setzen.

Tagesordnungspunkt

betr: Ansprache des Präsidenten des portugie-
sischen Parlaments, 

Antonio de Almeida Santos

Tagesordnungspunkt

Situation in Osttimor
(Drucksache 8534)

Berichterstatter:
Abg. Lluis Maria de Puig (Spanien)

Entschl ießung 1421 (1999)*

betr.: Situation in Osttimor

1. Infolge einer militärischen Invasion Indonesiens Ende
des Jahres 1975 wurde das Gebiet Osttimors am 
17. Juli 1976 von Indonesien annektiert. Dies geschah
unter Missachtung der Normen des Völkerrechts und
der Rechte und Verpflichtungen Portugals, das von
den Vereinten Nationen als Verwaltungsmacht einge-
setzt worden war. Die Annexion, die von der interna-
tionalen Gemeinschaft nie akzeptiert wurde, ging ein-
her mit Verstößen gegen die Menschenrechte und
einer Politik der Zwangsassimilierung der Bevölke-
rung.

2. Die Versammlung verweist auf die von ihr verab-
schiedete Entschließung 966 (1991) betr. Osttimor, in
der sie die Annexion Osttimors durch Indonesien und
die Verstöße gegen die Menschenrechte verurteilt und
das Recht der Bevölkerung Osttimors bekräftigt, ihr
politisches Schicksal zu bestimmen, ebenso wie das
Recht, ihre kulturelle, sprachliche und religiöse Iden-
tität zu bewahren, weiterzuentwickeln und zu behaup-
ten.

3. Die Versammlung verweist gleichfalls auf die zahlrei-
chen Schritte, die von Portugal seit 1975 unternom-
men wurden mit dem Ziel, die Achtung des Rechts der

* Debatte der Versammlung am 21. September 1999 (27. Sitzung).
Siehe Dok. 8534, Bericht des Politischen Ausschusses (Berichter-
statter: Herr de Puig). Von der Versammlung am 21. September 1999
(27. Sitzung) verabschiedeter Text.
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Bevölkerung von Osttimor auf Selbstbestimmung und
Unabhängigkeit sicherzustellen.

4. Die Versammlung würdigt die diplomatischen An-
strengungen durch die Vereinten Nationen nach den
im Jahre 1998 in Indonesien eingetretenen politi-
schen Veränderungen, die am 5. Mai 1999 zur Unter-
zeichnung eines Abkommens zwischen den Vereinten
Nationen und den Regierungen Indonesiens und Por-
tugals über die Zukunft Osttimors führten. Das Ab-
kommen umfasst drei Dokumente: den Vorschlag über
einen Autonomiestatus für Osttimor, zu dessen An-
nahme bzw. Ablehnung eine Volksbefragung durchge-
führt werden soll, die Sicherheitsregelungen sowie die
Modalitäten der auf den 30. August 1999 angesetzten
Abstimmung. Indonesien hatte sich verpflichtet, für
den Fall, dass die Bevölkerung Osttimors den Auto-
nomievorschlag ablehnen würde, zu akzeptieren, dass
das Gebiet unabhängig werden würde.

5. Die Versammlung stellt fest, dass auf der Grundlage
der Resolution 1246 des Sicherheitsrats der Vereinten
Nationen am 11. Juni 1999 eine Mission der Vereinten
Nationen in Osttimor (UNAMET) eingerichtet wurde,
der das Mandat übertragen wurde, diese Volksbefra-
gung zu organisieren und durchzuführen.

6. Die Versammlung bedauert es, dass die Kampagne für
die auf den 30. August angesetzte Befragung mit einer
Welle der Gewalttätigkeit einherging.

7. Die Versammlung begrüßt es, dass dennoch ein großer
Teil der Bevölkerung Osttimors an der unter der
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen durchge-
führten Befragung teilgenommen hat und stellt fest,
dass die Vereinten Nationen am 4. September den Sieg
der Befürworter der Unabhängigkeit mit 78,6 % der
Stimmen verkündeten. Das Ergebnis der Volksabstim-
mung muss durch einen Beschluss des indonesischen
Parlaments in innerstaatliches Recht eingefügt wer-
den.

8. Die Versammlung verurteilt nachdrücklich die Massa-
ker sowie die Gewalt- und Terrorakte, die von pro-
indonesischen Milizen nach diesem demokratischen
Referendum in einem Gebiet begangen wurden, das
unter völkerrechtlichen Aspekten immer noch unter
der Verwaltung eines Mitgliedstaates des Europarates
steht, sowie die Passivität und die Komplizenschaft
der in Osttimor eingesetzten indonesischen Streit-
kräfte. Sie fordert die sofortige Einstellung der Gewalt
und die Überstellung der Verantwortlichen an die Jus-
tiz.

9. Die Versammlung verurteilt ebenfalls die anderen in
Osttimor begangenen Verstöße gegen die Menschen-
rechte, insbesondere den Versuch, das Volk und seine
Identität zu zerstören.

10. Die Versammlung ist zutiefst besorgt über die huma-
nitäre Katastrophe, die durch unabhängigkeitsfeindli-
che Milizen und durch die indonesischen Streitkräfte
ausgelöst wurde. Hunderttausende Bewohner Ostti-

mors sind vor den durch diese Kräfte verübten Gräu-
eltaten geflohen und haben Zuflucht in den Bergen,
auf anderen Inseln oder im Ausland gesucht, und Tau-
sende anderer sind nach Westtimor deportiert worden,
nur deswegen, weil sie an einem demokratischen Akt
der Selbstbestimmung teilgenommen haben. Tausen-
den Vertriebenen droht der Hungertod.

11. Die Versammlung bedauert, dass das Gebäude der
Vereinten Nationen in Dili, Osttimor, in das sich 
1 000 Personen geflüchtet hatten, von pro-indonesi-
schen Milizen belagert und nach seiner Räumung ge-
plündert und angezündet wurde, ebenso wie das Haus
des Friedensnobelpreisträgers Monsignore Carlos
Belo.

12. Die Versammlung bedauert zutiefst, dass die interna-
tionale Gemeinschaft trotz zahlreicher Warnungen
und den tragischen Erfahrungen bei der Krisenbewäl-
tigung im Kosovo nicht die zur Vermeidung dieser
Tragödie zwingend erforderlichen Maßnahmen ergrif-
fen hat.

13. Die Versammlung fordert, dass Indonesien die am 
5. Mai 1999 zwischen den Vereinten Nationen und den
Regierungen Portugals und Indonesiens getroffenen
Vereinbarungen uneingeschränkt durchführt und die
von der Bevölkerung getroffene Entscheidung für die
Unabhängigkeit respektiert.

14. Die Versammlung verweist darauf, dass das Recht auf
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit in Timor
durch die Charta der Vereinten Nationen sowie durch
die Resolutionen des Sicherheitsrats und der Vollver-
sammlung dieser Organisation anerkannt wird.

15. Die Versammlung unterstützt den Appell der Hohen
Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte, Mary Robinson, zur Einrichtung einer Unter-
suchungsmission, um die Tatsachen und die Verant-
wortlichen im Zusammenhang mit den in Osttimor
begangenen Verstößen gegen die Menschenrechte
festzustellen.

16. Sie unterstützt gleichfalls die Schaffung eines interna-
tionalen Gerichtshofs zur Verurteilung dieser Verstöße
gegen die Menschenrechte.

17. Die Versammlung begrüßt die Verabschiedung der Re-
solution 1264 vom 15. September 1999 durch den Si-
cherheitsrat der Vereinten Nationen, welche die Verle-
gung einer multinationalen Truppe nach Osttimor
genehmigt, gemäß des am 12. September 1999 über-
mittelten Ersuchens der indonesischen Regierung mit
dem Ziel, Frieden und Sicherheit in Osttimor wieder-
herzustellen, die UNAMET bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben zu beschützen und zu unterstützen und im
Rahmen ihrer Möglichkeiten humanitäre Hilfsein-
sätze zu ermöglichen.

18. Sie stellt fest, dass die multinationale Truppe so bald
wie möglich durch eine Friedenstruppe der Vereinten
Nationen ersetzt werden sollte.
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19. Die Versammlung begrüßt die Erklärung des Minis-
terkomitees vom 15. September 1999 zu Osttimor.

20. Die Versammlung fordert die indonesische Regierung
nachdrücklich auf:

i. dem Parlament vorzuschlagen, das Ergebnis der
Abstimmung der Bevölkerung Osttimors zuguns-
ten der Unabhängigkeit in innerstaatliches Recht
einzufügen;

ii. alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um si-
cherzustellen, dass die indonesischen Streitkräfte
jegliche Verletzung der internationalen Bestim-
mungen zur Wahrung der Menschenrechte und des
Rechts der Völker auf Selbstbestimmung und Un-
abhängigkeit einstellen;

iii. die Auflösung und unmittelbare Entwaffnung der
Milizen sicherzustellen; 

iv. mit der zukünftigen internationalen Truppe bei al-
len Aspekten der Umsetzung ihres Mandats zu-
sammenzuarbeiten;

v. den internationalen humanitären Organisationen
und Institutionen unverzüglich Zugang zu Ostti-
mor und zu den Lagern der Flüchtlinge und Ver-
triebenen auf indonesischem Staatsgebiet zu ge-
währen; 

vi. die sichere Rückkehr der Vertriebenen nach Ostti-
mor zu gewährleisten;

vii.die Sicherheit des Personals und der Einrichtungen
der UNAMET zu gewährleisten;

viii.die Vereinbarungen vom 5. Mai in vollem Um-
fange zu achten, in denen die indonesische Regie-
rung aufgefordert wird, sich mit der portugiesi-
schen Regierung, und dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinsichtlich der einzuleitenden
Schritte zu einer geordneten und friedlichen Über-
gabe der Ordnungsgewalt in Osttimor an die Ver-
einten Nationen zu verständigen.

21. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee,
die Mitgliedstaaten des Europarates aufzufordern:

i. Timor Lorosae, den von der Bevölkerung gewähl-
ten Namen, als unabhängigen Staat infolge des
durch die internationale Gemeinschaft organisier-
ten Referendums anzuerkennen;

ii. die Stationierung der multinationalen Truppe in
Osttimor zu unterstützen und hierzu einen Beitrag
zu leisten;

iii. die Vorbereitung der Übergangsverwaltung der
Vereinten Nationen in Osttimor aktiv zu unterstüt-
zen; 

iv. zur für die Bevölkerung Osttimors bestimmten hu-
manitären Hilfe beizutragen;

v. Druck auf Indonesien auszuüben, u. a. durch wirt-
schaftliche Maßnahmen, um zu einer Einstellung

aller Verletzungen der Menschenrechte und zu ei-
ner Beendigung jeglicher widerrechtlichen Aneig-
nung von Gütern und natürlichen Ressourcen in
Osttimor zu gelangen;

vi. Waffenverkäufe an Indonesien auszusetzen;

vii. angesichts der menschlichen und wirtschaftlichen
Katastrophe, die infolge des Referendums einge-
treten ist, zu prüfen, welche Lehren für zukünftige
präventive humanitäre Interventionen zu ziehen
sind.

Mittwoch, 22. September 1999

Tagesordnungspunkt

Die OECD und die Weltwirtschaft
(Drucksache: 8465)

Berichterstatter:

Abg. John Townend (Vereinigtes Königreich)

Tagesordnungspunkt

Ansprache des Generalsekretärs der OECD,
Donald Johnston

Entschl ießung 1199(1999)*

betr.: Die OECD und die Weltwirtschaft

1. Die aus Delegationen der Mitgliedstaaten der OECD
und des Europarates bestehende Erweiterte Parlamen-
tarische Versammlung hat die jüngsten Tätigkeiten
der OECD im Lichte des von dem Ausschuss für Wirt-
schaft und Entwicklung der Versammlung erstellten
Berichts und der Beiträge anderer Ausschüsse der
Versammlung untersucht. Zusätzlich zu dieser alljähr-
lichen Gelegenheit, zu der Arbeit der OECD einen
parlamentarischen Beitrag zu leisten, erinnert die Ver-
sammlung daran, dass sie eine schriftliche Antwort
der OECD auf diese Entschließung begrüßen würde.

2. Die Erweiterte Versammlung stellt erleichtert fest,
dass die Weltwirtschaft nach den Turbulenzen und re-
gionalen Wirtschaftsabschwüngen aufgrund der asia-
tischen Finanzkrise von 1997 und der Finanzkrise in
der Russischen Föderation von 1998 wieder etwas zur
Ruhe gekommen ist. So wird für den OECD-Bereich
für 1999 und 2000 eine Fortsetzung des Wachstums

* Debatte der Erweiterten Versammlung am 22. September 1999 
(28. und 29. Sitzung). Siehe Dok. 8465, Bericht des Ausschusses für
Wirtschaft und Entwicklung (Berichterstatter: Herr Townend), 
Dok. 8539, Beitrag des Ausschusses für Kultur und Erziehung (Be-
richterstatter: Herr Lemoine) und Dok. 8536, Beitrag des Ausschus-
ses für Wissenschaft und Technologie (Berichterstatter: Herr Be-
aufays). Text von der Erweiterten Versammlung verabschiedet am
22. September 1999 (29. Sitzung).
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mit einer Zunahme von etwas mehr als 2 % erwartet.
Ebenso dürfte der Welthandel, für den 1999 im Ge-
gensatz zu den 4,5 % von 1998 lediglich ein Wachs-
tum von 3,9 % erwartet wird, im Jahr 2000 mit 5,6 %
ein schnelleres Tempo vorlegen. Damit solche Zunah-
men Wirklichkeit werden, müssen jedoch eine Reihe
wunder Punkte der Weltwirtschaft dringend angegan-
gen werden. Um die Ziele einer gerechten und nach-
haltigen Weltordnung zu erreichen, unterstützt die Er-
weiterte Versammlung ein energisches gemeinsames
Vorgehen zur Stabilisierung der internationalen Fi-
nanzströme, zur Stärkung der wesentlichen Investitio-
nen in die soziale Infrastruktur und zur Festigung der
demokratischen Institutionen.

3. Die anhaltende Gesundheit der Volkswirtschaft der
USA ist für die der Weltwirtschaft von entscheidender
Bedeutung, da dieser Staat mittlerweile praktisch die
einzige Wirtschaftslokomotive der Welt und der
„letzte verbliebene Importeur“ ist. Die Mitgliedstaa-
ten der OECD müssen sich jedoch auf den Tag vorbe-
reiten, an dem sich die Wirtschaft der USA ver-
langsamt und jetzt damit beginnen, ihr bei ihrer
„Lokomotivfunktion“ zu helfen. Verstärkte Anstren-
gungen sind erforderlich, um in der Weltwirtschaft
Strukturreformen voranzubringen und ein offenes und
faires Handelssystem nach den Grundsätzen der WTO
zu fördern, damit ein umweltverträgliches Wachstum
zugunsten der Menschen aller Regionen erreicht wer-
den kann. Die Erweiterte Versammlung erinnert in
diesem Zusammenhang an die Bedeutung der Demo-
kratie der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit,
der guten Staatsführung, der Transparenz und der Re-
chenschaftspflicht für eine nachhaltige wirtschaftliche
Entwicklung.

4. Die Erweiterte Versammlung begrüßt die beträchtli-
chen Anstrengungen Japans zur Wiederbelebung sei-
ner Wirtschaft, stellt jedoch fest, dass die OECD für
1999 eine Schrumpfung um 0,9 % und für das Jahr
2000 ein Nullwachstum prognostiziert. Sie würdigt
die Bemühungen Japans um die Abwendung einer De-
flation, die Stützung des Konsums und die Belebung
des Wirtschaftsprozesses, der sich jetzt allmählich er-
holt. Sie ermutigt deshalb die japanische Regierung
und das Parlament des Landes, in allen Wirtschafts-
sektoren und insbesondere im Bankensystem wieder
strukturelle Reformen einzuleiten und das Land noch
weiter für den Außenhandel und Auslandsinvestitio-
nen zu öffnen. Der Beitrag, den solche Maßnahmen zu
einer Wiederbelebung der zweitgrößten Volkswirt-
schaft der Welt leisten könnte, wäre für die gesamte
umliegende Region und darüber hinaus von großer
Bedeutung.

5. Eine ähnliche Verantwortung trägt das OECD-Europa,
insbesondere nach der Einführung einer gemeinsamen
Währung in elf EU-Mitgliedstaaten. Es kommt ent-
scheidend darauf an, dass gerade die Staaten der Eu-
ropäischen Union, aber auch alle anderen europä-
ischen OECD-Mitglieder eine ihrem wirtschaftlichen
Reichtum entsprechende weltwirtschaftliche Verant-
wortung übernehmen, dazu in allen Wirtschaftssekto-
ren seit langem überfällige Strukturreformen einleiten

und die Rolle der WTO als Bollwerk gegen den Pro-
tektionismus stärken.

6. Die Lage in Lateinamerika hat sich verbessert, auch
wenn weiterhin Risiken bestehen. Glücklicherweise
ist es gelungen, die Auswirkungen der brasilianischen
Finanzkrise in Grenzen zu halten, und andere Länder
der Region haben einen Prozess der Haushaltsdiszi-
plin und der Strukturreformen fortgesetzt. Nichtsdes-
toweniger geben die sozialen Auswirkungen der Krise
und die Armut in einigen Teilen der Region weiterhin
Anlass zu Besorgnis.

7. Die Erweiterte Versammlung registriert das schnelle
Wirtschaftswachstum, das mehrere Übergangsvolks-
wirtschaften in Mittel- und Osteuropa erreicht haben,
und zwar trotz der Auswirkungen der wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten Russlands und des zögernden
Wachstums in Westeuropa auf die Region. Sie er-
kennt den bedeutsamen Beitrag der OECD zu ihrer
fortgesetzten Integration in die europäische Wirt-
schaft und die Weltwirtschaft an und betont die Be-
deutung eines noch stärker liberalisierten Handels mit
dem OECD-Gebiet und in Mittel- und Osteuropa
selbst.

8. Die Erweiterte Versammlung macht in diesem Zu-
sammenhang auf die weitreichenden Folgen des Ko-
sovo-Konflikts für die gesamte südosteuropäische Re-
gion und die Notwendigkeit einer umfangreichen
Hilfeleistung an alle betroffenen Staaten aufmerksam,
nachdem nun der Frieden wieder hergestellt ist. Darü-
ber hinaus fordert sie die internationale Gesellschaft
nachdrücklich auf, die Wiederaufbauanstrengungen
im Anschluss an die verheerenden Erdbeben in der
Türkei, Griechenland und Taiwan zu unterstützen und
bei dem Wiederaufbau in Osttimor zu helfen. Die Er-
weiterte Versammlung begrüßt die aktive Rolle der
OECD bei den Wiederaufbauanstrengungen, insbe-
sondere im Hinblick auf die Entwicklung einer Wirt-
schafts-, Struktur- und Sozialpolitik, die Hilfe beim
Aufbau des erforderlichen rechtlichen und institutio-
nellen Rahmens und die Förderung der Integration in
die regionale und globale Wirtschaft.

9. Im Einzelnen erwartet die Erweiterte Versammlung
verlässliche Angaben zu den Aussichten auf eine dau-
erhafte Entwicklung, die viele Arbeitsplätze schaffen
kann, bedenkt man die hohe Arbeitslosigkeit in Süd-
osteuropa, wo die einzige Alternative in der – ggf.
auch illegalen – Auswanderung besteht. Sie glaubt je-
denfalls, dass es entscheidend darauf ankommt, die
Modernisierung des zerstörten und veralteten Indus-
triesektors zu fördern, der nicht mehr wettbewerbs-
fähig ist, wobei jedoch den KMB (Klein- und Mittel-
betrieben) und der Landwirtschaft der Vorzug zu
geben ist. Letztere muss sich auf Selbstversorgung
und neue Marktanforderungen einstellen.

10. Die Erweiterte Versammlung ist besorgt, dass mit dem
Herannahen der neuen WTO-Runde der protektionis-
tische Druck ansteigt, der sich im Zuge eines welt-
wirtschaftlichen Abschwungs verstärken – also ver-
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schlimmern – könnte. Sie nimmt die Feststellung der
OECD zur Kenntnis, wonach offene Volkswirtschaf-
ten im Allgemeinen schneller wachsen als weniger of-
fene und Armut und Arbeitslosigkeit im Laufe der Zeit
leichter überwinden und die grundlegenden Arbeits-
standards verbessern können. Sie fordert alle
OECD-Staaten auf, sich nach besten Kräften zu
bemühen, ihre verschiedenen jetzt beim WTO-
Schiedsgericht anhängigen Streitigkeiten gütlich bei-
zulegen und unablässig einen offeneren Handel anzu-
streben, der für einen erfolgreichen Abschluss der
neuen Runde nötig ist.

11. Was künftige multilaterale Handelsverhandlungen an-
geht, unterstützt die Erweiterte Versammlung die ef-
fektive Teilnahme aller WTO-Mitgliedstaaten, auch
der am wenigsten entwickelten, Offenheit gegenüber
einer demokratischen Prüfung und eine verbesserte
Zusammenarbeit bei den Prioritäten der nachhaltigen
Entwicklung und der sozialen Dimensionen des Han-
dels. Hierzu fordert die Versammlung die OECD-Mit-
gliedstaaten nachdrücklich auf, Maßnahmen zu unter-
stützen, um die volle Teilnahme der Entwicklungs-
länder an den neuen Verhandlungen der WTO-Runde
zu fördern, die Zusammenarbeit zwischen der OECD
und anderen internationalen Gremien bei der Förde-
rung der Einhaltung internationaler Umwelt-, Sozial-,
Arbeits- und Menschenrechtsstandards innerhalb des
Handelssystems zu verstärken und die Transparenz
der Strukturen und Prozesse in der WTO, u.a. durch
stärkere Beteiligung der Öffentlichkeit und Beiträge
von Parlamentariern, zu erhöhen.

12. Die Inflation erreichte im OECD-Gebiet 1998 mit 
3,1 % einen historischen Tiefstand. Ungeachtet erster
Anzeichen eines Inflationsdrucks in den USA scheint
diese Tendenz sich 1999 mit einer prognostizierten
Rate von nur 2,4 % zu verstärken. Bei einigen Staaten,
insbesondere Japan, besteht trotz sehr niedriger Zins-
sätze sogar ein Deflationsrisiko. Die Erweiterte Ver-
sammlung fordert große Wachsamkeit im Hinblick auf
eine mögliche Deflationsspirale und die rechtzeitige
Planung von Gegenmaßnahmen, sollte sich eine
schwere Deflation ausbreiten.

13. Die Strukturreform im OECD-Europa erlangt beson-
dere Bedeutung, bedenkt man die unerträglich hohe
Arbeitslosigkeit in vielen Staaten, darunter auch in
Euroland, wo sie bei rund 10 % liegt. Die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit muss weiterhin für die euro-
päischen OECDMitglieder höchste Priorität besitzen,
vor allem da jeder wirtschaftliche Abschwung in den
USA eine bereits schwierige Lage verschlimmern
würde. Sie sollten weiterhin auf den Folgearbeiten der
OECD zu ihrem Projekt „Beschäftigungsstrategie“
aufbauen und darüber hinaus den detaillierten Emp-
fehlungen der Organisation für Strukturreformen
Folge leisten. Dazu gehören anhaltende Bemühungen,
die Haushaltsdefizite niedrig zu halten, die Arbeits-
und Warenmärkte vor allem durch Schaffung von 
Arbeitsanreizen flexibler werden zu lassen, die Bar-
rieren für das Unternehmertum abzubauen und die

Bemühungen um die Vermittlung weiterer Fertigkei-
ten – und das Angebot einer breiten Palette von Be-
schäftigungsmöglichkeiten – auf die gefährdeten ge-
sellschaftlichen Gruppierungen, wie Jugendliche,
Frauen und ältere Arbeitnehmer, zu konzentrieren. 
Die Strukturreform sollte darauf abzielen, nachhaltige
Formen der landwirtschaftlichen Erzeugung sowie
das Konzept der „Multifunktionalität“ in der Land-
wirtschaft zu fördern.

14. Die Erweiterte Versammlung ruft deshalb die Mit-
gliedstaaten der OECD und des Europarates auf, Poli-
tiken auszuarbeiten, die den Empfehlungen im Bericht
des OECD-Ausschusses für Wissenschafts- und Tech-
nologiepolitik über „Technologie, Produktivität und
Schaffung von Arbeitsplätzen: beste politische Prakti-
ken“ entsprechen. Der Bericht ist ein entscheidendes
internationales Analyseinstrument für die Ausarbei-
tung und Umsetzung von Innovations- und Technolo-
giepolitiken, die die Bedürfnisse von der Globalisie-
rung betroffener wissensbasierter Volkswirtschaften
decken.

15. Die Erweiterte Versammlung verlangt erneute An-
strengungen zur Fortsetzung von Regulierungsrefor-
men auf der Grundlage der umfassenden Arbeit der
OECD. Eine Regulierungsreform ist besonders im
OECD-Europa und namentlich in der Europäischen
Union erforderlich, wo exzessive Vereinheitlichung
und Oberregulierung das Wirtschaftswachstum beein-
trächtigen können.

16. Die Erweiterte Versammlung begrüßt die Maßnahmen
der OECD im Anschluss an ihre Empfehlungen, die
Organisation solle eine aktive politische Gestaltungs-
rolle bei der Bewältigung des „Jahr-2000-Problems“
übernehmen, bei dem Computer den Datumswechsel
beim Jahrhundertübergang nicht erkennen. Sie sieht
die hohen Investitionen der OECD-Regierungen
während der letzten Jahre, um dieser Lage zu begeg-
nen und fordert sie nachdrücklich auf, ihre Bemühun-
gen in den verbleibenden Monaten des Jahres 1999
weiter zu verstärken. Besondere Aufmerksamkeit
wird dabei eine Nuklearmacht wie Russland erfor-
dern, doch auch andere Übergangsvolkswirtschaften
in Mittel- und Osteuropa werden ebenso wie Schwel-
len- und Entwicklungsländer Hilfestellung benötigen.
Die Erweiterte Versammlung fordert die OECD auf,
mit den getätigten Investitionen und den bereits ge-
sammelten Erfahrungen gegen „Informationskriegs-
führung“, wie zum Beispiel „Cyberterrorismus“, vor-
zugehen.

17. Die Erweiterte Versammlung stellt fest, dass die
OECD die Steuerreform auf drei Ebenen zu einem
neuen Schwerpunkt gemacht hat. Sie begrüßt die An-
strengungen der Organisation, zu einer Reform des in-
nerstaatlichen Steuersystems beizutragen, um das
Wachstum zu fördern, indem der Ertrag der Arbeit und
der Anreiz zur Arbeit erhöht werden. Was die
Bemühungen um die zwischenstaatliche Steuerhar-
monisierung, insbesondere in der EU, angeht, erkennt
sie, dass die EU-Integration und vor allem die EWU
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Argumente für eine solche Harmonisierung abgeben.
Sie warnt jedoch vor der zu beobachtenden Tendenz,
die Steuern nach oben zu harmonisieren, da dies die
Gefahr in sich birgt, das Wirtschaftswachstum weiter
abzuwürgen und der EU auch auf diesem Gebiet ihre
„Paradebeispiele“ zu nehmen. Ungeachtet dessen lobt
die Erweiterte Versammlung die OECD wegen ihrer
Arbeiten zur Verminderung der destabilisierenden
Auswirkungen bestimmter „Offshore-Steuerpara-
diese“, in denen keinerlei Transparenz oder Kontrolle
gegeben ist.

18. Die Erweiterte Versammlung begrüßt die von vielen
Staaten vorgenommene Unterzeichnung und Ratifi-
zierung des Übereinkommens über die Bekämpfung
der Bestechung ausländischer Amtsträger und erwar-
tet von allen Mitgliedstaaten der OECD und des Eu-
roparates, dass sie diesen offenen Vertrag bald unter-
zeichnen und ratifizieren.

19. Die Erweiterte Versammlung fühlt sich durch die
Überwindung der jüngsten Finanzkrisen durch die in-
ternationale Gemeinschaft ermutigt, warnt aber vor
jeder Selbstgefälligkeit. Sie begrüßt die Empfehlung
des Beratenden Ausschusses der Wirtschaft (BIAC)
bei der OECD, innerhalb der OECD ein multilatera-
les Überwachungsgremium zu schaffen, an dem die
„systemisch bedeutsamen Volkswirtschaften“ der
Welt beteiligt wären, darunter auch nicht der OECD
angehörende Staaten. Sie glaubt, dass eine „Früh-
warninstanz“ dieser Art nützlich sein könnte, um sich
abzeichnende wirtschaftliche und finanzielle Schwie-
rigkeiten rechtzeitig zu erkennen und in verschie-
denen Staaten oder Regionen im Anschluss an Krisen
Bewertungen vorzunehmen. Darüber hinaus fordert
die Erweiterte Versammlung die OECD-Mitgliedsre-
gierungen nachdrücklich auf, multilaterale Initiati-
ven, auch solche von Nicht-Mitgliedstaaten, zu unter-
stützen, die generelle Überwachung der interna-
tionalen Finanzmärkte auszubauen, plötzliche, desta-
bilisierende Kapitalabflüsse aus bestimmten Ländern
abzuschwächen und nach Möglichkeit zu verhindern
und die Schuldenlast der ärmsten Staaten zu erleich-
tern.

20. Sie begrüßt ferner die wachsende Betonung der „guten
Staatsführung“ durch die OECD im Geiste der Er-
klärung der Erweiterten Versammlung in ihrer Ent-
schließung 1167 (1998), dass „Demokratie, Men-
schenrechte, Rechtsstaatlichkeit und Transparenz ...
für eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung we-
sentlich [sind]“. Sie hofft, dass die „Grundsätze der
guten Unternehmensführung (Corporate Gover-
nance)“, die den OECD-Ministern im Mai 1999 vor-
gelegt wurden, von allen Mitgliedstaaten der OECD
und des Europarats befolgt werden. Sie bittet die
OECD, ähnliche „Führungsgrundsätze“ für den wirt-
schaftlichen und finanziellen Bereich auszuarbeiten 
– in der Überzeugung, dass Grundsätze dieser Art in
Unternehmen wie Regierungen nötig sind, um eine
Wiederholung der Finanzkrisen der jüngsten Vergan-

genheit zu vermeiden und eine nachhaltige Entwick-
lung zu gewährleisten.

21. Die Erweiterte Versammlung stellt fest, dass die
Bemühungen der OECD, ein Multilaterales Investiti-
onsabkommen (MIA) abzuschließen, Ende 1998 we-
gen des förmlichen Rückzugs der französischen Re-
gierung von den Verhandlungen und angesichts der
großen Meinungsverschiedenheiten, unter den Mit-
gliedsregierungen über entscheidende Fragen in einer
Zeit wachsender Besorgnisse von Bürgerinitiativen
und Parlamentariern über die Auswirkungen be-
stimmter Vorschriften auf die Fähigkeit der Regierun-
gen, im öffentlichen Interesse regulierend tätig zu
werden, aufgegeben wurden. Während die OECD sich
weiterhin mit Investitionsfragen beschäftigt, sollte sie
aus den Erfahrungen mit dem MIA geeignete Lehren
ziehen. Der internationale Schutz der Anlegerinteres-
sen darf keinen Vorrang vor der Wahrnehmung demo-
kratischer wirtschaftlicher, sozialer, umweltbezogener
und kultureller Verantwortung durch die Staaten ha-
ben. Diese Lehren sollten auch bei künftigen multila-
teralen Verhandlungen über Investitionsfragen beher-
zigt werden, die bei der WTO stattfinden könnten, wo,
wie zu hoffen ist, die Entwicklungsländer bei der Aus-
gestaltung einer Vereinbarung unmittelbar zu Wort
kommen können.

22. Die Erweiterte Versammlung bittet die OECD, im
Rahmen ihres Programms „International Futures“ 
und auch an anderer Stelle in der Organisation der
Frage nachzugehen, wie neue Informationstechnolo-
gien – insbesondere das Internet, der E-Commerce,
die computergesteuerte Fertigung und der Roboterein-
satz – die wirtschaftlichen Entwicklungsparameter
grundlegend ändern können und außerdem die wahr-
scheinlichen Auswirkungen auf die Beschäftigung,
die Einkommensverteilung, die gesellschaftlichen
Verhältnisse, Bildung und Kultur zu untersuchen. Die
Erweiterte Versammlung ruft die OECD darüber hi-
naus auf, weitere Anstrengungen zur Harmonisierung
der verschiedenen Werte und Systeme auf dem Gebiet
der Informationstechnologien zu unternehmen, damit
alle legitimen Anliegen und sozialen Erwägungen der
Staaten berücksichtigt werden können.

23. Besondere Aufmerksamkeit ist dem Dienstleistungs-
sektor zu schenken, der aufgrund des Anwachsens der
Informationstechnologien und des Robotereinsatzes
im Zuge der Arbeitsrationalisierung zu einem immer
wichtigeren Arbeitgeber wird.

24. Die Erweiterte Versammlung bittet die Mitgliedstaa-
ten der OECD und des Europarates, neue inländische
wie internationale Kommunikationskanäle zwischen
der Wissenschaft, den politischen Entscheidungsträ-
gern und der gesamten Gesellschaft zu schaffen. Im
Inland müssen die Gespräche über mögliche Maßnah-
men auf einem ausreichenden Verständnis der breiten
Öffentlichkeit für wissenschaftliche Fragen beruhen,
und die internationale Ausbreitung bester Praktiken in
den Mitgliedstaaten wird die Aufgabe erleichtern, für
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die großen Probleme, die in Europa und weltweit be-
stehen, praktische Lösungen zu finden.

25. Die Erweiterte Versammlung begrüßt die Schwer-
punktsetzungen der Bildungsprogramme der OECD
beim lebenslangen Lernen für alle als wichtigen Bei-
trag zu künftigem wirtschaftlichem Wohlstand, sozia-
lem und politischem Zusammenhalt und der Verwirk-
lichung wahrhafter demokratischer Gesellschaften.
Sie fördert die Partnerschaft zwischen der OECD und
dem Europarat bei der Untersuchung von Fragen wie
dem Übergang von der ersten Ausbildung in die Ar-
beitswelt, die Rolle der Informations- und Kommuni-
kationstechnik für Bildung und Lernen, die Analyse
von Bildungs- und Innovationsstrategien zur Verbes-
serung der sozialen Integration und die Finanzierung
des lebenslangen Lernens. Sie tritt außerdem für den
Informations- und Erfahrungsaustausch bei der Ent-
wicklung inländischer Bildungspolitiken und die Zu-
sammenarbeit bei geeigneten konkreten Projekten
ein.

26. Die Erweiterte Versammlung bestärkt die OECD
außerdem darin, die Anliegen der Mitgliedstaaten im
Hinblick auf gesellschaftliches Verantwortungsbe-
wusstsein, geeignete Standards in Arbeits- und Um-
weltfragen und nationale kulturelle Ziele zu berück-
sichtigen.

27. Die Erweiterte Versammlung begrüßt die fortgeschrit-
tenen Beitrittsverhandlungen der OECD mit der Slo-
wakei und hofft, dass ähnliche Gespräche bald mit an-
deren in Frage kommenden Staaten begonnen werden
können. Sie weiß die fortbestehenden Verbindungen
der Organisation zur Russischen Föderation trotz der
derzeitigen wirtschaftlichen Schwierigkeiten dieses
Staates im Geiste der Kooperationserklärung von
1994 zu schätzen. Sie stellt außerdem die Zunahme
der Kontakte der OECD mit der Volksrepublik China
angesichts der schnell wachsenden wirtschaftlichen
Bedeutung dieses Landes und der Möglichkeit seines
Beitritts zur WTO fest. Schließlich stellt die anhal-
tende Zusammenarbeit der OECD mit den sogenann-
ten Dynamic Emerging Non-Member Economies ein
nützliches Instrument zu ihrer vollständigeren Inte-
gration in die Weltwirtschaft dar.

28. Die Erweiterte Versammlung bestärkt die OECD
darin, als wesentlichen Bestandteil ihres Mandats das
aktuelle und vielversprechende Arbeitsprogramm
durchzuführen, das sie bei der Integration von Prio-
ritäten der nachhaltigen Entwicklung in inländische
und internationale Wirtschaftsstrategien begonnen
hat. Besondere Aufmerksamkeit sollten dabei weiter-
hin der Energiewirkungsgrad und Innovationen als
Schlüssel zur Verminderung der Treibhausgasemis-
sionen finden. Darüber hinaus weist die Erweiterte
Versammlung auf die Notwendigkeit hin, die Fähig-
keiten der Staaten zu stärken, andere bedeutende Ver-
pflichtungen einzuhalten, die im Rahmen multilatera-
ler Umweltübereinkommen eingegangen wurden. Die
OECD-Mitglieder sollten auch daran arbeiten, dafür

zu sorgen, dass diese Verpflichtungen sowie die
Grundsätze der nachhaltigen Umweltpolitik im Rah-
men künftiger internationaler Handels- und Investiti-
onsabkommen in vollem Umfang eingehalten wer-
den.

Tagesordnungspunkt

Ansprache des Präsidenten von Montenegro,
Milo Djukanović

Tagesordnungspunkt

Südosteuropa und das Kosovo
(Drucksache 8533)

Berichterstatter:
Abg. Andreas Barsony (Ungarn)
Abg. Peter Bloetzer (Schweiz)
Abg. Cevdet Akçali (Türkei)
Abg. Gyula Hegyi (Ungarn)

Abg. Martinez-Casañ (Spanien)
Fortsetzung am Donnerstag, 23. September 1999

Rede des Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues (CDU/
CSU): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Herr Domljan hat eben ge-
fragt: Konnte dieser Stabilitätspakt nicht viel früher kom-
men? Die Antwort heißt natürlich ja. Aber manchmal
muss man erst bis zum Hals in Problemen stecken, bevor
wir in Europa in der Lage sind, zu überzeugenden und
vernünftigen Lösungen zu kommen. Ich glaube, dieser
Stabilitätspakt ist eine zukunftsweisende Antwort auf die
Probleme dieser Region.

Ein wesentlicher Teil des Stabilitätspaktes sind neben den
ökonomischen, aufbauorientierten Aspekten auch Demo-
kratie, Rechtsstaatlichkeit und Minderheitenschutz, das
heißt Elemente, die wesentliche Voraussetzungen dafür
sind, dass dieser Stabilitätspakt letztlich trägt. Dies sind
zentrale Fragen, die uns im Europarat angehen und uns
bewegen.

Herr Muehlemann hat auf die Rolle hingewiesen, die wir
haben und vielleicht haben könnten. Für mich stellt sich
die Frage, ob wir einen ausreichenden Beitrag leisten. Es
hat Klagen gegeben, beim Stabilitätspakt säßen wir nicht
so im Zentrum, wie es sich gehöre. Manchmal muss man
sich vielleicht auch selber dort hinsetzen, wo man glaubt,
sitzen zu müssen. Wenn da etwas fehlen sollte, sollten wir
nachbessern.

Die zentrale Aufgabe für den Europarat neben dem wirt-
schaftlichen Aufbau wird sein, diese Region in das demo-
kratische Europa zu integrieren. Damit haben wir im Ge-
samtkontext eine der zentrale Aufgaben. Ich wäre dem
Generalsekretariat und der Präsidentschaft dankbar, wenn
sie noch einmal überprüfen würden, was wir wirklich tun
können und ob wir das hinreichend tun.
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Bevor wir aber dazu kommen, das Ergebnis des Stabi-
litätspaktes zu sehen und blühende Landschaften auf dem
Balkan bewundern zu dürfen, ist es, wie jeder von uns
weiß, noch ein entsetzlich weiter Weg.

Ein Kernproblem muss noch gelöst werden. Der Kern des
Problems ist: Milosevic und sein Regime sind noch da.
Solange dieses Regime noch existiert, solange Milosevic
noch im Amt ist, gibt es – das hat der Besuch von Herrn
Djukanovic deutlich gemacht – die Risiken weiterer Ex-
plosionen.

Mein heutiger Appell lautet – ich weiß, dass das, eine
blanke Illusion ist; aber ich sage es trotzdem –, Milosevic
möge doch bitte seinem eigenen Volk, dem serbischen
Volk, nach allem, was er ihm angetan hat, wenigstens
noch einen guten Dienst erweisen, nämlich endlich zu ge-
hen und die Regierung in seinem Land den Demokraten
zu überlassen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sorge macht mir
auch Folgendes. Nach allem, was an Brutalität geschehen
ist, drohen Haß, Rache und Vergeltung. Mein Appell geht
an alle albanischen Führer, auf ihre Leute einzuwirken
und darauf zu vertrauen, dass es uns gelingt, Recht, Ge-
rechtigkeit und Gesetz zum Tragen kommen zu lassen. In-
sofern sollte man auf Rache und Vergeltung verzichten.

Dies erfordert allerdings, dass wir jetzt und auch zukünf-
tig ein wenig schneller sind. Mir hat es nicht gefallen, wie
langsam die zivile Implementierung im Kosovo erfolgte,
um es vorsichtig zu formulieren. Die zugesagten Polizis-
ten sind noch immer nicht im Lande. Ich glaube, insofern
muss allseits nachgebessert werden.

Tagesordnungspunkt

Wirtschaftlicher Wiederaufbau und Erneuerung
in Südosteuropa nach dem Kosovo-Konflikt

(Drucksache 8503 und Addenda)

Berichterstatter:
Abg. Evgueni Kirilov (Bulgarien)
Abg. Nikola Obuljen (Kroatien)

Abg. Henning Gjellerod (Dänemark)
Abg. Ivan Ivanov (Bulgarien)

Abg. Daniel Goulet (Frankreich)

Tagesordnungspunkt

Die Beurteilung der humanitären Situation in
der Bundesrepublik Jugoslawien insbesondere

im Kosovo und Montenegro
(Drucksache 8527)

Berichterstatter:
Abg. Tadeusz Iwinski (Polen)

Abg. Elena Poptodorova (Bulgarien)
Fortsetzung am Donnerstag, 23. September 1999

Donnerstag, 23. September 1999

Tagesordnungspunkt

Südosteuropa und das Kosovo
(Drucksache 8533) Folge

Rede der Abg. Christa Lörcher (SPD): Frau Präsidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Gäste! Über
die Situation im Kosovo sind in diesem Hause mehrfach
aktuelle Debatten geführt worden, vor dem Krieg,
während des Krieges und nach dem Krieg. Mein Dank gilt
nicht nur den Berichterstattern, sondern all denjenigen,
die in dieser Region Hilfe leisten, unter schwierigen Um-
ständen und in einer Region, wo die Konflikte zwischen
den verschiedenen Bevölkerungsgruppen besonders tiefe
Wurzeln haben und wo die Spuren gegenseitiger Verlet-
zungen noch lange spürbar sein werden.

Ich freue mich, dass der Bericht des Kollegen Iwinski als
Schwerpunkt die humanitäre Situation der betroffenen
Menschen beleuchtet und Konsequenzen zieht, sowohl
politische wie auch praktische. Der Krieg hat unermessli-
che Schäden hinterlassen: 79 Tage Bombardierung, 
32 0000 Luftangriffe; manche Quellen geben sogar eine
noch größere Zahl an. Rund 200 Fabriken, 190 Schulen,
50 Krankenhäuser, 50 Brücken, fünf Zivilflughäfen, un-
gezählte Wohnhäuser und landwirtschaftliche Betriebe
sind zerstört worden. Die Verletzung und Zerstörung von
Menschen lässt sich nicht aufzählen.

Über die finanzielle Seite von 79 Tagen Bombardement
wissen wir wenig Konkretes, erst recht über die gesamten
Kosten der militärischen Einsätze. Aber mit Sicherheit
übersteigen diese Summen die Ressourcen um ein Vielfa-
ches, die jetzt für den Wiederaufbau zur Verfügung ste-
hen. Der Winter kommt, und trotz aller Anstrengungen
vieler Hilfsorganisationen ist die Situation nach wie vor
äußerst kritisch.

Wer leidet unter solch einem Krieg und seinen Folgen be-
sonders? Es sind die Kinder, alte Menschen, Kranke und
Behinderte, diejenigen in unserer Gesellschaft, die beson-
ders verwundbar sind und die besonderer Fürsorge und
Hilfe bedürfen.

Einige Gedanken zur Situation von Kindern im Krieg, auf
der Flucht oder in einem anderen Land. Ich möchte kurz
zwei Aspekte beleuchten:

Wie geht es den Flüchtlingskindern in unserem eigenen
Land? Haben sie wirklich die gleichen Rechte und Chan-
cen? Haben sie die nötige Gesundheitsversorgung, eine
gute Bildung? Haben sie die Möglichkeit, das, was sie er-
lebt haben, auch zu verarbeiten?

Der andere Aspekt: Schwierig ist es für sie auch, wenn sie
in ihr Land zurückkommen, freiwillig oder auch nicht
freiwillig. Sie finden ein fremdes Land. Sie finden ihre
Freunde nicht mehr, vielleicht auch Vater, Mutter und Ge-
schwister nicht. Welche Perspektive haben sie?

Die UNICEF hat ein Buch über Kinder, ihre Geschichten
und ihre Bilder vom Krieg im ehemaligen Jugoslawien
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veröffentlicht; es heißt „Ich träume vom Frieden“. Ich
möchte den Bericht eines elfjährigen Kindes zitieren:

„Ich spreche mit Dir, den sie vom Spielplatz und von
der Straße vertrieben haben, aus dem Haus, wo Du
gewohnt hast, und aus Deinem Kinderzimmer.

Wie Du leidest, leide auch ich, und auch meine
Nächte sind schlaflos ... Ich habe meine Spiele weg-
geschlossen ... und ich habe mein Lächeln wegge-
schlossen.

Werden wir lange warten müssen? ... Ich fürchte für
Dich, dass, während wir warten, Dein Geburtsort bald
vergessen sein wird. Deshalb, mein Freund, sei will-
kommen in meinem Haus. Wir werden das Meer tei-
len und die Schönheit eines Sommerabends. Wir wer-
den den Gesang der Vögel genießen und unsere
Hausaufgaben zusammen machen.“

Nemanja, 11 Jahre alt.

Kinder haben Erwartungen, sie haben Hoffnungen. Sie
wollen spielen, lernen, in einer friedlichen Welt aufwach-
sen. Lassen Sie uns diese Hoffnungen nicht enttäuschen
und Perspektiven aufbauen.

Ich danke Ihnen.

Empfehlung 1422 (1999)*

betr.: Südosteuropa und das Kosovo
1. Die Versammlung begrüßt die in der Erklärung des

Gipfels von Sarajewo vom 30. Juli 1999 enthaltene
Anerkennung der bedeutenden Rolle des Europarates
bei der Umsetzung des Stabilitätspakts.

2. Die Versammlung begrüßt die Ernennung von Herrn
Max van der Stoel, des derzeitigen Hohen Kommis-
sars der OSZE für nationale Minderheiten, der früher
eines der führenden Mitglieder der Versammlung war,
zum Vorsitzenden von Arbeitstisch 1 des Stabilitäts-
pakts über Demokratisierung und Menschenrechte.
Zur Betonung der besonderen Verantwortung des Eu-
roparates auf diesem Gebiet sollte dafür Sorge getra-
gen werden, dass eine vom Europarat benannte Per-
sönlichkeit in enger Verbindung zu dem Vorsitzenden
steht.

3. Die Versammlung erinnert daran, dass ihr Politischer
Ausschuss am 26. November 1999 in Sofia eine Kon-
ferenz über den parlamentarischen Beitrag zum Stabi-
litätspakt abhalten wird.

4. Die Versammlung bekräftigt ihre Position, dass die
Grundlage der Normalisierung der Lage im Kosovo
die uneingeschränkte und strikte Umsetzung der Re-
solution 1244 des Sicherheitsrates der Vereinten Na-

tionen sein sollte und betrachtet die Herbeiführung
normaler Verhältnisse für die Tätigkeit aller Elemente
der KFOR als eine wesentliche Voraussetzung für
Fortschritte in Bezug auf eine politische Lösung.

5. Was das Kosovo betrifft, verurteilt die Versammlung
auf das Schärfste die organisierte und systematische
Gewaltanwendung gegen die verbliebene serbische
und Roma-Bevölkerung, andere Minderheitengrup-
pen sowie die fortlaufende kriminelle Zerstörung des
orthodoxen kulturellen Erbes, auch wenn sie gleich-
zeitig die schwerwiegenden Vorfälle berücksichtigt,
die dieses Verhalten möglicherweise provoziert ha-
ben. Die zivilen Polizeieinheiten der Vereinten Natio-
nen sollten baldmöglichst voll einsatzbereit sein. Eine
Umsiedlung der gefährdeten Bevölkerung aus Sicher-
heitsgründen sollte nicht zu einer dauerhaften Tren-
nung führen.

6. Die Versammlung ruft die Kosovo-Befreiungsarmee
(UCK) erneut auf, dem Ersuchen der KFOR nachzu-
kommen, sich entwaffnen zu lassen. Darüber hinaus
ruft sie alle politischen Kräfte der Kosovo-Albaner
auf, die Gewaltanwendung gegen Serben, Roma und
andere Minderheitengruppen öffentlich und unmiss-
verständlich zu verurteilen.

7. Die Versammlung ist der Ansicht, dass eine wirkliche
Notwendigkeit besteht, bis zum nächsten Sommer de-
mokratisch gewählte lokale Institutionen aufzubauen.
Dabei ist es jedoch wesentlich, dass alle Volksgruppen
an freien und fairen Kommunalwahlen teilnehmen
können.

8. Die Versammlung unterstützt uneingeschränkt die
Einrichtung eines Institutes zur Ausbildung zukünfti-
ger Verwaltungsmitarbeiter, wozu der Europarat einen
wichtigen Beitrag durch sein Fachwissen und seine
Erfahrungen im Bereich der Demokratie leisten
könnte.

9. Die Versammlung ist der Auffassung, dass ein dauer-
hafter Frieden und demokratische Stabilität in der Re-
gion nur erreicht werden können, wenn kultur- und
bildungspolitische Maßnahmen rasch ergriffen wer-
den. Dabei sollte ethnisch begründeter Hass keinen
Platz finden, stattdessen sollten demokratische Werte,
die Achtung der Menschenrechte und der kulturellen
Vielfalt gefördert werden. Der Wiederaufbau der Zi-
vilgesellschaft, unter besonderer Berücksichtigung
junger Menschen, ist genauso wichtig wie der Wie-
deraufbau des kulturellen Erbes.

10. Die Versammlung begrüßt die vor kurzem erfolgte
Eröffnung eines Büros des Europarates in Pristina.
Das Büro sollte ein Höchstmaß an politischer und ma-
terieller Unterstützung erhalten, damit es in der Lage
ist, einen angemessenen und effizienten Beitrag des
Europarates zur Arbeit der UNMIK zu leisten. Ein bal-
diger Besuch des neuen Generalsekretärs in Pristina
wäre eine klare Demonstration einer solchen Unter-
stützung.

* Debatte der Versammlung am 22. und 23. September 1999 (29. und
30. Sitzung). Siehe Dok. 8533 des Politischen Ausschusses (Be-
richterstatter: Herr Barsony und Herr Bloetzer). Von der Versamm-
lung am 23. September 1999 verabschiedet.
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11. Die Versammlung begrüßt außerdem die detaillierten
Vorschläge zum Beitrag des Europarates zur UNMIK,
insbesondere im Hinblick auf Menschenrechtsnormen
sowie Fragen der Kommunalwahl, der Polizei, des
Gerichtswesens und der Medien. In dieser Hinsicht
betont die Versammlung die überragende Bedeutung
einer unmittelbaren Anwendbarkeit der in der Europä-
ischen Menschenrechtskonvention und der einschlä-
gigen Rechtsprechung enthaltenen Normen im Ko-
sovo.

12. Die Versammlung bringt erneut ihre Unterstützung für
alle demokratischen Kräfte in der Bundesrepublik
Jugoslawien zum Ausdruck und fordert sie nach-
drücklich auf, enger zusammenzuarbeiten.

13. Die Versammlung unterstützt die jüngste Entschei-
dung der Europäischen Union, die Sanktionen gegen
das Kosovo und Montenegro aufzuheben. Auch wenn
sie den internationalen Druck auf die jugoslawischen
Behörden zur Beachtung der demokratishen Normen
unterstützt (aus politischen und humanitären Grün-
den), ist sie der Ansicht, dass das Ölembargo gegen
Serbien aufgehoben werden sollte.

14. Es sollte internationale Hilfe zur Deckung der Grund-
bedürfnisse des serbischen Volkes unter Einschluss
der Energieversorgung geleistet werden, auch wenn
sich Änderungen in Bezug auf die Sanktionen als not-
wendig herausstellen sollten. Ein Fortbestehen der
Notsituation, insbesondere während des bevorstehen-
den Winters, würde die demokratischen Kräfte nur
schwächen und die Stellung des derzeitigen Belgrader
Regimes festigen.

15. Die Versammlung bringt ihre Unterstützung für die
entschiedene Politik und die demokratischen Refor-
men der Regierung von Montenegro zum Ausdruck.
Sofortiger, groß angelegter Wirtschaftshilfe kommt
wesentliche Bedeutung zu, wenn die Unterstützung
der Bevölkerung für diese politischen Maßnahmen ge-
fördert werden soll.

16. Die Versammlung nimmt die von den montenegrini-
schen Behörden vorgelegten Vorschläge zur Kenntnis,
den verfassungsrechtlichen Rahmen der Bundesrepu-
blik Jugoslawien neu festzulegen. Sie begrüßt die 
Entscheidung der montenegrinischen Behörden, die
Venedig-Kommission des Europarates zu ihren Vor-
schlägen zu konsultieren.

17. Aus diesen Gründen

a. beschließt die Versammlung,

i. Arbeitsgruppen einzusetzen, 

– um ab sofort den Wahlprozess im Kosovo zu
unterstützen;

– die Zusammenarbeit zwischen den politischen
Parteien im Kosovo zu unterstützen;

– zur Arbeit der neuen Kommunalbehörden bei-
zutragen;

– sich für den Wiederaufbau des Bildungssys-
tems einzusetzen;

ii. den Dialog mit den demokratischen Kräften in
der Bundesrepublik Jugoslawien zu stärken.

b. empfiehlt die Versammlung dem Ministerkomitee,

i. den Vorsitz von Herrn van der Stoel beim Ar-
beitstisch 1 des Stabilitätspakts zu begrüßen
und zu verlangen, dass eine vom Europarat be-
nannte Persönlichkeit in enger Verbindung zu
dem Vorsitzenden steht;

ii. Vorschläge im Bereich der Kultur, Bildung 
– insbesondere Geschichtsunterricht – und 
Medien auszuarbeiten für eine unmittelbare
Umsetzung im Kosovo und generell in der ge-
samten Region;

iii. was das Kosovo angeht, dafür Sorge zu tragen,
dass die Vorschläge des Europarats für Hilfe-
stellung an die UNMIK angemessene politi-
sche Unterstützung erhalten, auch durch die
Vertreter von Mitgliedstaaten des Europarates
bei den Vereinten Nationen;

iv. die Beteiligung des Europarates am Prozess
der Wählerregistrierung für zukünftige Kom-
munalwahlen im Kosovo sicherzustellen;

v. seine politische, finanzielle und technische Un-
terstützung für wirksame und konkrete, vom
Büro des Europarates in Pristina ergriffene
Maßnahmen zu verstärken; 

vi. in Podgorica und Belgrad ähnliche Büros des
Europarates zu eröffnen.

Tagesordnungspunkt

betr.: Wirtschaftlicher Wiederaufbau und 
Erneuerung in Südosteuropa nach dem 

Kosovo-Konflikt
(Drucksache 8503 und Addenda) Folge

Empfehlung 1423 (1999)*

betr.: Wirtschaftlicher Wiederaufbau und 
Erneuerung in Südosteuropa nach dem 

Kosovo-Konflikt

1. Im Anschluss an den Kosovo-Konflikt ist es dringend
erforderlich, dass sich ganz Europa zusammen mit der
übrigen Welt für den wirtschaftlichen Wiederaufbau
und die Erneuerung Südosteuropas einsetzt, einer Re-

* Debatte der Versammlung am 22. und 23. September 1999 (29. und
30. Sitzung). Siehe Dok. 8503, Bericht des Ausschusses für Wirt-
schaft und Entwicklung (Berichterstatter: Hr. Kirilov und Hr. Obul-
jen). Von der Versammlung am 23. September 1999 (30. Sitzung)
verabschiedeter Text.
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gion, die für den allgemeinen Frieden und die Stabi-
lität des Kontinents von entscheidender Bedeutung ist.

2. Aus dieser Überlegung heraus begrüßt die Versamm-
lung die schnelle Reaktion der Staatengemeinschaft
auf den notwendigen Wiederaufbau nach dem Kon-
flikt, wie sie sowohl in der ansehnlichen Hilfe, die
zahlreiche Staaten dem Kosovo am 28. Juli 1999 auf
der Brüsseler Geberkonferenz zusagten, als auch auf
der Konferenz über den Stabilitätspakt für Südosteu-
ropa zum Ausdruck kam, die am 30. Juli in Sarajevo
abgehalten wurde.

3. Unter Verweis insbesondere auf die Empfehlung 1414
(1999) über die Krise im Kosovo und die Lage in der
Bundesrepublik Jugoslawien und die Entschließung
1184 (1999) der Versammlung über die notwendige
Verstärkung der Wirtschaftszusammenarbeit in Süd-
osteuropa fordert die Versammlung das Ministerkomi-
tee auf, dafür zu sorgen, dass die Wiederaufbauan-
strengungen auf folgenden Grundsätzen beruhen:

i. „Umfassendes Vorgehen“ in dem Sinne, dass die
gesamte Region eingeschlossen werden muss –
von dem durch den Konflikt zerrissenen Kosovo
über eine Bundesrepublik Jugoslawien unter einer
neuen demokratischen Regierung bis hin zu allen
Staaten in Südosteuropa, die von dem Kosovo-
Konflikt sowie den vorangegangenen Konflikten
direkt oder indirekt betroffen sind;

ii. „Erneuerung“ in dem Sinne, dass die Staaten Süd-
osteuropas die mit dem Konflikt entstandenen
Chancen nutzen müssen, ein neues Kapitel in ihren
Beziehungen aufzuschlagen und dass der Wieder-
aufbau eine tief greifende Strukturreform mit sich
bringen muss, die zu einer Marktwirtschaft und ei-
ner Modernisierung der Infrastruktur und der In-
dustrie führt;

iii. „Gute Planung“ der Hilfsmaßnahmen, zu denen
nacheinander humanitäre Hilfe, Wasser und Ener-
gie, Instandsetzung der Infrastruktur sowie der
Bildungseinrichtungen, Umweltsanierung, makro-
ökonomische Stabilisierung und regionale Integra-
tion gehören;

iv. engstmögliche Koordinierung zwischen den betei-
ligten internationalen Institutionen und Program-
men;

v. ein langfristiges Engagement der Staatengemein-
schaft und aller betroffenen Länder;

vi. Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlich-
keit, von denen das gesamte Projekt geprägt sein
muss. 

Kosovo

4. Die Versammlung begrüßt den schnellen Aufbau der
Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen für das
Kosovo (UNMIK), die Ernennung eines VN-Sonder-
beauftragten und die Schaffung der hochrangigen
Lenkungsgruppe für die Registrierung und Zuweisung

von Notfallhilfe. Sie fordert das Ministerkomitee auf,
diesen Institutionen bei ihrem schwierigen Auftrag die
volle Unterstützung aller Beteiligten zu sichern.

5. Um die wirtschaftlichen Ziele der Resolution 1244 des
VN-Sicherheitsrats im Hinblick auf die Lage im Ko-
sovo zu erfüllen, muss sich die Hilfe für die Provinz
auf Folgendes konzentrieren:

i. Notfallhilfe zur Unterstützung der Rückkehr von
Flüchtlingen und Vertriebenen einschließlich des
Wiederaufbaus von Wohnungen und insbesondere
von etwa 30 000 Fertighäusern vor Einbruch des
Winters;

ii. Aufbau einer Zivilverwaltung, die in der Lage ist,
die Schaffung von Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit und den Schutz aller Bürger sicherzustel-
len;

iii. Beurteilung der aufgrund des Konflikts entstande-
nen Schäden und praktische Organisation der Wie-
deraufbaubemühungen unter Einschluss der Be-
reitstellung der erforderlichen institutionellen
Grundlagen;

iv. Vorrang für öffentliche Ausgaben und die Schaf-
fung eines stabilen Investitionsumfelds, die Ent-
wicklung eines privatwirtschaftlichen Sektors, des
Bankwesens, des Außenhandels sowie währungs-
politische und makroökonomische Maßnahmen;

v. technische und finanzielle Unterstützung für die
kommunalen Behörden zur Bewältigung der drin-
gendsten Erfordernisse nach dem Konflikt, wie
Trümmerbeseitigung, Müllbeseitigung, Trinkwas-
seraufbereitung und Abwasserbehandlung;

vi. Einrichtung eines Grundbesitzerfassungssystems
und regionaler Katasterstellen als Voraussetzung
für die Bodennutzungsplanung und die wirtschaft-
liche Entwicklung im Kosovo;

vii.Wiederherstellung der Infrastrukturen, insbeson-
dere des Straßennetzes, der Telekommunikations-
netze und der Postdienste sowie der Stromerzeu-
gung und -versorgung;

viii.Unverzügliches Aufspüren und Beseitigung von
Antipersonenminen, die im gesamten Territorium
des Kosovo verstreut sind.

Die am stärksten betroffenen Nachbarländer und die Ge-
samtregion

6. Die Versammlung nimmt die weitreichenden wirt-
schaftlichen Zerrüttungen zur Kenntnis, die der Kon-
flikt in den Nachbarstaaten der Bundesrepublik Jugo-
slawien und in ganz Südosteuropa verursacht hat.
Besonders besorgniserregend ist der Zusammenbruch
des Verkehrs auf der und über die Donau wegen zer-
störter Brücken – Zerstörungen, die vor allem die
Staaten des Donaubeckens und die mit ihnen verbun-
denen Länder wie die Ukraine und Moldau betroffen
haben. Es kommt entscheidend darauf an, diesen 
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Staaten nicht nur bei ihren Bemühungen zu helfen, die
Schäden zu beheben, die ihren Volkswirtschaften im-
mer noch zugefügt werden, sondern ihnen auch den si-
cheren Ausblick auf eine frühzeitige wirtschaftliche
Integration mit anderen Teilen Europas, insbesondere
in die Europäische Union, zu geben. Aus humanitären
Gründen ist es ferner dringend notwendig, die Trüm-
mer der zerstörten Brücken vor Ausbruch des Winters
zu beseitigen, da von ihnen ein schwerwiegender
Staueffekt auf den Fluss des Wassers ausgehen kann,
welcher zur Überflutung in der Region Woiwodina
(Bundesrepublik Jugoslawien), Kroatien und Süd-
ungarn führen könnte.

7. Die Versammlung bekräftigt ihre Unterstützung für
den Stabilitätspakt für Südosteuropa als breit angeleg-
ten politischen Rahmen, der, wenn er von den Staaten
der Region richtig genutzt und gestützt wird, die re-
gionale Integration und Entwicklung erleichtern wird.
Die Versammlung fordert das Ministerkomitee auf,

i. Sofortmaßnahmen vorzusehen zur Wiederherstel-
lung der internationalen Schifffahrt auf der Donau
angesichts ihrer Bedeutung als großer Wasserweg
und Transportverbindung für die wirtschaftliche
Entwicklung und den Handel in Mittel- und Süd-
osteuropa;

ii. in seinem Rahmen den langfristigen externen Fi-
nanzierungsbedarf der betroffenen Staaten zu be-
urteilen und dabei vor allem die Europäische
Union und die Weltbank wie auch andere betrof-
fene internationale Finanzinstitutionen voll einzu-
beziehen;

iii. besonderen Nachdruck auf einen Plan für eine ver-
stärkte südosteuropäische Wirtschaftszusammen-
arbeit zu legen, die allein dafür sorgen kann, dass
Hilfe zu nachhaltigem Wachstum führt. Ein sol-
cher Plan sollte eine Strukturreform umfassen,
ferner Maßnahmen zur Erleichterung des Handels
und des Grenzübertritts, die Instandsetzung und
Erneuerung transeuropäischer Verkehrsverbin-
dungen und sonstiger Infrastruktureinrichtungen,
vorzugsweise über Projekte, an denen mehrere
Staaten gleichzeitig beteiligt sind und nach Mög-
lichkeit unter Hinzuziehung von Unternehmen aus
der Region und unter Anwendung von Umwelt-
verträglichkeitsprüfungen;

iv. für Ausfuhren aus der Region einen bevorzugten
Zugang zu den wirtschaftlich weiter fortgeschrit-
tenen europäischen Staaten zu sichern, zum Bei-
spiel durch einseitige präferenzielle Handelsab-
kommen, vor allem mit der Europäischen Union
und der EFTA;

v. sich für den Abschluss eines multilateralen Frei-
handelsabkommens einzusetzen, an dem mög-
lichst viele Staaten der Region sowie die Mitglie-
der des Mitteleuropäischen Freihandelsabkom-
mens (CEFTA) beteiligt sind;

vi. einen umfassenden Schadenserfassungsbericht
über den Zustand der Umwelt vorzunehmen und
finanzielle und technische Unterstützung den Län-
dern in der Region zur Verfügung zu stellen, um
ein striktes und transparentes Umweltüberwa-
chungssystem einzuführen, insbesondere für die
Erfassung von Daten über die Wasserqualität im
Donaubecken.

8. Die Versammlung fordert die Europäische Union
nachdrücklich auf, unverzüglich Maßnahmen zu er-
greifen, um sicherzustellen, dass die im Rahmen von
humanitären Operationen zur Verfügung gestellten
Waren nicht unter die Quotenregelungen fallen.

9. Die Versammlung beschließt, ihre besondere Stellung
als parlamentarisches Forum für internationale Orga-
nisationen wie die OECD, die EBRD, die Weltbank,
den IWF, die Wirtschaftskommission der Vereinten
Nationen für Europa und die Welthandelsorganisation
in vollem Umfang zu nutzen, um deren Bemühungen
zugunsten von Südosteuropa zu überwachen.

10. Schließlich erinnert die Versammlung an die bedeu-
tende Stellung der Bundesrepublik Jugoslawien in 
Südosteuropa und bringt ihre Überzeugung zum Aus-
druck, dass eine vollständige wirtschaftliche Erholung
in der Region nicht ohne den Aufbau auch dieses Lan-
des unter einer neuen demokratischen Regierung
möglich sein wird. Sie fordert alle Mitgliedstaaten des
Europarates auf, sich für ein solches Ergebnis einzu-
setzen und, sobald es erreicht ist, diesem Land Hilfe
zu gewähren, die über die sofort benötigte humanitäre
Hilfe hinausgeht, indem es in vollem Umfang in das
Wiederaufbauprojekt für Südosteuropa einbezogen
wird, insbesondere was die Wirtschaftsreformen und
die Instandsetzung der Infrastruktur sowie die Um-
weltsanierung nach dem Kosovo-Konflikt anbelangt.

Richt l inie 554 (1999)*

betr.: den wirtschaftlichen Wiederaufbau und
die Erneuerung in Südosteuropa nach dem 

Kosovo-Konflikt

Die Versammlung, unter Hinweis auf ihre Empfehlung
1423 (1999) über den wirtschaftlichen Wiederaufbau und
die Erneuerung in Südosteuropa nach dem Kosovo-Kon-
flikt, ist der Auffassung, dass dieser Wiederaufbau und die
Erneuerung nicht nur für die wirtschaftliche Entwicklung,
sondern auch für einen dauerhaften Frieden und Stabilität
in der Region und ganz Europa von entscheidender Be-
deutung sind. Angesichts der Dringlichkeit, der Komple-
xität und des langfristigen Aspekts dieser internationalen
Anstrengungen und der daraus resultierenden Notwen-

* Debatte der Versammlung am 22. und 23. September 1999 (29. und
30. Sitzung). Siehe Dok. 8503, Bericht des Ausschusses für Wirt-
schaft und Entwicklung (Berichterstatter: Hr. Kirilov und Herr 
Obuljen). Von der Versammlung am 23. September 1999 (30. Sit-
zung) verabschiedeter Text.
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digkeit, dass die parlamentarischen Gremien Europas die
erfolgten Fortschritte ebenso wie die auftretenden
Schwierigkeiten eingehend überwachen, weist die Ver-
sammlung ihren Ausschuss für Wirtschaft und Entwick-
lung an, soweit notwendig mit Unterstützung anderer
Ausschüsse der Versammlung, regelmäßig zu diesem
Thema Bericht zu erstatten.

Tagesordnungspunkt

Die Beurteilung der humanitären Situation in
der Bundesrepublik Jugoslawien insbesondere

im Kosovo und in Montenegro
(Drucksache 8527) Folge

Empfehlung 1424 (1999)*

betr.: Die Beurteilung der humanitären Situation
in der Bundesrepublik Jugoslawien insbeson-

dere im Kosovo und in Montenegro

1. Die Parlamentarische Versammlung nimmt Bezug auf
ihre Empfehlungen 1376 (1998), 1397 (1999), 1400
(1999), 1403 (1999) zur Kosovo-Krise und zur Lage
in der Bundesrepublik Jugoslawien sowie auf ihre
Empfehlungen 1385 (1998) und 1404 (1998) zur Lage
der Flüchtlinge und Vertriebenen im Kosovo.

2. Die Versammlung stellt erneut fest, dass alle Schutz
und humanitäre Hilfe benötigenden Flüchtlinge und
Binnenvertriebenen unbeschadet ihrer Nationalität
oder Volkszugehörigkeit in Übereinstimmung mit den
Grundsätzen der Europäischen Menschenrechtskon-
vention behandelt werden sollten. Das Hauptanliegen
sollte stets der Schutz der Menschen sein. In diesem
Zusammenhang sollte eine tief greifende Veränderung
der gegenwärtigen Betrachtung der Binnenvertriebe-
nen als Serben, Albaner, Türken, Roma oder anderer
Minderheitengruppen auf allen politischen Ebenen
aktiv gefördert werden.

3 Die Versammlung begrüßt mit Genugtuung die Rück-
kehr des größten Teils der albanischen Bevölkerung
des Kosovo und bringt ihre Wertschätzung für die Ef-
fizienz und äußerst engagierte Arbeit des UNHCR und
aller an diesem Prozess beteiligten Einrichtungen zum
Ausdruck. Da jedoch über 150 Hilfsorganisationen in
der Region tätig sind, sollte nach besten Kräften ver-
sucht werden, die Koordinierung ihrer Aktivitäten zu
verbessern.

4. Die Versammlung ist weiterhin tief besorgt über die
große Zahl von Menschen albanischer Herkunft, de-
ren Schicksal noch ungeklärt ist, empfindet jedoch

ebenfalls tiefe Sorge über das Schicksal von fast 
200 000 Binnenvertriebenen (Serben und Roma), die
mehr als 80 % der Vorkriegsbevölkerung ausmachten
und nach dem Rückzug der serbischen Streitkräfte aus
dem Kosovo flohen.

5 Die Versammlung stellt besorgt fest, dass den Binnen-
vertriebenen der Volksgruppen der Serben und der
Roma während des letzten Konflikts deutlich weniger
internationale humanitäre Hilfe geleistet wurde als
den albanischen Flüchtlingen. Die Versammlung
bringt ihre feste Überzeugung zum Ausdruck, dass hu-
manitäre Hilfe nicht von politischen Erwägungen ab-
hängig sein sollte.

6. Die Versammlung ist der Ansicht, dass die Liste der
Gegenstände, die als humanitäre Hilfe angesehen wer-
den, überprüft werden und absolute Priorität vor dem
kommenden Winter erhalten sollte.

7. Die Versammlung ist besorgt über das Zögern der ju-
goslawischen Behörden, mit dem UNHCR in vollem
Umfang zusammenzuarbeiten, um das Problem der
Beschaffung von Wohnraum für Binnenvertriebene zu
lösen und ist besonders alarmiert angesichts der
Schwierigkeiten bei der Bereitstellung geeigneter Un-
terbringungsmöglichkeiten für den Winter.

8. Eine komplexe ethnische Situation, vor allem in Mon-
tenegro, und die Belastung durch den Zustrom von
Binnenvertriebenen sowie durch wirtschaftliche
Schwierigkeiten könnten in der Bevölkerung gefährli-
che Spannungen aufkommen lassen.

9. Die Versammlung ist der Auffassung, dass der demo-
kratische Wiederaufbau, vor allem die Errichtung de-
mokratischer Institutionen und einer Zivilgesellschaft,
eine unverzichtbare Voraussetzung für die künftige
Stabilität in der Region bildet. Der Europarat sollte
seine gesamte Erfahrung in diesen Prozess einbringen.

10. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee,

i. die Mitgliedstaaten des Europarates nachdrücklich
aufzufordern,

a. in Übereinstimmung mit der Europäischen
Menschenrechtskonvention auf alle Schutz
und humanitäre Hilfe benötigenden Flücht-
linge und Binnenvertriebenen, ungeachtet ihrer
Nationalität oder Volkszugehörigkeit, die glei-
chen Grundsätze anzuwenden;

b. vorzuschlagen, dass der Sanktionsausschuss
der Vereinten Nationen die Liste der als huma-
nitäre Hilfe anerkannten Güter, auf die keine
Wirtschaftssanktionen angewandt werden soll-
ten, überprüfen sollte und angesichts der Ge-
fahr für das körperliche Wohlergehen ge-
schwächter Personen während des bevor-
stehenden Winters dafür sorgen sollte, dass
Sanktionen eine ausreichende Energieversor-
gung für häusliche Zwecke nicht verhindern;

* Debatte der Versammlung am 22. und 23. September 1999 (29. und
30. Sitzung). Siehe Dok. 8527, Bericht des Ausschusses für Wander-
bewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen (Berichterstat-
ter: Herr Iwinski). Von der Versammlung am 23. September 1999
(30. Sitzung) verabschiedeter Text.
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c. bei der Anwendung von Wirtschaftssanktionen
zwischen dem jugoslawischen Volk und dem
Regime zu unterscheiden und nicht den Wie-
deraufbau von Infrastruktureinrichtungen zu
verhindern, die sich unmittelbar auf die huma-
nitäre Lage auswirken, wie z. B. Krankenhäu-
ser;

d. ihre humanitäre Unterstützung für Binnenver-
triebene in Montenegro und Serbien zu ver-
stärken;

e. als Reaktion auf den überarbeiteten konsoli-
dierten interinstitutionellen (Beitrags-) Appell
und den Donor Alert der Vereinten Nationen
vom 26. Juli 1999 die Finanzierung durch die
Geberländer aufzustocken;

f. zu dem wirtschaftlichen Aufbau der gesamten
Region unter der Ägide der Europäischen Wie-
deraufbauagentur einen großzügigen Beitrag
zu leisten;

g. für die Arbeit der Vereinten Nationen im Ko-
sovo mehr personelle und finanzielle Ressour-
cen bereitzustellen;

h. der Bildung auf allen Ebenen, unter Einschluss
ihrer wissenschaftlichen, technologischen und
humanitären Dimension, Vorrang zu geben;

i. den Asylsuchenden aus dem Kosovo eine faire
Behandlung zuteil werden zu lassen;

ii. die Mission der Vereinten Nationen für das Ko-
sovo (UNMIK) nachdrücklich aufzufordern,

a. den Prozess des Aufbaus der zivilen Polizei-
präsenz der VN zu beschleunigen, um den
Schutz und die Sicherheit der Bevölkerung zu
gewährleisten und in der Zwischenzeit eine
möglichst gute Koordinierung des VN-Sys-
tems sicherzustellen;

b. die direkte Einbeziehung der örtlichen Bevöl-
kerung in die Verwaltung ihrer Provinz zu för-
dern;

c. bei dem Aufbau demokratischer Institutionen
und der Zivilgesellschaft die Erfahrung und die
Beiträge der zuständigen Organisationen, ins-
besondere des Europarates, zu nutzen;

iii. die serbischen und jugoslawischen Behörden
nachdrücklich aufzufordern,

a. die derzeitigen Gesetze so zu überarbeiten,
dass Binnenvertriebene in den vollen Genuss
ihrer Rechte gelangen;

b. vom UNHCR erhaltene Mittel für den Betrieb
kollektiver Zentren ohne unangemessene Ver-
zögerung an die betreffenden Gemeinden wei-
terzuleiten;

c. mit dem UNHCR in vollem Umfang zusam-
menzuarbeiten und insbesondere Gebäude an-

zugeben, die als kollektive Zentren für Bin-
nenvertriebene genutzt werden könnten, die
zurzeit in Schulen untergebracht sind;

d. den uneingeschränkten Zugang von Binnen-
vertriebenen zum Gesundheits- und Bildungs-
wesen sicherzustellen.

iv. die montenegrinischen Behörden nachdrücklich
aufzufordern,

a. von der Europäischen Union für Gastfamilien
und kommunale Verwaltungen erhaltene Mittel
ohne unangemessene Verzögerung an alle Be-
troffenen weiterzuleiten;

b. mit dem UNHCR und anderen Hilfsorganisa-
tionen eng zusammenzuarbeiten; um die Bin-
nenvertriebenen durch den Winter zu bringen;

c. dafür zu sorgen, dass psychisch Kranke in ei-
ner geeigneten Unterbringung versorgt wer-
den.

11. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee da-
rüber hinaus,

a. in Zusammenarbeit mit der OSZE für ein nach-
haltiges Engagement des Europarates beim
Prozess des demokratischen Wiederaufbaus im
Kosovo im Rahmen des Stabilitätspakts für 
Südosteuropa zu sorgen, und zwar unter Ein-
schluss der Vorbereitungen für wirklich demo-
kratische Wahlen und der Schaffung demo-
kratisch gewählter kommunaler Institutionen
nach der Rückkehr von Flüchtlingen aller
Volksgruppen;

b. seine konkreten Programme für interkommu-
nale Vertrauensbildung, die Festigung der Zi-
vilgesellschaft, den Kampf gegen Vorurteile
und Intoleranz und zur Stärkung der Justizver-
waltung durch Rechtshilfe und Unterstützung
für Nichtregierungsorganisationen und lokale
Demokratie auszubauen;

c. die Konferenz der Gemeinden und Regionen
Europas aufzufordern, ihr Programm für Städ-
tepartnerschaften in den Regionen, die Binnen-
vertriebene unterbringen, mit Gemeinden in
anderen Mitgliedstaaten des Europarats auszu-
weiten, um den Strom der humanitären Hilfe zu
verstärken;

d. den Sozialentwicklungsfonds aufzufordern,
die Möglichkeit weiterer Beiträge zu interna-
tionalen Bemühungen um den Wiederaufbau
der Region zu erkunden.

12. Die Versammlung fordert das Ministerkomitee und
die Mitgliedstaaten des Europarats nachdrücklich auf
anzuerkennen, dass alle diese humanitären Empfeh-
lungen nur dann wirksam sein können, wenn Mittel
bereitgestellt werden, die zu dem nach der derzeitigen
Politik des Nullwachstums des Haushalts des Europa-
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rats verfügbaren Betrag hinzukommen, und fordert
die nationalen Parlamente auf, dies anzuerkennen.

Tagesordnungspunkt

Biotechnologie und geistiges Eigentum
(Drucksache: 8459) Folge

Empfehlung 1425 (1999)*

betr.: Biotechnologie und geistiges Eigentum

1. Die Versammlung erinnert an ihre Empfehlung 1213
(1993) über Entwicklungen in der Biotechnologie und
die Folgen für die Landwirtschaft.

2. Sie ist sich bewusst, dass das Patentwesen als System
zum Schutz des geistigen Eigentums ein integrieren-
der Bestandteil der Marktwirtschaft ist und deshalb in
vielen technischen Fragen eine Triebkraft für Innova-
tion sein kann.

3. Eine Leitlinie zur Patentgesetzgebung sollte zu der
Erarbeitung von Kriterien für die laufende Erteilung
von Patenten entsprechend dem technischen Fort-
schritt beitragen, um sowohl den Interessen des An-
spruchsinhabers als auch denen der Öffentlichkeit im
Hinblick auf öffentliche Ordnung, Moral und allge-
meine Aspekte der staatlichen Wirtschaft Rechnung
zu tragen.

4. Lebewesen vermögen sich auch dann fortzupflanzen,
wenn sie patentiert worden sind, und angesichts dieser
Besonderheit von Lebewesen ist der Schutzumfang ei-
nes Patents schwer zu umreißen, sodass es fast un-
möglich ist, private und öffentliche Interessen mitei-
nander in Einklang zu bringen.

5. Die Versammlung erachtet es als erforderlich, Wis-
senschaftler wie auch biotechnologisch tätige wissen-
schaftliche Forschungs- und Entwicklungsabteilun-
gen dazu zu verpflichten, das Übereinkommen über
die biologische Vielfalt (Rio de Janeiro, 1992) zu be-
folgen, das sowohl den Grundsatz des freien wissen-
schaftlichen Umgangs mit den weltweiten geneti-
schen Ressourcen als auch die Interessen der
Entwicklungsländer an einer Teilhabe an den Vortei-
len des technischen Fortschritts gewährleistet.

6. Sie ist sich jedoch bewusst, dass aus ethischen Grün-
den auch schwerwiegende Vorbehalte gegenüber einer
Patentierung von Lebewesen bestehen.

7. Sie ist der Auffassung, dass die Frage der Patentierung
von Lebewesen mit den Bestimmungen des Überein-
kommens über die biologische Vielfalt übereinstim-

men sollte und dass die Interessen der Entwicklungs-
länder im Rahmen des Vertrags über handelsrelevante
Eigentumsrechte der Welthandelsorganisation ver-
stärkt berücksichtigt werden sollten; sie fordert die
Welthandelsorganisation auf, die Bestimmungen des
Übereinkommens über die biologische Vielfalt zu be-
achten.

8. Die Versammlung hat zur Kenntnis genommen, dass
die Richtlinie 98/44/EWG vom 6. Juli 1998 über den
rechtlichen Schutz biotechnologischer Erfindungen
(Biopatent-Richtlinie der Europäischen Gemein-
schaft) von den Regierungen der Niederlande und Ita-
liens vor dem Europäischen Gerichtshof angefochten
wurde und dass Norwegen erwägt, sie nicht umzuset-
zen.

9. Die Versammlung ist der Ansicht, dass von Patentäm-
tern gewährte Monopole den Wert regionaler und
weltweiter genetischer Ressourcen und tradierter Wis-
sensformen in den Staaten untergraben können, die
Zugang zu diesen Ressourcen gewähren.

10. Sie ist der Ansicht, dass das Ziel einer Teilhabe an den
Vorteilen aus der Nutzung genetischer Ressourcen bei
dieser breiter angelegten Betrachtung nicht notwendi-
gerweise den Patentbesitz, sondern vielmehr ein aus-
gewogenes System zum Schutz des geistigen Eigen-
tums wie des „gemeinsamen Erbes der Menschheit“
erfordert.

11. Sie ist darüber hinaus der Ansicht, dass viele offene
Fragen in Bezug auf die Patentfähigkeit und den
Schutzumfang von Patenten für Lebewesen auf dem
Agrar- und Lebensmittelsektor schnell gelöst werden
müssen, wobei alle beteiligten Interessen, nicht zuletzt
die der Landwirte und der Entwicklungsländer, zu
berücksichtigen sind.

12. Die Versammlung glaubt deshalb, dass weder von
Pflanzen, Tieren oder Menschen stammende Gene
noch Zellen, Gewebe oder Organe als Erfindungen be-
trachtet oder Gegenstand von durch Patente gewähr-
ten Monopolen sein können.

13. Aus den genannten Gründen empfiehlt die Versamm-
lung, dass das Ministerkomitee in Zusammenarbeit
mit der Weltorganisation für geistiges Eigentum, der
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO),
der Welthandelsorganisation und in Übereinstimmung
mit dem Übereinkommen über die biologische Viel-
falt (CBD),

i. im Einzelnen alle Aspekte untersucht, die mit dem
Schutz geistigen Eigentums bei biotechnologi-
schen Innovationen verbunden sind, um die inter-
nationale Gesetzgebung auf diesem Gebiet weiter
zu verbessern;

ii. die Wirkungen der Patenterteilung in einer breit
angelegten Betrachtung im Hinblick auf den Fort-
schritt in Forschung und Entwicklung und den
freien Markt zu bewerten und zu überprüfen;

* Debatte der Versammlung am 20. September 1999 (25. Sitzung).
Siehe Dok. 8459, Bericht des Ausschusses für Landwirtschaft und
ländliche Entwicklung (Berichterstatter: Herr Wodarg). Von der Ver-
sammlung verabschiedet am 23. September 1999.
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iii. einen Verhaltenskodex für biotechnologisch tätige
Wissenschaftler und wissenschaftliche Abteilun-
gen zu erarbeiten, der sowohl den freien wissen-
schaftlichen Zugang zu weltweiten genetischen
Ressourcen als auch eine Teilung der Vorteile mit
den Entwicklungsländern gewährleistet;

iv. ein geeignetes System zum Schutz des geistigen
Eigentums auf dem Gebiet der Biotechnologie zu
erörtern, das den Zielsetzungen des CBD ent-
spricht und den Erfordernissen der weltweiten pri-
vaten wie öffentlichen Interessen gerecht wird;

v. die Ratifizierung des Übereinkommens des Euro-
parates zur Vereinheitlichung gewisser Begriffe
des materiellen Rechts der Erfindungspatente aus
dem Jahre 1963 durch jene Mitgliedstaaten, die
dies noch nicht getan haben, zu ermutigen und die
Aktualisierung des Übereinkommens im Lichte
der Schlussfolgerungen des Berichts ins Auge zu
fassen;

vi. die ethischen Aspekte der Patentfähigkeit von Er-
findungen, die im Zusammenhang stehen mit bio-
logischem Material oder insbesondere mit vom
Menschen stammenden Material zu prüfen.

Tagesordnungspunkt

Europäische Demokratien angesichts des 
Terrorismus

(Drucksache: 8507) Folge

Empfehlung 1426 (1999)*

betr.: Europäische Demokratien angesichts des 
Terrorismus

1. Mit ihrer Entschließung 1132 (1997) beschloss die
Versammlung, Parlamentarier und Experten zu einer
Tagung einzuladen, mit der die demokratischen Sys-
teme in Europa gefestigt und die Zusammenarbeit bei
der Terrorismusbekämpfung ausgebaut werden soll-
ten. Im Oktober 1997 erhielt diese Initiative die Un-
terstützung des Zweiten Gipfels der Staats- und Re-
gierungschefs.

2. Die parlamentarische Konferenz über „Die europä-
ischen Demokratien angesichts des Terrorismus“, für
deren Abhaltung der Ausschuss für Recht und Men-
schenrechte zuständig war, fand vom 14. bis 16. Ok-
tober 1998 in Straßburg statt.

3. Der Terrorismus in den Mitgliedstaaten des Europa-
rates tritt in einer Vielzahl von Variationen auf, ist 
jedoch stets darauf bedacht, die Demokratie, die par-

lamentarischen Institutionen und die territoriale Un-
versehrtheit von Staaten zu untergraben. Der Terroris-
mus bedeutet eine schwerwiegende Bedrohung der
demokratischen Gesellschaft, die dadurch bis in ihre
moralischen und gesellschaftlichen Grundstrukturen
getroffen wird. Er greift das grundlegendste aller
Menschenrechte, das Recht auf Leben, an und muss
deshalb rückhaltlos verurteilt werden.

4. Die Versammlung verurteilt nachdrücklich und ein-
stimmig die jüngsten Explosionen in Wohnhäusern in
verschiedenen Städten der Russischen Föderation und
bekräftigt ihre Position, dass es für Terrorakte keine
wie auch immer begründete Rechtfertigung geben
kann. Die Versammlung bringt ihr Mitgefühl für die
Familien der Opfer dieser barbarischen Akte zum Aus-
druck und hofft, dass Russland in der Lage sein wird,
die terroristische Bedrohung ohne Abweichung vom
demokratischen Prozess zu bewältigen und die für
diese Angriffe verantwortlichen Kriminellen vor Ge-
richt zu stellen.

5. Die Versammlung betrachtet einen Terrorakt als „die
Anwendung schwerer Gewalt gegen ein Land oder
seine Institutionen, seine Einwohner oder sein Ver-
mögen oder die Androhung solcher Gewalt, um eine
Regierung, die Öffentlichkeit oder einen Teil der Öf-
fentlichkeit wegen politischer, religiöser oder ideolo-
gischer Ziele einzuschüchtern oder unter Druck zu set-
zen“.

6. Der Europarat und seine Mitgliedstaaten sollten kon-
krete Maßnahmen ergreifen, um die Zusammenarbeit
bei der Bekämpfung des Terrorismus zu erleichtern.
Zu Anti-Terrormaßnahmen sollten u. a. ein Informati-
onsaustausch, die Inhaftierung und Auslieferung von
Personen, die terroristischer Strafhandlungen beschul-
digt werden sowie die Aufspürung und Zerschlagung
von Verbindungen gehören, über welche Terroristen
mit Waffen, Sprengmaterial und finanziellen Mitteln
versorgt werden.

7. Zur Verhütung ethnischer oder religiöser Spannungen,
die zu terroristischen Handlungen Anlass geben könn-
ten, sollten die demokratischen Staaten den gesell-
schaftlichen und politischen Pluralismus pflegen, den
berechtigten Bestrebungen von Minderheiten Rech-
nung tragen und kulturelle Besonderheiten achten.

8. Die Versammlung ist jedoch der Auffassung, dass eine
Organisation, die Gewalt als Mittel zur Beilegung poli-
tischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Kon-
flikte befürwortet oder die dazu auffordert, keine – auch
keine moralische – Unterstützung erhalten sollte.

9. Die Verhütung des Terrorismus hängt auch von einer
Erziehung zu demokratischen Wertvorstellungen und
zur Toleranz bei gleichzeitiger Unterbindung der Ver-
mittlung negativer oder von Hass geprägter Haltungen
gegenüber anderen und der Entwicklung einer Kultur
des Friedens bei allen Menschen und gesellschaftli-
chen Gruppen ab.

10. Die Versammlung ist sich über die entscheidende Be-
deutung freier Medien in einer pluralistischen Demo-

* Debatte der Versammlung am 20. September 1999 (25. Sitzung).
Siehe Dok. 8507, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschen-
rechte (Berichterstatter: Herr Henares). Von der Versammlung ver-
abschiedet am 23. September 1999 (30. Sitzung).
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kratie im Klaren und erkennt an, dass auch die Medien
bei der Berichterstattung über Terrorakte und durch
die entschiedene Ablehnung, sich vom Terrorismus
ausnutzen zu lassen, eine verantwortungsvolle Auf-
gabe übernehmen müssen.

11. Die Versammlung glaubt, dass der Kampf gegen den
Terrorismus auf der Grundlage der Achtung der
Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte und Freihei-
ten der Einzelnen geführt werden sollte und betrachtet
den Rückgriff auf eine Sondergesetze deshalb als we-
nig ratsam.

12. Die Einsicht in die Bedeutung der Achtung der
Rechtsstaatlichkeit und einer wirksamen justiziellen
und polizeilichen Zusammenarbeit auf dem gesamten
Kontinent ist für die Terrorismusbekämpfung erfor-
derlich. Die Versammlung begrüßt darum die Schaf-
fung von Europol, auch wenn sich diese Organisation
auf die 15 Mitgliedstaaten der Europäischen Union
beschränkt. Ferner ist es wichtig, da der Terrorismus
nicht ausschließlich auf Europa begrenzt ist, europä-
ische Initiativen mit anderen internationalen Initiati-
ven zu koordinieren.

13. Die Konventionen des Europarates, ob nun die Anti-
Terror-Konvention von 1977 oder das Europäische
Auslieferungsübereinkommen von 1957, sollten im
Lichte der Erfahrungen überprüft werden, um sie bei
der Terrorismusbekämpfung effektiver auszugestal-
ten.

14. Die Europäische Anti-Terror-Konvention, die nicht
alle Straftaten abdeckt, die als terroristische Handlun-
gen oder als Ausdruck der Komplizenschaft bei sol-
chen Handlungen betrachtet werden können, ermög-
licht keine optimale Terrorismusbekämpfung.

15. Das Europäische Auslieferungsübereinkommen, das
die Ablehnung einer Auslieferung ermöglicht, wenn
es sich um eine politische Straftat handelt, sollte geän-
dert werden, um einen Missbrauch des Asylrechts
durch Terroristen zu verhindern.

16. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee,

i. die Europäische Anti-Terror-Konvention vom 
27. Januar 1977 durch eine Erweiterung der Defi-
nition terroristischer Straftaten zu ändern, indem
Vorbereitungshandlungen, die Mitgliedschaft in
Vereinigungen und die Finanzierung sowie die
Schaffung der Logistik für die Ausführung solcher
Straftaten einbezogen werden;

ii. nicht nur Angriffe auf Personen, sondern auch An-
schläge auf Eigentum und materielle Ressourcen
als terroristische Handlungen zu betrachten;

iii. Artikel 13 der Europäischen Anti-Terror-Konven-
tion zu streichen;

iv. das Europäische Auslieferungsübereinkommen
vom 13. Dezember 1957 dadurch zu ändern,
dass der Begriff der politischen Straftat definiert
und ein vereinfachtes Auslieferungsverfahren mit

Maßnahmen zur Verhinderung des Missbrauchs
des Asylrechts vorgeschlagen wird;

v. die Möglichkeit zu prüfen, einen Europäischen
Strafgerichtshof zur Aburteilung bestimmter terro-
ristischer Verbrechen einzusetzen;

vi. die Einführung eines Verfahrens zu erwägen, nach
dem in bestimmten Fällen eine Person, die einer
terroristischen Straftat beschuldigt wird, wegen
dieser Tat in einem anderen Land als dem ange-
klagt und verurteilt werden kann, in dem die Tat
begangen wurde; 

vii. eine Zusammenarbeit mit dem Sonderausschuss
der Vereinten Nationen für Terrorismusbekämp-
fung einzuleiten, um den generellen rechtlichen
Rahmen für Übereinkommen über den internatio-
nalen Terrorismus zu konsolidieren;

viii.die Mitgliedstaaten aufzufordern, enger mit Inter-
pol zusammenzuarbeiten und gemeinsam mit der
Europäischen Union die Möglichkeit zu prüfen,
das Europol-Übereinkommen auf alle Mitglied-
staaten des Europarats auszudehnen und ein ge-
richtliches Europol-Kontrollsystem aufzubauen;

ix. die Ausarbeitung eines Staatsbürgerkunde-Lehr-
buchs für alle Schulen in Europa zu erwägen, um
die Ausbreitung extremistischen Gedankenguts zu
bekämpfen und für Toleranz und Achtung vor dem
Anderen als entscheidende Grundlage des Lebens
in der Gesellschaft einzutreten;

x. die Einbeziehung des Prinzips des umfassenden
Schutzes von Opfern terroristischer Handlungen
im Inland und weltweit zu erwägen;

xi. die Mitgliedstaaten des Europarates aufzufordern,
den Grundsatz aut dedere aut iudicare1 in ihr Straf-
recht aufzunehmen; 

xii.die Mitgliedstaaten aufzufordern, die bilaterale
Zusammenarbeit ihrer Justizbehörden, Polizei-
streitkräfte und Nachrichtendienste auszubauen.

Richt l inie  Nr. 555 (1999)*

betr.: Europäische Demokratien angesichts 
des Terrorismus

1. Gestützt auf ihre Empfehlung 1426 (1999) weist die
Versammlung ihren Ausschuss für Recht und Men-
schenrechte an, eine Studie über die Antiterrorismus-
gesetze der Mitgliedstaaten des Europarates vorzu-
nehmen und insbesondere Gesetzesbestimmungen zu
prüfen, die eine Anwendung des Prinzips aut dedere
aut iudicare (ausliefern oder aburteilen) ermöglichen.

1 d. h.: „ausliefern oder aburteilen“
* Debatte der Versammlung am 20. September 1999 (25. Sitzung).

Siehe Dok. 8507, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschen-
rechte (Berichterstatter: Herr Lopez Henares). Von der Versammlung
verabschiedet am 23.September 1999 (30. Sitzung).
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2. Sie weist ihren Präsidenten an, diese Empfehlung dem
Rat der Europäischen Union, der Europäischen Kom-
mission und dem Europäischen Parlament zuzuleiten.

Tagesordnungspunkt

Die Achtung des humanitären Völkerrechts in
Europa

(Drucksache: 8462)

Berichterstatter:
Abg. Erik Jurgens (Niederlande)

Abg. Anneli Jäätteenmäki (Finnland)

Empfehlung 1427 (1999)*

betr.: Die Achtung des humanitären 
Völkerrechts in Europa

1. 1999 begehen wir den 50. Jahrestag der vier Genfer
Abkommen von 1949, die zusammen mit ihren beiden
Zusatzprotokollen von 1977 die bedeutsamsten In-
strumente des humanitären Völkerrechts darstellen.
Dieses „Genfer Recht“, wie es bisweilen genannt
wird, enthält Regeln, mit denen in Zeiten bewaffneter
Konflikte Personen, die nicht oder nicht mehr an den
Feindseligkeiten teilnehmen, geschützt und die ange-
wandten Mittel und Methoden der Kriegführung ein-
geschränkt werden sollen.

2. Gleichzeitig liegt 1999 auch die erste Haager Frie-
denskonferenz 100 Jahre zurück, auf der die erste der
„Haager Konventionen“ (das so genannte „Kriegsvöl-
kerrecht“) verabschiedet wurde, in der die Rechte und
Pflichten der Kriegführenden bei der Durchführung
von Militäroperationen festgelegt wurden und ver-
sucht wurde, die Mittel zur Schädigung des Feindes zu
begrenzen.

3. Tragischerweise muss aber auch gesagt werden, dass
1999, das Jahr, in dem der Europarat sein 50jähriges
Bestehen feiert, einen der Tiefpunkte in der Ge-
schichte der Achtung des humanitären Völkerrechts in
Europa bezeichnet. Im Rahmen des Kosovo-Konflikts
kam es im Anschluss an frühere Kriege auf dem Ge-
biet des ehemaligen Jugoslawiens sowie im Kaukasus
zu einigen der schlimmsten in den letzten Jahren zu
verzeichnenden Verletzungen. Darum braucht die
Welt – und nicht zuletzt auch Europa – mehr denn je
den Schutz, den das humanitäre Völkerrecht und die
zu seiner Durchführung errichteten Institutionen bie-
ten.

4. Es kommt entscheidend darauf an, dass die Mitglied-
staaten des Europarates alles in ihren Kräften Ste-

hende tun, um das humanitäre Völkerrecht möglichst
umfassend zu verkünden und ihm Achtung zu ver-
schaffen. Alle den Genfer Abkommen und den Zu-
satzprotokollen beigetretenen Staaten sind verpflich-
tet, ihre innerstaatliche Gesetzgebung so anzupassen,
dass diese Texte umgesetzt und auf gesetzlicher
Grundlage Strafen für Verstöße eingeführt werden
können. Die Parlamentarier tragen in dieser Hinsicht
eine besondere Verantwortung.

5. Die Parlamentarische Versammlung betrachtet es als
wesentlich, dass Verstöße gegen das humanitäre Recht
bestraft werden, um zu gewährleisten, dass eine „Kul-
tur der Straflosigkeit“ gar nicht erst Wurzeln schlagen
kann. Der Ständige Internationale Strafgerichtshof mit
weltweiter Zuständigkeit ist zu begrüßen, und die Ver-
sammlung bekräftigt ihre Empfehlung 1408 (1999)
über den Internationalen Strafgerichtshof, wobei sie
die Mitgliedstaaten insbesondere aufruft, die Satzung
des Gerichtshofs möglichst bald zu ratifizieren. Bis
zum Beginn seiner Beratungen muss alles dafür getan
werden, dass die internationalen Kriegsverbrechertri-
bunale für das ehemalige Jugoslawien und Ruanda
ihre Arbeit tun können.

6. Kein internationales Tribunal kann jedoch den Staaten
ihre Verpflichtung abnehmen, für die sachgerechte
Durchsetzung des humanitären Völkerrechts im Hin-
blick auf Personen Sorge zu tragen, die gegen dieses
Recht verstoßen, anderen solche Verletzungen befeh-
len oder diese Taten billigen, wo immer sie auch statt-
finden und unbeschadet der Staatsangehörigkeit des
Täters.

7. Die Versammlung spricht dem Internationalen Komi-
tee vom Roten Kreuz (IKRK) ihre Anerkennung für
seine einzigartigen Bemühungen aus, den Opfern be-
waffneter Konflikte auf der ganzen Welt Schutz und
Hilfe zu bieten und die Achtung des humanitären Völ-
kerrechts als Hüter der Genfer Abkommen und ihrer
Zusatzprotokolle zu fördern.

8. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee,

i. die entsprechenden Stellen aufzufordern,

a. dem humanitären Völkerrecht bei der Erarbei-
tung von Programmen für rechtliche Zusam-
menarbeit und Ausbildung ein größeres Ge-
wicht zu geben;

b. die Befolgung des humanitären Völkerrechts
in die Überwachungsaktivitäten einzubezie-
hen;

c. die Rolle zu prüfen, die der Europarat bei der
Ausarbeitung des humanitären Völkerrechts
übernehmen kann und insbesondere die Mög-
lichkeit, den Opfern von Verletzungen des
humanitären Völkerrechts durch die Mechanis-
men der Europäischen Menschenrechtskon-
vention zu helfen;

* Debatte der Versammlung am 23. September 1999 (31. Sitzung).
Siehe Dok. 8462, Bericht des Ausschusses für Wanderbewegungen,
Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen. Von der Versammlung verab-
schiedet am 23. September 1999 (31. Sitzung).
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ii. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufordem,

a. die Zusatzprotokolle I und II aus dem Jahre
1977 zu den Genfer Abkommen von 1949 zu
ratifizieren, sofern sie dies noch nicht getan ha-
ben, und alle Vorbehalte aufzugeben, die sie
gegenüber diesen Rechtsinstrumenten einge-
legt haben;

b. das europäische Übereinkommen über die Un-
verjährbarkeit von Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen, wel-
ches im Jahre 1974 verabschiedet wurde, zu
unterzeichnen und zu ratifizieren;

c. sicherzustellen, dass alle aus diesen Instrumen-
ten hervorgehenden Verpflichtungen systema-
tisch überprüft und erfüllt werden;

d. nationale interministerielle Kommissionen
einzusetzen, sofern sie dies noch nicht getan
haben, die für die Überwachung der Beachtung
und Verwirklichung des humanitären Völker-
rechts zuständig sind;

e. die Zuständigkeit der gemäß Zusatzprotokoll I
zu den Genfer Abkommen errichteten interna-
tionalen Ermittlungskommission ohne vorhe-
rige Vereinbarung anzuerkennen und dieser
Anträge vorzulegen;

f. mehr Mittel für die Verbreitung der Grundsätze
des humanitären Völkerrechts, gerade auch bei
den Streitkräften, der Polizei und im Strafvoll-
zug, bereitzustellen;

g. dem Internationalen Komitee vom Roten
Kreuz ungehinderten Zugang zu Personen zu
gewähren, denen in Verbindung mit einem be-
waffneten Konflikt oder innerstaatlichen Strei-
tigkeiten die Freiheit entzogen wurde;

h. ihre finanzielle Unterstützung für das Interna-
tionale Komitee vom Roten Kreuz zu erhöhen.

i. den Grundsatz „aut dedere aut iudicare“2 in ihr
Strafrecht zu übernehmen;

j. schnellstmöglich das Übereinkommen der Ver-
einten Nationen aus dem Jahre 1997 über das
Verbot von Antipersonenminen zu unterzeich-
nen und zu ratifizieren.

9. Die Versammlung fordert die Parlamente der Mit-
gliedstaaten auf, sofern sie dies noch nicht getan ha-
ben, Gesetze auszuarbeiten und in Kraft zu setzen, mit
denen:

a. die Zusatzprotokolle I und II aus dem Jahre
1977 zu den Genfer Abkommen von 1949 rati-
fiziert werden, sofern sie dies noch nicht getan
haben, und alle Vorbehalte aufgegeben werden,
die sie gegenüber diesen Rechtsinstrumenten
eingelegt haben;

b. dem Internationalen Komitee vom Roten
Kreuz ungehinderter Zugang zu Personen ge-
währt wird, denen in Verbindung mit einem be-
waffneten Konflikt oder innerstaatlichen Strei-
tigkeiten die Freiheit entzogen wurde.

Richt l inie  556 (1999)3

betr. die Achtung des humanitären Völkerrechts 
in Europa

Unter Bezugnahme auf ihre Empfehlung 1427 (1999) be-
schließt die Parlamentarische Versammlung, ihre eigene
Überwachungstätigkeit in Bezug auf die Einhaltung des
humanitären Völkerrechts zu verstärken und weist ihren
Ausschuss für die Überwachung der von den Mitglied-
staaten eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen
(Überwachungsausschuss) an, Untersuchungen in Bezug
auf diese Einhaltung in seine Tätigkeiten einzubeziehen.

Richt l inie  557 (1999)4

betr. die Achtung des humanitären Völkerrechts 
in Europa

Die Versammlung weist in Weiterverfolgung ihrer Emp-
fehlung 1427 (1999) betr. die Achtung des humanitären
Völkerrechts in Europa ihren Geschäftsordnungsaus-
schuss an, seine Geschäftsordnung so zu ändern, dass die
Achtung des humanitären Völkerrechts zu den Bedingun-
gen gehört, die für die Erteilung des Beobachterstatus
oder des besonderen Gaststatus bei der Versammlung er-
füllt sein müssen.

Tagesordnungspunkt

Ansprache des Präsidenten des Internationalen
Komitees des Roten Kreuzes, Cornelio

Sommaruga

Tagesordnungspunkt

Die Zukunft der älteren Mitbürger: Schutz,
Beteiligung, Förderung

(Drucksache 8461)

Berichterstatter:
Abg. Mike Hancock (Vereinigtes Königreich)

2 das bedeutet: „entweder ausliefern oder verurteilen“.

3 Debatte der Versammlung am 23. September 1999 (31. Sitzung).
Siehe Dok. 8462, Bericht des Ausschusses für Wanderbewegungen,
Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen. Von der Versammlung verab-
schiedet am 23. September 1999 (31. Sitzung).

4 Debatte der Versammlung am 23. September 1999 (31. Sitzung).
Siehe Dok. 8511, Antrag auf eine Richtlinie, vorgelegt von Frau 
Jäätteenmäki. Von der Versammlung verabschiedet am 23. Septem-
ber 1999 (31. Sitzung).
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Empfehlung 1428 (1999)*

betr.: Die Zukunft der älteren Mitbürger: Schutz, 
Beteiligung, Förderung

1. Als die Vereinten Nationen 1999 zum Internationalen
Jahr der älteren Menschen ausriefen, brachten sie eine
Diskussion über das Thema „hin zu einer Gesellschaft
für alle Altersstufen“ in Gang. Das Hauptziel dabei ist
die „Förderung der Grundsätze der Vereinten Natio-
nen für ältere Menschen“. Der operative Rahmen be-
steht in einer „Steigerung des Bewusstseins und der
Konzentration auf das Thema einer Gesellschaft für
alle Altersstufen“, der „Ermutigung zum Blick in die
Zukunft über 1999 hinaus“, der „Einbeziehung
nichttraditioneller Akteure“ und der „Verbesserung
der Netzwerke für den Austausch von Forschungser-
gebnissen und Informationen“.

2. Die in den letzten Jahren innerhalb des Europarates er-
griffenen Initiativen machen deutlich, dass diese Be-
sorgnisse im Hinblick auf ältere Menschen dort geteilt
werden. In dieser Hinsicht begrüßt die Versammlung
die Tatsache, dass die Erklärung des Zweiten Gipfels
der Staats- und Regierungschefs die Sozialpolitik in
den Kernbereich ihrer Prioritäten stellte: Sie begrüßt
darüber hinaus die Einsetzung der Expertengruppe für
die Optimierung der Lebensbedingungen pflegebe-
dürftiger alter Menschen (CS-CV) und des für
1998/1999 festgelegten Forschungsbereichs „ältere
Menschen in ihrer Familie – rechtliche und soziale
Verantwortung“. Vor kurzem widmeten die europä-
ischen Gesundheitsminister ihre 6. Konferenz (am
22./23. April 1999 in Athen) der Frage des Älterwer-
dens im 20. Jahrhundert und der Notwendigkeit eines
ausgewogenen Herangehens an ein gesundes Älter-
werden.

3. Das Älterwerden der Bevölkerung in Europa bedeutet
für die kommenden Jahre eine große Herausforde-
rung. Wir müssen uns in unseren Planungen jedoch
schon heute darauf einstellen. Die Transformations-
staaten wie auch die übrigen europäischen Staaten er-
leben weitreichende Reformen ihrer Rentenfinanzie-
rungssysteme oder werden sie noch erleben, was
schmerzliche Folgen für einen beträchtlichen Teil der
älteren Bevölkerung hat und wiederum erfordert, dass
wir die Bedeutung des erreichten Schutzumfangs an-
erkennen. Die Herausforderungen der Sozialpolitik in
unseren älter werdenden Gesellschaften sind jedoch
das Thema eines gesonderten Berichts.

4. Die Situation älterer Menschen in ländlichen Gebieten
erfordert besondere Berücksichtigung angesichts der
besonderen Merkmale des ländlichen und landwirt-
schaftlichen Umfelds und der bedeutenden Ungleich-
heiten zwischen älteren Menschen, die in ländlichen

Gebieten leben. Um diese Ungleichheiten abbauen zu
können, ermutigt die Versammlung interregionale Ko-
operationsinitiativen, einschließlich aufseiten von
Verbänden und NGOs, insbesondere in Bezug auf die
Isolierung von älteren Menschen, die in ländlichen
Gebieten ausgeprägter ist. Die Versammlung fordert
die Wiederbelebung der ländlichen Gegenden und ih-
res Erbes, um sowohl ältere Menschen als auch junge
Generationen in die Lage zu versetzen, ein Leben in
Würde zu führen.

5. Die gesellschaftliche Bedeutung der älteren Men-
schen im Familienleben ist nicht zu unterschätzen. Die
Familie ist die Grundstruktur, in der der Einzelne tra-
ditionsgemäß seine gesellschaftliche Rolle erlangt
und von den älteren Familienmitgliedern ein mensch-
liches Erbe mitbekommt. Obwohl sich die Versamm-
lung darüber im Klaren ist, dass sich die Mentalität
und die Kulturen ändern und dass in Europa soziale
und wirtschaftliche Zwänge bestehen, bekräftigt sie
doch die Bedeutung der Familie bei der Schaffung ei-
ner sozialen Beziehung zwischen den Generationen
und spricht sich dafür aus, der Familie wieder den ihr
zukommenden Platz einzuräumen. Die Achtung vor
den älteren Menschen und ihre Versorgung sind ein
entscheidender Faktor bei diesen Bestrebungen.

6. Ein weiteres Zeichen der Zeit ist darin zu sehen, dass
ein zunehmender Teil derjenigen, die ihre Berufslauf-
bahn abgeschlossen haben, nun bestrebt sind, über ka-
ritative, freiwillige und auf einem Austausch beru-
hende Tätigkeiten gesellschaftlich engagiert zu
bleiben. Diese Männer und Frauen lehnen es ab, sich
nach ihrer Pensionierung eine nützliche Rolle in der
Gemeinschaft absprechen zu lassen: Ihre Beteiligung
sollte darum gefördert und ausgebaut werden. Da-
rüber hinaus leiden manche Menschen unter dem Bild,
das die moderne Gesellschaft von älteren Menschen
zeichnet. Diese neue Welle des sozialen Engagements
sollte sowohl wegen ihrer unmittelbaren Vorteile für
die Gesellschaft und die älteren Menschen selbst als
auch wegen ihrer potenziellen Rolle bei der Umkeh-
rung des häufig negativen Bildes von Rentnern und äl-
teren Menschen Unterstützung finden.

7. Die Versammlung unterstreicht die Bedeutung einer
Berücksichtigung der unterschiedlichen Lage älterer
Menschen im Norden, Süden, Osten und Westen Eu-
ropas und zwischen älteren Menschen, die in städti-
schen und ländlichen Gebieten leben, und bleibt von
der Notwendigkeit eines Ausbaus der Zusammenar-
beit mit den Vereinten Nationen und Vertretern frei-
williger karitativer Einrichtungen und von Nichtregie-
rungsorganisationen überzeugt, die in der Lage sind,
zum Verständnis und zur Überwachung der einzel-
staatlichen Gegebenheiten beizutragen.

8. In dem gleichen Geiste scheinen Aktivitäten zur Be-
obachtung der einzelstaatlichen Gegebenheiten über
längere Zeiträume hinweg zu den besten Ergebnissen
zu führen: Sie ermöglichen insbesondere die Berück-
sichtigung sich verändernder Umstände und stellen

* Debatte der Versammlung am 23. September 1999 (31. Sitzung).
Siehe Dok. 8461 (Bericht des Ausschusses für Soziales, Gesundheit
und Familie (Berichterstatter: Herr Hancock). Von der Versammlung
verabschiedet am 23. September 1999 (31. Sitzung).
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eine wertvolle Informationsquelle und Beispiele für
eine gute Praxis dar, z. B. auf dem Gebiet des Woh-
nungsbaus, bei Dienstleistungen oder der Versorgung
alter Menschen. Eingedenk des Älterwerdens der Be-
völkerung und der zahlreichen damit verbundenen
Aspekte, die über Fragen der Pflegebedürftigkeit und
der Beziehungen zur Familie hinausgehen – es geht
um die Menschenwürde und die Rechte älterer Men-
schen – sollten das Ministerkomitee und die Mitglied-
staaten für die Umsetzung solcher Systeme zur Be-
obachtung des Lebens von Rentnern und älteren
Menschen in Europa wie in den einzelnen Staaten sor-
gen.

9. Auf die gleiche Weise sollten auf einzelstaatlicher
Ebene Forschungsarbeiten über Rentner und den älte-
ren Bevölkerungsteil unterstützt und gefördert wer-
den, unter Berücksichtigung sozio-professioneller Ka-
tegorien, insbesondere im Lichte der Besonderheiten
der ländlichen Umgebung.

10. Auf der Ebene des Ministerkomitees und der Mit-
gliedstaaten sollten die bereits zugunsten älterer Men-
schen eingeleiteten Aktivitäten fortgeführt werden.
Bei der Ausarbeitung und Umsetzung künftiger poli-
tischer Maßnahmen der Einzelstaaten und des Euro-
parates sollte unter anderem den Leitlinien des Minis-
terkomitees in seiner Empfehlung Nr. R(94)9
betreffend ältere Menschen und der Parlamentari-
schen Versammlung in ihrer Empfehlung 1254 (1994)
über die medizinischen und sozialen Rechte der älte-
ren Menschen: Ethik und Politik Rechnung getragen
werden.

11. Die Versammlung fordert das Ministerkomitee auf,
das vor kurzem ins Leben gerufene Europäische Ko-
mitee für sozialen Zusammenhalt (CDCS) um die Prü-
fung der Möglichkeit zu ersuchen, in sein Arbeitspro-
gramm eine Aktivität aufzunehmen, die sich mit den
dringenden Aspekten der in dieser Empfehlung zum
Ausdruck gebrachten Anliegen beschäftigt.

12. In einigen von dem Transformationsprozess oder von
Konflikten schwerer getroffenen europäischen Regio-
nen ist vor allem die finanzielle Lage der älteren Men-
schen sehr beunruhigend und bisweilen ein Anlass für
humanitäre Nothilfe. Die Versammlung fordert das
Ministerkomitee auf, die Mitgliedstaaten zu ersuchen,
den betreffenden Staaten und den vor Ort tätigen Or-
ganisationen alle erforderliche Hilfe zu gewähren.

A. Im Hinblick auf den Schutz der Rentner und älteren
Menschen:

13. Aus diesem besonderen Anlass des Internationalen
Jahres der älteren Menschen bittet die Versammlung
das Ministerkomitee, die Mitgliedstaaten zu ersuchen,
den internationalen Rechtsinstrumenten beizutreten,
die älteren Menschen besondere Beachtung schenken
und spricht insbesondere einen feierlichen Appell zu-
gunsten der Europäischen Sozialcharta (und der über-
arbeiteten Charta) und des Protokolls von 1988 Arti-
kel 4 aus, welcher sich speziell mit älteren Menschen.

14. Die Bedrohungen, die ältere Menschen in besonders
schwerwiegender Form betreffen (Kriminalität, kör-
perliche und psychische Misshandlung, Vertrauens-
missbrauch usw.) sind besorgniserregend, und es wäre
angemessen, wenn die Staaten und die lokalen Behör-
den gezielte Antworten auf diese Bedrohungen und
die Art ihrer Durchführung erarbeiteten, z. B.:

i. neue Maßnahmen, um es älteren Menschen zu er-
leichtern, sich insbesondere abends kostengünstig
und sicher fortbewegen zu können;

ii. Maßnahmen im zivil- und strafrechtlichen Bereich
sowie beim Verbraucherschutz;

iii. Schaffung von Problembewusstsein und entspre-
chende Schulung von fürsorgerisch tätigem und
medizinischen Personal, um Misshandlungen in
der jeweiligen Lebensumgebung der älteren Men-
schen (Familie, Einrichtungen usw.) aufzudecken;

iv. Informationsdienste für ältere Menschen als Hilfe-
stellung bei der Verhütung und Bestrafung solcher
Formen der Misshandlung unter besonderer Be-
rücksichtigung des Arzneimittelmissbrauchs in
Einrichtungen.

15. Sozial ausgegrenzte ältere Menschen bilden einen
Personenkreis, der von der Gesellschaft, gerade auch
im gesundheitlichen Bereich, ganz besondere, flexible
Antworten verlangt: Die Staaten müssen sicherstellen,
dass humanitäres Hilfspersonal, Sozialarbeiter und
medizinische Fachkräfte für den Umgang mit diesen
Menschen ausgebildet sind.

B. Im Hinblick auf die Beteiligung von Rentnern und äl-
teren Menschen:

16. Um zum sozialen Zusammenhalt und zum aktiven Äl-
terwerden dieses Personenkreises beizutragen, fordert
die Versammlung das Ministerkomitee auf, die Mit-
gliedstaaten um die Berücksichtigung folgender Vor-
schläge zu bitten:

i. eine flexiblere Gesetzgebung in Bezug auf das
Renten- oder Einstellungsalter, die es Personen,
die über die für eine Beschäftigung erforderlichen
Qualifikationen verfügen, auf Wunsch ermöglicht
weiterzuarbeiten; 

ii. der Zugang zur Ausbildung und Schulung im
neuen Technologien, wie zum Beispiel dem Inter-
net, sollte unabhängig vom Alter gewährleistet
sein;

iii. Möglichkeit eines „sanften“ Übergangs zur Rente,
z. B. durch allmähliche Verkürzung der Arbeits-
zeit;

iv. Rentner oder kurz vor der Rente stehende Perso-
nen sowie ältere Menschen benötigen spezifische
Informationen über ihre Stellung und die ihnen zur
Verfügung stehenden Einrichtungen und Dienst-
leistungen. Stellen, die diese Informationen be-
reithalten, spielen bei der Verhinderung sozialer
Ausgrenzung eine wichtige Rolle;
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v. den Beteiligten, insbesondere bei den Sozialdiens-
ten, sollte das Bestehen eines wachsenden und sehr
ausgedehnten freiwilligen Sektors bewusst ge-
macht werden, und sie sollten daran arbeiten, zur
Heranführung dieses neuen Sektors an Möglich-
keiten für freiwillige Helfer beizutragen, indem sie
den Informationsaustausch zwischen denjenigen,
die ihre Dienste oder Kenntnisse anbieten möch-
ten, und möglichen Nutznießern erleichtern;

vi. Fortführung der Anstrengungen um den Aufbau 
eines Vereinsnetzes von Rentnern und älteren
Menschen und Bereitstellung der Mittel für die
örtlichen Behörden, um diese Förderung durch ge-
setzliche, finanzielle und strukturelle Maßnahmen
zu unterstützen;

vii.Ermutigung der örtlichen Behörden zu Versuchen,
alte Menschen in Entscheidungsprozesse einzu-
binden und Vertreter der Vereine auf nationaler
Ebene mit Rentnern und älteren Menschen zusam-
menzubringen;

viii.Ermittlung von Treffpunkten und Erarbeitung
neuer Möglichkeiten zur Förderung des generati-
onsübergreifenden Austausches von Erfahrungen,
womit die Weiterleitung von Wissen und Know-
how älterer Bürger auf Gebieten wie Bildung,
Kunst, Forschung, Wirtschaft, Geschichte, Tradi-
tionen, Handwerk, ländliche und landwirtschaftli-
che Tätigkeiten usw. sichergestellt werden sowie
Förderung von Initiativen mit dem Ziel, die Auf-
merksamkeit der verschiedenen Jugendausbil-
dungsorganisationen und Beschäftigungsvermitt-
lungsstellen auf diese Tätigkeiten und das
Potenzial dieser Sektoren zu lenken;

ix. Ergreifen von Initiativen, um Rentner und ältere
Menschen an die neuen Kommunikationstechno-
logien heranzuführen;

x. Steigerung des öffentlichen Bewusstseins für die
Verantwortung der älteren Menschen gegenüber
sich selbst und der Gesellschaft, insbesondere
durch Vorbereitung auf ein aktives Leben im Alter.

C. Im Hinblick auf die Förderung von Rentnern und älte-
ren Menschen:

17. Eingedenk der Achtung der Würde des Einzelnen, der
Festigung der Bindungen zwischen den Generationen
und des allgemeinen Erfordernisses, zu einem anderen
Bild von Rentnern und älteren Menschen beizutragen,
fordert die Versammlung das Ministerkomitee auf,
seine jeweiligen Sachverständigengremien zu er-
mächtigen, die Möglichkeit zu prüfen,

i. bei den Beschäftigten in den Medien und der Wer-
bung sowie bei Intellektuellen und anderen Mei-
nungsbildnern das Bewusstsein für die Notwen-
digkeit zu wecken, von Rentnern und älteren
Menschen ein wirklichkeitsnäheres und positive-
res Bild zu vermitteln;

ii. Kommunikationsmaßnahmen einzuleiten, die zu
einem positiven, von Achtung erfüllten Bild von
Rentnern und älteren Menschen beitragen;

iii. insbesondere bei öffentlichen Einrichtungen einen
Sprachgebrauch und Vorstellungen zu fördern, die
kein negatives Bild von Rentnern vermitteln; das
gilt vor allem für die zur Beschreibung dieses Be-
völkerungsteils verwendeten Begriffe.

18. Zur Verfolgung desselben Ziels könnte unter der
Ägide des Europarates eine Kampagne „Senioren
2000“ zugunsten von Rentnern und älteren Menschen
eingeleitet werden. Ein solcher Schritt würde an die
Ergebnisse anknüpfen, die die Mitgliedstaaten im In-
ternationalen Jahr der älteren Menschen innerstaatlich
erreicht haben und ihre Politik zur Förderung eines po-
sitiven Bildes der Senioren unterstützen.

Freitag, 24. September 1999

Tagesordnungspunkt

Die Bedrohung der Demokratie durch extremis-
tische Parteien und Bewegungen in Europa

(Drucksache 8517)

Berichterstatter:
Abg. Henning Gjellerod (Dänemark)

Tagesordnungspunkt

Die einzelstaatlichen Verfahren zur Benennung
von Bewerbern für die Wahl zum Europäischen

Gerichtshof für Menschenrechte
(Drucksache 8505)

Berichterstatter:
Abg. Renate Wohlwend (Lichtenstein)

Abg. Manuela Aguiar (Portugal)

Empfehlung 1429(1999)*

betr. : Die einzelstaatlichen Verfahren zur Be-
nennung von Bewerbern für die Wahl zum Eu-
ropäischen Gerichtshof für Menschenrechte

1. Im Hinblick auf das Inkrafttreten von Protokoll Nr. 11
verabschiedete die Versammlung die Entschließung
1082 (1996) über das Verfahren zur Prüfung von Be-
werbungen für die Wahl von Richtern des Europä-
ischen Gerichtshofs für Menschenrechte, in der sie
eine Verbesserung ihres eigenen Verfahrens für die
Auswahl von Bewerbern vereinbarte.

* Debatte der Versammlung am 24. September 1999 (32. Sitzung).
Siehe Dok. 8505 des Ausschusses für Recht und Menschenrechte
(Berichterstatterin: Frau Wohlwend). Von der Versammlung verab-
schiedet am 24. September 1999 (32. Sitzung).
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2. In der Richtlinie Nr. 519 (1996) wies sie außerdem
ihren Ausschuss für Recht und Menschenrechte an,
die Frage der Qualifikationen und der Art und Weise
der Benennung von Richtern für den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte zu prüfen, um eine
ausgewogene Vertretung beider Geschlechter zu errei-
chen.

3. In Übereinstimmung mit diesen Beschlüssen sandte
die Versammlung allen Bewerbern einen Musterle-
benslauf zu, errichtete einen Ad hoc-Unterausschuss,
der die Bewerber befragte und nahm dann im Januar
1998, im April 1998 und im Juni 1999 die Wahl der
Richter vor.

4. Nach wie vor ist jedoch festzuhalten, dass die einzel-
staatlichen Verfahren zur Auswahl von Bewerbern,
zu denen die Europäische Menschenrechtskonven-
tion keine Angaben macht, nicht immer befriedigend
sind.

5. Im Lichte der von den nationalen Delegationen in ei-
nem Fragebogen gegebenen Antworten und der an-
lässlich des Verfahrens zur Wahl von Richtern für den
Gerichtshof gesammelten Erfahrungen lassen sich fol-
gende Anmerkungen machen:

i. die Methode zur Auswahl von Bewerbern ist von
Land zu Land sehr unterschiedlich;

ii. in den meisten Fällen gibt es keinerlei Bestim-
mungen für die Auswahl von Bewerbern;

iii. eine ganze Reihe von Regierungen hatten in ihre
Liste von jeweils drei Bewerbern keine Frau auf-
genommen;

iv. Die vorgeschlagenen Bewerber entsprachen nicht
immer den Kriterien der Konvention: Entweder
fehlte es ihnen an Erfahrungen auf dem Gebiet der
Menschenrechte, oder sie hatten niemals ein Rich-
teramt innegehabt, oder aber sie sprachen nicht
wenigstens eine der beiden Amtssprachen des Eu-
roparates fließend.

6. Um diese Unzulänglichkeiten abzustellen und den
Regierungen der Mitgliedstaaten bei ihren Verfahren
zur Auswahl von Bewerbern für die nächsten Wahlen
zu helfen, empfiehlt die Versammlung dem Minister-
komitee, die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzu-
fordern, bei der Aufstellung von Listen von Bewer-
bern für ein Richteramt am Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte folgende Kriterien anzuwen-
den:

i. Veröffentlichung einer Aufforderung zur Einrei-
chung von Bewerbungen in der Fachpresse, um
Bewerber zu erhalten, die wirklich ausgewiesene
Juristen entsprechend den in Artikel 21(1) der
Konvention genannten Kriterien sind;

ii. Sicherstellung von Erfahrungen der Bewerber auf
dem Gebiet der Menschenrechte als Praktiker oder
als aktive Mitglieder auf diesem Gebiet tätiger
Nichtregierungsorganisationen;

iii. jeweils Auswahl von Bewerbern beider Ge-
schlechter;

iv. Angabe der Namen der Bewerber in alphabeti-
scher Reihenfolge.

7. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee
außerdem, die Regierungen der Mitgliedstaaten auf-
zufordern, ihre nationalen Parlamente bei der Aufstel-
lung der Listen zu befragen, um das nationale Aus-
wahlverfahren transparent zu gestalten.

Richt l inie  558 (1999)*

betr.: Die einzelstaatlichen Verfahren zur Benen-
nung von Bewerbern für die Wahl zum Europä-

ischen Gerichtshof für Menschenrechte

Die Versammlung weist unter Bezugnahme auf ihre Emp-
fehlung 1429 (1999) über das einzelstaatliche Verfahren
zur Benennung von Bewerbern für den Europäischen Ge-
richtshof den Unterausschuss für die Wahl von Richtern
ihres Ausschusses für Recht und Menschenrechte an, si-
cherzustellen, dass die Mitgliedstaaten bei künftigen
Wahlen zum Gerichtshof die Kriterien anwenden, die sie
für die Aufstellung von Listen von Bewerbern festgelegt
hat, und insbesondere für die Einreichung von Bewer-
bungen beider Geschlechter zu sorgen.

Tagesordnungspunkt

Die Wahl von Richtern für den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte

(Drucksache 8460)

Berichterstatter:
Abg. Lord Kirkhill (Vereinigtes Königreich)

Entschl ießung 1200 (1999)

betr.: Die Wahl von Richtern für den Europä-
ischen Gerichtshof für Menschenrechte

1. Die Versammlung erinnert daran, dass im Hinblick
auf die Wahl der Richter für den neuen einheitlichen
Gerichtshof für Menschenrechte die Bewerber zu Be-
fragungen eingeladen wurden, die von einem Unter-
ausschuss des Ausschusses für Recht und Menschen-
rechte abgehalten wurden.

2. Die Schlussfolgerungen des Unterausschusses wur-
den vor den Wahlen während einer der Tagungen der
Versammlung allen ihren Mitgliedern vorgelegt.

* Debatte der Versammlung am 24. September 1999 (32. Sitzung).
Siehe Dok. 8460, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschen-
rechte (Berichterstatter: Lord Kirkhill). Von der Versammlung am
24. September 1999 (32. Sitzung) verabschiedet.
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3. Die Versammlung ist der Ansicht, dass diese Befra-
gungen sehr hilfreich waren, um ein genaueres Bild
von den Qualitäten der Bewerber zu erhalten und so-
mit eine fundiertere Entscheidung treffen zu können.

4. Die Versammlung ist deshalb der Auffassung, dass das
System der Abhaltung von Befragungen nicht nur bei
Neubesetzungen eines Teils des Gerichtshofs (die alle
drei Jahre stattfinden und theoretisch die Hälfte der
Richter betreffen), sondern bei jeder Wahl, z. B. im
Falle des Rücktritts oder Todes eines der Richter, fort-
geführt werden sollte.

5. Dementsprechend weist sie den Ausschuss für Recht
und Menschenrechte – über einen seiner Unteraus-
schüsse – an, weiterhin Befragungen aller Bewerber
abzuhalten, die sich einer Wahl für den Gerichtshof
stellen und die Ergebnisse den Mitgliedern der Ver-
sammlung vorzulegen.

6. Zur ersten Wahl für den Gerichtshof wurden die Be-
werber gebeten, einen Lebenslauf nach dem von der
Versammlung mit ihrer Entschließung 1082 (1996)
verabschiedeten Muster einzureichen.

7. Dieser Musterlebenslauf erwies sich als sehr nützlich,
da er eine Reihe von Fragen enthält, die als wesentlich

betrachtet werden und einen Vergleich der Bewerber
erleichtert.

8. Nach den Erfahrungen mit der ersten Wahl von Rich-
tern für den neuen Gerichtshof – und nach informeller
Rücksprache mit dem Ministerkomitee – ist die Ver-
sammlung der Ansicht, dass die Praxis der Aufforde-
rung von Bewerbern zur Beantwortung der Fragen ei-
nes Musterlebenslaufs beibehalten werden sollte,
dieses Muster jedoch in einer Reihe von Punkten ver-
bessert werden könnte.

9. Die Versammlung verabschiedet daher den Musterle-
benslauf, der im Folgenden als Anhang zu dieser Ent-
schließung wiedergegeben ist.

10. Die Versammlung ruft darüber hinaus den Generalse-
kretär und alle anderen an dem Auswahlverfahren und
dem Wahlvorgang beteiligten Personen auf, das Ver-
fahren mindestens 12 Monate vor Ablauf der Amtszeit
des amtierenden Richters einzuleiten und den im An-
hang II dieser Entschließung als Richtschnur angege-
benen Zeitplan einzuhalten.

11. Die Versammlung fordert ihren Präsidenten auf, diese
Entschließung dem Präsidenten des Europäischen Ge-
richtshofes für Menschenrechte vorzulegen.
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Anhang l

Musterlebenslauf für Bewerber, die die Wahl in den Europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte anstreben
Um zu gewährleisten, dass die Mitglieder der Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rates über vergleichbare Informationen verfügen, wenn sie Richter für den Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte wählen, werden die Bewerber gebeten, einen kurzen Lebens-
lauf mit folgender Gliederung einzureichen:

I. Persönliche Angaben

Familienname, Vorname
Geschlecht
Geburtstag und Geburtsort
Staatsangehörigkeit(en)

II. Ausbildung und akademische und sonstige Qualifikationen

III. Einschlägige berufliche Tätigkeiten

a. Richterliche Tätigkeiten
b. Nichtrichterliche juristische Tätigkeiten
c. Nichtjuristische berufliche Tätigkeiten

(Bitte unterstreichen Sie die zurzeit bekleidete(n) Position(en))

IV. Tätigkeiten und Erfahrungen auf dem Gebiet der Menschenrechte

V. Öffentliche Tätigkeiten

a. Öffentliche Ämter
b. Wahlämter
c. In einer Partei oder politischen Bewegung bekleidete Positionen

(Bitte unterstreichen Sie die zurzeit bekleidete(n) Position(en))

VI. Sonstige Tätigkeiten

a. Gebiet
b. Dauer
c. Funktionen

(Bitte unterstreichen Sie Ihre derzeitigen Tätigkeiten)

VII. Veröffentlichungen und andere Arbeiten

(Sie können die Gesamtzahl der veröffentlichten Bücher und Artikel angeben, sollten aber nur
die wichtigsten Titel (höchstens 8) aufführen).
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VIII. Sprachen

Sprache Lesen Schreiben Sprechen

SG G B SG G B SG G B

a. Erste Sprache  . . . . . . . � � � � � � � � �
(bitte angeben)

b. Amtssprachen:

– Englisch  . . . . . . . . . � � � � � � � � �

– Französisch  . . . . . . . � � � � � � � � �

c. Andere Sprachen:

 . . . . . . . . . . . . . . . . . . � � � � � � � � �

 . . . . . . . . . . . . . . . . . . � � � � � � � � �

 . . . . . . . . . . . . . . . . . . � � � � � � � � �

SG = sehr gut; G = gut; B = befriedigend

IX. Andere sachdienliche Informationen

X. Bitte bestätigen Sie, dass Sie Ihren ständigen Wohnsitz in Straßburg nehmen werden,
wenn Sie zum Richter am Gerichtshof gewählt werden sollten.

Anhang II
Hinweise zum Zeitplan für die Neubesetzung eines Teils des Gerichtshofes

Zeit für die Regierungen der Mitgliedstaaten zur Auswahl ihrer  4 Monate 
Bewerber und zur Übermittlung der Namen an den General-  
sekretär des Europarates  
Zeit für das Ministerkomitee zur Prüfung der Bewerber und zur  1 1/2 Monate 
Beschlussfassung vor der Weiterleitung an die Versammlung  
Zeit für die Versammlung zur Durchführung ihrer Wahlverfahren 2 1/2 Monate je nach den Ta- 

 

gungen der Versammlung 
kann auch mehr Zeit 
gewährt werden) 

Zeit für den gewählten Richter zur Beendigung seiner vorherigen  4 Monate 
Beschäftigung und zum Umzug nach Straßburg (das ist wichtig  
für neugewählte Richter, kann aber auch für einen amtierenden  
Richter von Bedeutung sein, der einer der Bewerber war, aber  
nicht wiedergewählt wurde und sich deshalb auf die Suche nach  
einer anderen Beschäftigung und möglicherweise auf den Umzug  
in sein Heimatland einstellen muss)  
Gesamter Zeitbedarf für das Verfahren 12 Monate 
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Mitgliedsländer der Parlamentarischen Versammlung des Europarates (41)

Albanien Malta
Andorra Moldau
Belgien Niederlande
Bulgarien Norwegen
Dänemark Österreich
Deutschland Polen
Estland Portugal
Finnland Rumänien
Frankreich Russland
Georgien San Marino
Griechenland Schweden
Großbritannien Schweiz
Irland Slowakische Republik
Island Slowenien
Italien Spanien
Kroatien Tschechische Republik
Lettland Türkei
Liechtenstein Ukraine
Litauen Ungarn
Luxemburg Zypern
Ehem. Jugoslawische Republik Mazedonien

Länder mit Sondergaststatus (4)
– zur Mitwirkung in der Parlamentarischen Versammlung ohne Stimmrecht berechtigt
Armenien
Aserbaidschan
Bosnien-Herzegowina
Belarus*

Beobachter (2)
Israel
Kanada

* Der Sondergaststatus von Belarus wurde am 13. Januar 1997 ausgesetzt.

Anlage
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Funktionsträger der Parlamentarischen Versammlung des Europarates

Präsident Lord Russell-Johnston (Großbritannien – LDR)
Vizepräsidenten 19, darunter Klaus Bühler (Bundesrepublik Deutschland –

CDU/CSU//EVP)
Kanzler Bruno Haller (Frankreich)

Politischer Ausschuss

Vorsitzender Victor Ruffy (Schweiz – SOC)
Stv. Vorsitzende Kristiina Ojuland (Estland – LDR)

Jacques Baumel (Frankreich – EDG)
Latchezar Toshev (Bulgarien – EVP)

Ausschuss für Wirtschaft und Entwicklung

Vorsitzende Helle Degn (Dänemark – SOC)
Stv. Vorsitzende Jean Valleix (Frankreich – EDG)

Peter Bloetzer (Schweiz – EVP)
Mikko Elo (Finnland – SOC)

Ausschuss für Sozial- und Gesundheitsfragen

Vorsitzender Thomas Cox (Großbritannien – SOC)
Stv. Vorsitzende Johan Weyts (Belgien – EVP)

Lára Margrét Ragnarsdóttir (Island – EDG)
Andreas Gross (Schweiz – SOC)

Ausschuss für Recht und Menschenrechte

Vorsitzender Gunnar Jansson (Finnland – LDR)
Stv. Vorsitzende Rudolf Bindig (Bundesrepublik Deutschland – SPD/SOC)

György Frunda (Rumänien – EVP
Per Stig Moeller (Dänemark – EDG)

Ausschuss für Kultur und Erziehung

Vorsitzender Charles-Ferdinand Nothomb (Belgien – EVP)
Stv. Vorsitzende Emanuelis Zingeris (Litauen – EDG)

Pedro Roseta (Portugal – EVP)
Lluis Maria de Puig (Spanien – SOC)

Ausschuss für Wissenschaft und Technologie

Vorsitzender Ivan Melnikov (Russland – UEL)
Stv. Vorsitzende Claude Birraux (Frankreich – EVP)

Martti Tiuri (Finnland – EDG)
Sören Lekberg (Schweden – SOC)

Ausschuss für Umwelt, Regionalplanung und Kommunalfragen

Vorsitzende Cevdet Akcali (Türkei – EDG)
Stv. Vorsitzende Felice Carlo Besostri (Italien – SOC)

Daniel Hoeffel (Frankreich – EVP)
Olafur Örn Haraldsson (Island – LDR)
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Ausschuss für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen

Vorsitzender Agustin Diaz De Mera (Spanien –EVP)
Stv. Vorsitzende Tadeusz Iwinski (Polen – SOC)

Efstratios Korakas (Griechenland – UEL)
Ana Guirado (Spanien – SOC)

Geschäftsordnungsausschuss

Vorsitzende Pilar Pulgar (Spanien – EVP)
Stv. Vorsitzende Henning Gjellerod (Dänemark – SOC)

Miroslav Mozetic (Slowenien – EVP)
Jan Dirk Blaauw (Niederlande – LDR)

Landwirtschaftsausschuss

Vorsitzender Wolfgang Behrendt (Bundesrepublik Deutschland – SPD/SOC)
Stv. Vorsitzende Bernhard Seiler (Schweiz – LDR)

Takis Hadjidemetriou (Zypern – SOC)
Siegfried Hornung (Bundesrepublik Deutschland – CDU/CSU//EVP)

Überwachungsausschuss

Vorsitzender João Mota Amaral (Portugal)
Stv. Vorsitzende Jordi Sole Tura (Spanien – SOC)

Hanneke Gelderblom-Lankhout (Niederlande – LDR)
Juris Sinka (Lettland – EDG)

Ausschuss für die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit

Vorsitzender Jean-Claude Mignon (Frankreich – EDG)
Stv. Vorsitzende Vera Squacialupi (Italien – SOC)

Tunne Kelam (Estland – EVP)
Michael Hancock (Großbritannien – LDR)

Haushaltsausschuss

Vorsitzender Leo Goovaerts (Belgien – LDR)
Stv. Vorsitzende Alphonse Theis (Luxemburg – EVP)

Kimon Koulouris (Griechenland – SOC)
Serguei Glotov (Russland – UEL)

Ausschuss für die Gleichstellung von Frauen und Männern

Vorsitzende Yvette Roudy (Frankreich – SOC)
Stv. Vorsitzende Zdravka Busic (Kroatien – EVP)

Elena Poptodorova (Bulgarien – SOC)
Nina Kulbaka (Russland – UEL)

SOC Sozialistische Gruppe
EVP Gruppe der Europäischen Volkspartei
EDG Gruppe der Europäischen Demokraten
LDR Gruppe der Liberalen, Demokraten und Reformer
UEL Gruppe der Vereinigten Europäischen Linken
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